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2023.SR.0112
1 Begrussung und Mitteilungen

1. Vizepréasidentin: Ich begrisse euch ganz herzlich zu der heutigen Stadtratssitzung,
die zweitletzte Sitzung in diesem Jahr. Wie ihr seht, ist Michael Hoekstra abwesend in
der ersten Sitzung, er kommt dann in der zweiten wieder, und darum springe ich ein.
Und neben mir seht ihr heute Franziska Geiser, auch aussergewo6hnlich, sie wird am
Anfang tUbernehmen und spéater kommt dann Tom Berger. Rucktritte und neue Mitglie-
der haben wir keine, Geburtstage haben wir heute auch keine, aber vorgestern hat
Marcel Wiithrich Geburtstag gehabt und gestern Lukas Wegmuller und wir gratulieren
beiden ganz herzlich nachtraglich zum Geburtstag. Morgen hat Mahir Sancar Geburts-
tag, ihm gratulieren wir natirlich noch nicht. Ich habe noch 2 weitere sehr erfreuliche
Nachrichten zu verkiinden, und zwar 2 Geburten: Eine Geburt von unserer ehemaligen
Stadtratskollegin und Freundin Vanessa Salamanca, sie hat am 11. November einen
Sohn bekommen, und unser Stadtratskollege Lionel Gaudy ist auch Vater geworden am
20. November. Wir gratulieren beiden Familien von ganzem Herzen und wiinschen alles
Gute und ein schénes Kennenlernen. Wir haben hier vorne noch 2 Kartchen aufgelegt,
die ihr sehr gerne unterschreiben durft, und wenn ihr wollt, auch etwas Nettes hinschrei-
ben dirft. Wir starten am Anfang gerade mit 2 Antragen auf der Antragsliste. Der erste
Antrag ist vom GB-JA und fordert, dass die Traktanden 14, 15 und 16 nicht im Block,
sondern separat behandelt werden. Wir stimmen gerade Uber das ab. Wer den Antrag
annehmen will, stimmt Griin, wer ihn ablehnt, Rot, wer sich enthélt, Weiss.

Antrag
1 GB/JA, Ordnungsantrag

Die Traktanden 14, 15 und 16 sind nicht im Block, sondern separat zu behandeln.

Abstimmung

2023.SR.0112: Antrag 1

Annahme

Ja 32

Nein 17

Enthalten 0 Namensliste 008

1. Vizeprasidentin: Sie haben den Antrag angenommen. Dann ist ein Antrag auf Dis-
kussion zu einem aktuellen Ereignis eingegangen von der SVP. Es ist so, dass es die
letzten Male ein bisschen uneinheitlich gehandhabt worden ist. Ich erklare darum
schnell, wie wir das machen. Eigentlich haben wir beschlossen, dass es keine mindli-
chen Antragsbegriindungen mehr gibt, ausser bei Ordnungsantragen. Weil es regle-
mentarisch nicht ganz klar geregelt ist, wie man das macht bei einem Antrag auf Dis-
kussion zu einem aktuellen Ereignis, haben wir uns jetzt entschieden, dass man ganz
kurz etwas sagen darf, das heisst maximal eine Minute begriinden, und dann stimmen
wir dartiber ab. Darum erteile ich, sobald ich die Redner*innenliste gestartet habe, Alex
Feuz das Wort.

Alexander Feuz (SVP): Ich danke Valentina ganz herzlich, dass sie diese Sache rich-
tiggestellt hat. Man kann das verschieden anschauen. Bei einem anderen Antrag auf
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Diskussion habe ich nicht reden kénnen, spater hat man reden kénnen. Mir ist es ein-
fach wichtig, dass man das korrekt durchfihrt. Die schriftliche Begriindung haben Sie
gesehen. Der Grund, wieso ich das Theater halt trotzdem eingereicht habe: Der Ge-
meinderat héatte lange Zeit gehabt nach dem Medienartikel, zu reagieren. Er hat wieder
nicht reagiert. Wir haben ein Beispiel von Basel Stadt, wo der Regierungsrat eine Ver-
urteilung verlangt hat. Ich bin der Meinung, hier hatte die Offentlichkeit ein Anrecht, zu
erfahren, wie sich der Gemeinderat zu dieser Problematik stellt, dass man von Seiten
der Leitung Kunst sowie auch der Direktorin Kunsthalle so vorgeht und nichts macht.
Ich bin der Meinung, das wirde hier eine kurze Diskussion gebieten.

1. Vizeprasidentin: Danke Alex Feuz. Wir kommen direkt zur Abstimmung. Wer dem
Antrag zustimmt, stimmt ja, wer dagegen ist, stimmt nein, und wer sich enthalt, stimmt
enthalten.

Antrag

2 SVP: Antrag auf Diskussion zu einem aktuellen Ereignis:

Kontroverser Palastina Brief der neu gewahlten Direktorin der Kunsthalle:

- Wieso nimmt der Gemeinderat dazu nicht Stellung?

- Wieso folgt der Gemeinderat nicht dem Beispiel des Kantons Basel Stadt? Dort ap-
pellierte der zustandige Regierungsrat an den dortigen Direktor der Kunsthalle, die Ha-
mas als Organisation zu verurteilen.

Abstimmung

2023.SR.0112: Antrag 2

Ablehnung

Ja 8

Nein 42

Enthalten 3 Namensliste 009

1. Vizeprasidentin: Der Antrag ist abgelehnt.

2013.GR.000305

2 Umsetzung hindernisfreier 6ffentlicher Raum (UHR): Teilprojekt OV-
Haltestellen; Rahmenkredit fur Projektierung und Realisierung (Ab-
stimmungsbotschaft)

1. Vizeprasidentin: Wir kommen zu Traktandum 2, das ist eine Abstimmungsbotschaft.
Es geht um die Umsetzung des hindernisfreien ¢ffentlichen Raums und ich erteile der
Kommission das Wort. Fir die PVS spricht Laura Binz.

Laura Binz (SP) fur die Kommission: Die PVS hat das Geschéaft am 26. Oktober disku-
tiert. Das Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG) aus dem Jahr 2004 gibt vor, dass
Infrastrukturanlagen im offentlichen Raum zwingend hindernisfrei gestaltet werden
miissen, wenn sie gebaut oder umgebaut werden. OV-Anlagen hingegen missen ge-
nerell hindernisfrei sein, also unabhéangig von Bautatigkeiten. Hindernisfrei bedeutet
bei OV-Haltestellen, dass alle Menschen vollstandig autonom, also ohne Hilfe, ein- und
aussteigen kénnen. Wie in allen anderen Stadten, aber auch zum Beispiel bei der SBB
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oder anderen OV-Betreibern, wird das Gesetz bis zum Ende von der Umsetzungsfrist
vom 31. Dezember 2023 auch in Bern nicht umgesetzt sein. Die Umsetzung Hindernis-
freier Offentlicher Raum (UHR) lauft in der Stadt Bern aber schon langer. Erklartes Ziel
ist es, dass der offentliche Raum so gestaltet ist, dass er von allen Menschen genutzt
werden kann. Ein hindernisfreier 6ffentlicher Raum kommt nicht nur Menschen mit einer
Beeintrachtigung zugute, sondern auch élteren Menschen oder Menschen mit Kinder-
wagen oder kleinen Kindern. Seit 2015 sind verschiedene Projekte projektiert und um-
gesetzt worden, zum Beispiel neue Sitzbanke, Massnahmen bei Lichtsignalanlagen, in
Parkanlagen oder im Verkehrsraum. 2019 sind im Rahmen von einem Pilotprojekt 4
Bushaltestellen hindernisfrei umgestaltet worden. Das Pilotprojekt ist inzwischen abge-
schlossen und es konnten wichtige Erkenntnisse fur die Umgestaltung weiterer Halte-
stellen oder eben Haltekanten gewonnen werden. So ist deutlich geworden, dass jede
Haltestelle einzeln projektiert werden muss und dass die Anhebung der Haltekante in
vielen Féllen zu einem wesentlich grésseren Projektperimeter fuhrt, als urspringlich
angenommen. So braucht es zum Beispiel gentiigend Mandvrierflache fur Rollstihle.
Aktuell gibt es in der Stadt Bern 408 Haltekanten, davon entsprechen etwa 20% oder
ein bisschen mehr bereits den gesetzlichen Vorgaben. 146 Haltekanten werden im Rah-
men von Sanierungs- oder Neugestaltungsprojekten umgestaltet. Entsprechend sind
diese Kosten Teil der Projektkredite und nicht dieses Rahmenkredits. 94 Haltekanten
inklusive der 4 Pilot-Haltekanten sind Teil des Rahmenkredits. Sie sind priorisiert wor-
den und sollen in den néchsten ca. 10 Jahren umgestaltet werden. Kriterien fir die
Wahl der Haltekanten waren die Umsteigebeziehungen, die Nahe zu Institutionen fir
altere Menschen oder Menschen mit Behinderung sowie die Zahl der Ein- und Ausstei-
genden. 79 Haltekanten sind in der tiefsten Prioritdt und werden vorerst nicht umge-
staltet. Die Reihenfolge der Umgestaltung der 90 Haltekanten wird in engem Austausch
mit Behindertenorganisationen definiert werden. Fir die Gesamtkosten der Umgestal-
tung wird ein Rahmenkredit von 67°500’000 beantragt. Die Kosten fur die 4 bereits re-
alisierten Pilot-Haltestellen sind hier eingerechnet. Man geht auf den Grund der bishe-
rigen Erfahrungen von durchschnittlichen Kosten pro Haltekante von 680’000 Franken
aus. Diese Kosten variieren, je nachdem ob es eine Velo-Umfahrung braucht, und je
nachdem, ob eine Wartehalle oder eine neue Busplatte notig ist, ob Werkleitungen be-
troffen sind oder ob Baume im Perimeter stehen, auf die man achten muss. Im Projekt
sind 26 Fahrradumfahrungen vorgesehen.

Die Kosten in der Stadt Bern, also die durchschnittlichen Kosten fur eine Wartehalle,
sind bis auf 10% mit den Kosten in anderen Stadten vergleichbar. Man muss aber immer
auf spezifische Elemente in den verschiedenen Stadten achten. In den Honoraren sind
nicht nur klassische Ingenieurleistungen, sondern auch die Leitung des Grossprojekts
enthalten. Es wird erwartet, dass 90 Baugesuche eingereicht werden missen, und das
kann auch zu Einsprachen fiihren, die dann natirlich auch bearbeitet werden missen.
Es ist vorgesehen, dass pro Jahr circa 10 Haltekanten umgestaltet werden. Mehr wére
schwierig, erstens aus Ressourcengriinden, andererseits aber auch, weil die Netzqua-
litat bei Bernmobil stark beeintrachtigt wird, wenn zu viele Haltekanten gleichzeitig
umgebaut werden.

Der Gemeinderat wird in einzelnen Umgestaltungsprojekten bewilligen und die PVS
wird alle 2 Jahre Uber den Fortschritt der Umgestaltung informiert. In der PVS haben
wir auch noch Uber das Szenario einer Ablehnung des Rahmenkredits diskutiert. Klar
ist, dass die Pflicht zur Umgestaltung gemass BehiG besteht und auch weiterbesteht.
Behindertenorganisationen kdnnen das Recht auf ein autonomes Ein- und Aussteigen
ab 2024 einklagen. Wie es genau weitergehen wirde, ist noch nicht ganz klar. Denkbar
waren Teilldsungen, kleinere Pakete oder es ist auch denkbar, dass der Bund die
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Stadte beauftragen kdnnte, die Umgestaltung umzusetzen. Die PVS ist aber zum
Schluss gekommen, dass es richtig und wichtig ist, dass der offentliche Raum in der
Stadt Bern mdglichst von allen genutzt werden kann und dass die Umgestaltung der
OV-Haltekanten diesbeziiglich ein sehr wichtiges Projekt ist. Die PVS empfiehlt dem
Stadtrat den Rahmenkredit mit 10 Ja- bei 0 Nein-Stimmen und einer Enthaltung zur
Annahme. Die Kommission empfiehlt zudem einstimmig die Ermachtigung des Gemein-
derats zur Bewilligung der einzelnen Vorhaben zu Lasten des Rahmenkredits und die
Zustimmung zur Abstimmungsbotschatft.

1. Vizepréasidentin: Danke vielmals Laura Binz. Dann kommen wir zu den Fraktionser-
klarungen. Fir die SP-JUSO Sara Schmid.

Sara Schmid (SP) fur die Fraktion: Seit 1999 gibt es in unserer Verfassung ein Verbot
der Diskriminierung aufgrund einer Behinderung. Seit 21 Jahren haben wir in der
Schweiz auch das BehiG und seit 9 Jahren hat die Schweiz die UNO-Behinderten-
rechtskonvention (BRK) ratifiziert. Dennoch sind Menschen mit Behinderungen bis
heute in unserer Gesellschaft nicht gleichgestellt. Heute geht es um eine konkrete Um-
setzung der Vorgaben des BehiG von 2002 und konkret darum, dass die Infrastruktur-
anlagen im offentlichen Raum hindernisfrei sein miissen. Die Anlagen des OV mussen
gemass BehiG unabhéangig davon realisiert werden kdnnen, unabhangig davon, ob sie
neu gebaut werden oder umgebaut werden. Das heisst, bis Ende Jahr miissten alle OV -
Haltestellen hindernisfrei sein. Wir in der SP-Juso-Fraktion finden diese Vorgabe und
diese Ziele sehr wichtig. Es ist schon gesagt worden, dass die Frist der hindernisfreien
Umgestaltung oder Ausgestaltung von Bus- und Tramhaltestellen schweizweit bei wei-
tem verfehlt worden ist. Darauf haben die Behindertenorganisationen immer wieder auf-
merksam gemacht, aber auch medial ist dariiber berichtet worden. Es ist schwer ver-
standlich aus meiner Sicht, warum schweizweit die Planung so schleppend vorange-
gangen ist. Einfach, um ein paar Zahlen zu haben: Gemass einer Medienmitteilung von
Inclusion Handicap werden zwei Drittel der Tram- und Bushaltestellen in der ganzen
Schweiz bis Ende 2023 nicht behindertengerecht umgebaut sein. Ich bin auch ent-
tauscht personlich, dass in der Stadt Bern doch 319 von 408 Bus- und Tramhaltestellen
noch angepasst werden missen, auch wenn vorher gesagt worden ist von der Kommis-
sionssprecherin, dass natirlich auch einiges gelaufen ist in den letzten Jahren. Ich
glaube, die Zahlen zeigen sehr deutlich auf, dass da vorwarts gemacht werden muss,
und zwar nicht nur aus Uberzeugung, sondern auch, weil es ein gesetzlicher Auftrag
ist, das steht flir uns ausser Frage. Darum begriissen wir das vorliegende Projekt, das
jetzt 94 Haltestellen hindernisfrei umgestalten will, die eine hohe Umsetzungsprioritat
haben, aber im Gegensatz zu den anderen 146 Haltestellen, die schon in konkret ab-
sehbaren, geplanten Sanierungs- und Neugestaltungsprojekten hindernisfrei umgestal-
tet werden kdnnen, sonst nicht in absehbarer Zeit barrierefrei gemacht werden kénnten.
Es ist eine grosse Investition, aber es ist eine, die wir machen mussen und ja, schon
hatten machen sollen, und auch eine, die uns allen zugutekommt. Alle profitieren da-
von, wenn OV-Haltestellen in der Stadt Bern hindernisfreier werden. Das spire ich zum
Beispiel ganz konkret, wenn ich mit dem Kinderwagen unterwegs bin, aber natirlich
auch unsere alteren Mitmenschen, die vielleicht eine Geheinschrankung haben, profi-
tieren davon. Und natirlich ist es einfach grundséatzlich richtig und wichtig, dass Men-
schen mit Behinderungen sich autonom im offentlichen Verkehr und im 6ffentlichen
Raum bewegen kdnnen, ohne Hilfe von Dritten, die ja oft auch nicht so freudig abge-
wartet wird, zum Beispiel im Bus. Es ist also nicht ein Extra, kein Nice-to-have, es
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betrifft ganz viele Menschen konkret in ihrem Alltag, dass sie sich hindernisfrei fortbe-
wegen kénnen oder eben nicht. Wir begriissen auch ganz stark die bisherige und kinf-
tige enge Zusammenarbeit der Stadt Bern mit den Behindertenorganisationen wie zum
Beispiel in der Planung der Projekte, aber auch in der Erstellung von Beurteilungskri-
terien und der Umsetzung. Wir werden dieser Vorlage also klar zustimmen.

1. Vizepréasidentin: Danke, Sara Schmid. Dann erteile ich Alex Feuz von der SVP das
Wort.

Alexander Feuz (SVP) fur die Fraktion: Ich méchte zuerst der Kommissionsprecherin
danken fur ihre Ausfihrungen. Die SVP bekampft den Antrag nicht. Sie wissen, ich bin
auch Mitglied der FIKO. Ich bin einzig der Meinung, wir sollten noch klar verankern —
darum haben wir den Antrag gemacht —, dass man eben im Rahmen der gebotenen
Guterabwagung hier auch Uberwiegende o6ffentliche Interessen soll berlcksichtigen.
Insbesondere soll in jedem Fall die Prifung der Verhaltnismassigkeit im Sinne von Ar-
tikel 11 B.AG vorgenommen werden und es sei in jedem Fall ebenfalls eine sinnvolle
Variante auszuarbeiten und die in Artikel 16 B.AG vorgesehenen Normen seien einzu-
halten. Wie gesagt, um was geht es uns? Fir uns ist ganz klar, im Behindertengleich-
stellungsgesetz ist das so verankert, dass man hier Guterabwagungen macht und dass
man die Verhaltnisméssigkeit pruft: Mir ist auch klar, bei Neubauten muss man das
anders anschauen, da hat es andere Aspekte. Also es gibt gewisse Orte, wo man wirk-
lich im Einzelfall schauen muss, Was fir eine Lésung braucht es da und kann man
allenfalls auch Kompromisse machen, vdllig unbestritten. Darum haben wir auch auf
Artikel 15, Vorschriften flr technische Normen, hingewiesen, diese missen selbstver-
standlich eingehalten werden. Wir wollen hier nicht den Behinderten den Zugang er-
schweren. Ich rufe euch eine Erinnerung: Ich bin dann frisch im Rat gewesen, als es
um die Treppe hinunter in den Barenpark gegangen ist. Die SVP hat das klar unter-
stltzt, denn ich sage, gerade im 6ffentlichen Raum muss man den Behinderten diesen
Zugang gewadhren. Man muss hier keine Hindernisse schaffen, sondern man muss die
Hindernisse abbauen. Ich habe mir auch erlaubt, heute Reto Zurbuchen und Marieke
Kruit zu kontaktieren. Wenn sie dort in diesem Antrag gewisse Anpassungen vorneh-
men mdchten, habe ich Uberhaupt kein Problem. Denken Sie daran, wir haben auch
noch eine Volksabstimmung. Es ist ein hoher Kredit. Uns geht es darum, dass wir die
Sachen hier drin haben und dass man die Verhaltnismassigkeit klar geregelt hat. Ich
bin der Meinung, wenn wir das so drin haben, dann dient das allen. Und im Sinne eines
Kompromisses, wenn da von Seiten der Frau Gemeinderatinnen und Abanderungen
kommen, da lassen wir mit uns lassen reden. Wie gesagt, wir sind fir Behinderte, aber
die Bestimmung des BAG, die ja auch so vorgesehen ist, hatten wir einfach gerne noch
etwas starker, im deklaratorischen Sinn, drin in der Vorlage.

1. Vizeprasidentin: Danke Alex. Dann hat Mirjam Arn flr die GB-JA-Fraktion das Wort.

Mirjam Arn (GB) fir die Fraktion: Menschenrechte kénnte man anschauen als schrift-
lich festgehaltene Ubereinstimmung von gesundem Menschenverstand. Also Men-
schenrechte sind zum Beispiel das Recht auf Freiheit, auf Leben, das Recht auf Bil-
dung, das Recht auf Schutz vor jeglicher Form von Diskriminierung und das Recht auf
Wirde. 19 1/2 % aller Schweizerinnen und Schweizer haben eine Behinderung und 1/3
davon ist stark beeintrachtigt. Sie erleben taglich Einschrankung, sie erleben Abhan-
gigkeit und Diskriminierung und es sollte selbstverstandlich sein, dass alle Menschen
ein moglichst selbstbestimmtes Leben leben kénnen. Mobilitat, Zugang zu Gebauden,
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Bildung, Md&glichkeit zur Arbeit, selbststandiges Wohnen sind nur einige Beispiele. Seit
2004 ist das Beseitigen der Benachteiligung von Menschen mit Behinderung gesetzlich
festgehalten. Wie schon Sara Schmid gesagt hat, ist die Frist zur Umsetzung Ende
dieses Jahres abgelaufen. Als Griinde fur das nicht Einhalten dieser Fristen werden
das nicht Vorliegen von technischen Grundlagen, fehlende Ressourcen sowie man-
gelnde Zeitfenster fiir die Bautatigkeit genannt. Jetzt haben wir einen Teil der ndtigen
Ressourcen, um einen Teil der nétigen Massnahmen mit Verspatung durchzufihren
und es ist gar keine Diskussion, dass das unglaublich wichtig ist und nur ein erster
Schritt in Richtung Gleichstellung. Die GB-JA-Fraktion steht darum ganz hinter diesem
Projekt.

1. Vizepréasidentin: Merci, Mirjam. Dann hat Thomas Hofstetter das Wort.

Thomas Hofstetter (FDP) fur die Fraktion: Die FDP ist dafur. Die Argumente, die meine
Vorrednerinnen genannt haben, gelten auch fur die FDP. Wir finden auch, dass die
Stadt einen konstruktiven, pragmatischen Vorschlag gemacht hat, wie man die gesetz-
lichen Vorgaben vom Bund umsetzt. Wir sind aber auch fur den Antrag der SVP. Wir
haben das Gefihl, eine Verhéltnisméssigkeit zu prifen, macht Sinn.

1. Vizeprasidentin: Danke Thomas. Wenn es keine Fraktionsvoten mehr hat, kdnnen
sich Einzelsprechende anmelden. Bernadette Héafliger fur die SP-Juso-Fraktion.

Bernadette Hafliger (SP) fur die Fraktion: Es ist bereits gesagt worden, fast 20% der
Schweizer Bevdlkerung lebt mit einer Beeintrachtigung. In den nachsten Jahrzehnten
wird sich die Zahl der alteren und hochaltrigen Menschen verdoppeln. Die Menschen
haben, wie wir alle, ein Recht, einen Anspruch auf ein autonomes Leben. Autonomie
bedeutet eben gerade nicht, dass man in die Position des Bittstellers gedrangt werden
soll. Autonomie bedeutet Selbstbestimmung, Selbststandigkeit, Unabhangigkeit und
dass man nicht um Hilfe bitten muss. Ich finde, es ist sehr wohl Zeit, dass das Behin-
dertengleichstellungsgesetz in der Stadt Bern endlich nicht nur im Minimum umgesetzt
wird. Wenn die Stadt eine alters- und behindertenkonforme Infrastruktur zur Verfligung
stellen und damit auch zukunftsfahig sein will, muss sie diese Investitionen jetzt ma-
chen. Wir haben letzte Woche relativ locker und fast einstimmig der Aufhibschung ei-
nes Bads in der gleichen Gréssenordnung zugestimmt. Ich verstehe die Diskussion um
die Verhaltnismassigkeit nicht ganz.

1. Vizeprasidentin: Danke Bernadette Hafliger. Dann hat Michael Rufer das Wort.

Michael Ruefer (GLP) fir die Fraktion: Weil es ja jetzt hier noch einmal zur Sprache
gekommen ist, einerseits in der Form eines Antrags von der SVP und andererseits jetzt
im Votum von Bernadette Hafliger: Ich glaube, das Kriterium der Verhaltnismassigkeit
ist eben genau das entscheidende Kriterium. Es ist eine gesetzliche Vorgabe, dass es
eben die Erwagung gibt bei Haltekanten, die nicht so hoch frequentiert sind. Von diesen
gibt es auch in der Stadt Bern zahlreiche. Es geht darum, dass man sich gut tberlegt,
ob man die massiven Eingriffe, die da zum Teil nétig sind — denn jede Haltekante ist
sehr individuell — ob diese sich wirklich lohnen oder nicht. In einem hochsubventionier-
ten Bereich wie dem offentlichen Verkehr, finde ich, es ist selbstredend klar, dass man
die Erwagung auch machen muss. Ich glaube, die Stadt Bern und das Tiefbauamt ha-
ben hier einen sehr guten und ausgewogenen Kompromiss gefunden mit der Auswahl
dieser Anzahl Haltekanten.
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1. Vizeprasidentin: Danke Michael. Ich sehe niemanden mehr, der oder die sich ange-
meldet hat. Dann hat Marieke Kruit fir den Gemeinderat das Wort.

Marieke Kruit, Direktorin TVS: Die Bedurfnisse von Menschen mit einer Beeintréachti-
gung bei der Nutzung des offentlichen Verkehrs verdienen wirklich eine sehr hohe Pri-
oritdt. Mit dem Bundesgesetz lber die Beseitigung von Benachteiligungen von Men-
schen mit Beeintrachtigungen mussen alle 6ffentlich zuganglichen Einrichtungen des
Verkehrssystems kiinftig barrierefrei sein. Die OV-Branche sowie die Kantone, Stadte
und Gemeinden haben sowohl bei den Fahrzeugen, als auch an den Haltestellen doch
recht viel investiert und Massnahmen umgesetzt. Trotz dieses Engagements und vieler
Fortschritte kann vor allem die Umsetzung im Bereich der OV-Haltekanten nicht frist-
gerecht auf 2024 erreicht werden. Es braucht darum jetzt unbedingt einen zusatzlichen
Effort. Wie es die Referentin schon gut ausgefihrt hat, miissen noch 319 Haltekanten
barrierefrei umgestaltet werden. Ein Teil, namlich 146, sind bereits geplant in den or-
dentlichen Sanierungen, wie zum Beispiel beim Tram Bern-Ostermundigen und ande-
ren Projekten. Bei 94 Haltekanten sind in absehbarer Zeit keine Sanierungen geplant
und darum wollen wir das jetzt separat angehen. Wir machen eine Priorisierung. Die
Priorisierung der OV-Haltestellen erfolgt nach ganz klaren Kriterien und zwar nach Fre-
guenz, also Anzahl der Personen, die dort ein- und aussteigen, und nach N&he zu In-
stitutionen fur altere Menschen oder Leute mit einer Beeintrachtigung. Aber auch die
Umsteigebeziehungen sind beriicksichtigt worden. Selbstverstandlich haben wir die Be-
hindertenverbande bei dieser Priorisierung und bei der Entwicklung der konkreten Mas-
shahmen einbezogen und sie Uber das Vorgehen informiert. Delegierte aus diesen Ver-
banden werden auch bei der Erarbeitung der einzelnen Projekte miteinbezogen. Ja, wir
wollen vorwéartsmachen und darum kommen wir jetzt auch mit einem Rahmenkredit in
der Héhe von 67°500°000 Franken. Wir werden aber in der PVS alle 2 Jahre, wie es
schon gesagt worden ist, Uber diese Massnahmen und Uber die aktuellen Kosten Be-
richt erstatten. Pro Jahr werden wir so rund 10 Haltestellenkanten zuséatzlich umbauen
kdnnen. Mehr ist auch aus Grinden der Netz-vertraglichkeit nicht realistisch. Der Ge-
meinderat bittet euch denn auch, dem Rahmenkredit zuhanden des Stimmvolks zuzu-
stimmen.

Jetzt noch kurz zum Antrag, der heute reingekommen ist: Jedes stadtische Infrastruk-
turprojekt muss unter den Vorgaben der Verhaltnismassigkeit geplant und umgesetzt
werden. Wir haben ja eine Verpflichtung gegeniiber den Steuerzahlenden. Insofern
rennt der Antragsteller eigentlich offene Turen ein. Auch dass die einschlagigen Nor-
men gemass Artikel 15 BehiG angewendet werden missen, versteht sich von selber,
sonst ware so ein Projekt namlich gar nicht bewilligungsféhig. Und einfach noch eine
kurze Prazisierung: Der Antragsteller bringt zudem ein, dass keine Anpassung notwen-
dig ist, wenn der Aufwand fur die Anpassung 5% des Gebaudeversicherungswerts be-
ziehungsweise des Neuwerts der Anlage oder 20 % der Erneuerungskosten tbersteigt.
Diese Bestimmung gilt eben nicht fur 6ffentlich zugangliche Einrichtungen des o6ffentli-
chen Verkehrs, dazu gehoren natirlich auch die OV-Haltestellen. Somit gibt es hier
wirklich weniger Moéglichkeiten, zu Recht aus meiner Sicht, aus Griinden der Verhalt-
nismassigkeit auf eine hindernisfreie Umgestaltung zu verzichten, als bei anderen Bau-
ten.

1. Vizeprasidentin: Danke vielmals Marieke. Wir kommen zu den Abstimmungen. Es
ist ein Antrag eingegangen, ihr findet ihn auf der Liste auf Seite 2 und 3, von der SVP.
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Wir werden zuerst Uber diesen Antrag abstimmen, dann tUber den Antrag des Gemein-
derats und am Schluss noch uber die Abstimmungsbotschaft. Wer den Antrag der SVP
annehmen will, driickt Ja, wer ihn ablehnt, Nein und wer sich enthélt, enthalten.

Antrag

1 SVP

Bei der Projektierung und Realisierung der einzelnen Projekte seien im Rahmen der
gebotenen Glterabwdgung auch wichtige tGberwiegende 6ffentliche Interessen gebih-
rend zu beriicksichtigen; insbesondere ist in jedem Fall eine Prifung der Verhéaltnis-
massigkeit im Sinne von Art. 11 BehiG vorzunehmen und es sei eine im Einzelfall fur
das konkrete Projekt Stadt sinnvolle Variante auszuarbeiten; die in Art. 16 BehiG vor-
gesehenen Normen sind einzuhalten.

Abstimmung

2013.GR.000305: Antrag 1

Ablehnung

Ja 10

Nein 51

Enthalten 3 Namensliste 010

1. Vizeprasidentin: Der Antrag ist abgelehnt. Dann kommen wir zum Antrag des Ge-
meinderats. Wir stimmen ab.

Abstimmung

2013.GR.000305

Annahme

Ja 62

Nein 0

Enthalten 1 Namensliste 011

1. Vizeprasidentin: Der Antrag ist angenommen. Wir stimmen noch ab Uber die Ab-
stimmungsbotschaft.

Abstimmung

2013.GR.000305: Botschaft

Annahme

Ja 62

Nein 0

Enthalten 1 Namensliste 012

1. Vizeprasidentin: Auch die Abstimmungsbotschaft ist angenommen. Wir kommen zu
Traktandum 3.
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2023.FP1.000004

3 Erwerb Liegenschaftsportfolio des Schweizerischen Nationalfonds
zur Férderung der wissenschaftlichen Forschung; Liegenschaften am
Wildhainweg in Bern (Abstimmungsbotschaft)

1. Vizeprasidentin: Es geht wieder um eine Abstimmung und zwar um die Liegenschaf-
ten am Wildhainweg in Bern. Ich erteile der Kommission das Wort. Fiur die RWSU-
Kommission kommt Anna Leissing — nein, Bernadette Héfliger.

Bernadette Hafliger (SP) fur die Kommission: Anna ist krank, deswegen verlese ich
ihr Kommissionsreferat. Die RWSU hat das vorliegende Geschaft am 30. Oktober 2023
behandelt und empfiehlt es dem Stadtrat mit einem Stimmverhéltnis von 8 zu 2 zu 0 zur
Annahme. Es geht um den Erwerb des Liegenschaftsportfolios des Schweizerischen
Nationalfonds (SNF) zur Forderung der wissenschaftlichen Forschung am Wildhainweg
in Bern. In der Medienmitteilung vom 2. November betont die RWSU, dass sie den
Erwerb von mehreren Liegenschaften am Wildhainweg in der Langgasse zu einem Ge-
samtpreis von maximal 33’'900°000 Franken begrisst, weil sich die Stadt damit Grund-
eigentum an bester Lage sichert. Die 4 betreffenden Gebaude beziehungsweise Ge-
baudekomplexe und Gebaudeteile gehdren heute teils vollstandig, andere teilweise,
dem SNF und werden als Biro genutzt. Der SNF plant, seine Burordumlichkeiten in
einen Neubau im Wankdorf City zu verlegen und hat dazu im Jahr 2018 mit der Stadt
Bern eine Reservationsvereinbarung abgeschlossen. Teil der Reservationsvereinba-
rung war, dass sich der Fonds fur Boden- und Wohnbaupolitik ein Kaufrecht fur die 4
Liegenschaften im Gesamtpaket gesichert hat. Im April 2023 ist dann ein Kaufvertrag
mit nachfolgender Vereinbarung unterzeichnet worden. Eine Kaufpflicht: Die Stadt Bern
verpflichtet sich, die Liegenschaften zu kaufen und bis zum 31. Marz 2024 die dafir
notwendige Zustimmung einzuholen, in diesem Fall die Annahme durch die Stimmbe-
rechtigten der Stadt Bern. Das Kaufrecht: Der Fonds hat wahrend 10 Jahren das Kauf-
recht fiir die Liegenschaften. Zeitpunkt: Der Kauf und damit die Ubernahme von Nutzen
und Gefahr erfolgen erst nach dem Umzug des NSNF in die Buroraumlichkeiten, vo-
raussichtlich 2026. Der Kaufpreis von 31°'300'000 entspricht dem Marktwert, der im Jahr
2022 von der Immobilienfirma Wist und Partner geschatzt worden ist. Die Firma ist
gemeinsam zwischen NSF und der Stadt Bern ausgewahlt und anhand des Highest and
Best Use hergeleitet worden. Das bedeutet, dass der Marktwert ausschlaggebend ist,
der sich aus der bestmdglichen Nutzungsvariante eines unabhéngigen Dritten ergibt.
Die bestmoglichste Nutzungsvariante besteht im konkreten Fall in der Umnutzung von
Liegenschaften zu Wohnraum, weshalb der Marktwert fur alle Liegenschaften auf der
Nutzungsvariante Wohnen bestimmt worden ist. Zusatzlich zum Kaufpreis beinhaltet
den Vertrag zuséatzliche Kosten, namentlich die maximale Kaufpreisindexierung von
2’160°000 Franken, die Anteile an den Erneuerungsfonds in der Hohe von 360’000 so-
wie Notariats- und Grundbuchgebiihren in der Hohe von 30’000 Franken. Daraus ergibt
sich der Gesamtkredit von 33'900°000 Franken, der in der vorliegenden Vorlage der
Stimmbevdlkerung beantragt wird. Gewinnbeteiligung: Sollte die Stadt Bern die erwor-
benen Liegenschaften innerhalb von 10 Jahren nach dem Kauf mit Gewinn weiterver-
kaufen oder im Baurecht an Dritte abgeben, ist der Gewinn abzuglich der Kosten fir
die Vermittlung, den Verkauf und die Steigerung des Werts halftig mit dem SNF zu
teilen.

Nebst den technischen Daten hat die RWSU auch diskutiert, wieso der Erwerb dieser
Liegenschaft fur die Stadt Bern von Interesse ist. Mit dem Kauf der Liegenschaften am
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Wildhainweg erdffnet sich die Stadt Bern die Mdglichkeit, sich Grundeigentum an zent-
raler Lage zu sichern und die Liegenschaften in der Langgasse in der Spekulation zu
entziehen. Die zu zum Verkauf stehenden Liegenschaften befinden sich in einer Wohn-
zone, rund 300 Meter vom Zentrum und vom Stadtbach-Quartier entfernt, in der Nahe
des Hauptbahnhofs, in der Nahe von Kindergarten und Schulen, in der N&dhe von Ein-
kaufsladen. Der Bremgartenwald ist auch nicht weit und die Liegenschaften sind sehr
gut mit dem OV erschlossen. Der Kauf bietet somit Handlungsspielraum fiir verschie-
dene Nutzungsarten. Je nach Liegenschaft ist eine Umnutzung zu Wohnraum, die
Schaffung von Schulraum oder die Beibehaltung von Birordumlichkeiten mdglich. Auch
weitere Nutzungsarten sind denkbar. Das Potenzial fur eine Umnutzung zu Wohnraum
wird mit der Machbarkeitsstudie der Rykart Architekten AG dargelegt. Einige der Lie-
genschaften eignen sich sehr gut und kdnnten ohne grésseren Aufwand umgenutzt
werden. Bei anderen ist die Nutzung als Wohnraum entweder durch den Zustand der
Liegenschaft, durch die aktuellen Eigentumsverhéaltnisse, Stockwerkeigentum oder
auch aus denkmalpflegerischen Uberlegungen stéarker eingeschrankt. Moglich ist eine
zumindest teilweise Wohnnutzung aber bei allen zum Verkauf stehenden Liegenschaf-
ten. Ob und wie das dann sinnvoll ist, wird zu gegebener Zeit eruiert werden. Weil die
Verwendung und die Nutzung der Liegenschaften nach dem Kauf noch nicht bestimmt
sind, erfullt das Geschaft die Kriterien fur den Kauf unter dem Rahmenkredit des Fonds
nicht. Es wird deshalb ein separater Verpflichtungskredit von 33°900°000 bendtigt und
der Berner Stimmbevdlkerung zur Abstimmung vorgelegt. Auch die Abstimmungsbot-
schaft liegt uns vor und ist von der Kommission diskutiert worden. Sie erfillt aus Sicht
der RWSU samtliche Kriterien informiert sachlich und verstandlich tUber das Geschaft
und beinhaltet alle wichtigen Informationen. Gleichzeitig kann davon ausgegangen wer-
den, dass Grundeigentum an dieser hochwertigen Lage den Wert mindestens erhalt
und wohl noch steigern wird. Auch das ist in der Abstimmungsbotschaft so enthalten.
Schliesslich ist noch die Frage aufgekommen, ob sich die Stadt einen solchen Kauf im
Moment Uberhaupt leisten kann. Daraufhin ist betont worden, dass es sich um eine
Investition des Fonds fir Wohnbau- und Bodenpolitik handelt, der finanziell gut aufge-
stellt ist, und dass das Geld einem realen Gegenwert gegentbersteht und flr einen
realen Gegenwert investiert wird, namlich fir Grundeigentum im Zentrum der Stadt
Bern, das wie gesagt seinen Wert wahrscheinlich tendenziell noch steigern wird. Die
Kommission hat dem Gemeinderat ausdriicklich fur die vorausschauende Planung ge-
dankt. Diese vorausschauende Planung hat Uberhaupt ermdglicht, dass das Geschaft
zustande gekommen ist. Die Kommission empfiehlt dem Stadtrat die Vorlage mit 8 ja 2
nein und 0 Enthaltungen.

1. Vizeprasidentin: Danke Bernadette. Wir kommen jetzt zu den Fraktionsvoten. Fir
die SVP Janosch Weyermann.

Janosch Weyermann (SVP) fir die Fraktion: Grundsatzlich kann festgehalten werden,
dass die Lage dieser Liegenschaften gut ist. 400 bis 500 Meter Distanz zum Berner HB
sprechen fur sich. Damit hat sich es aber schon. Bei samtlichen Liegenschaften handelt
es sich, wie die Kommissionssprecherin gesagt hat, namlich um Birogebaude, die
heute auch ausschliesslich fur diesen Zweck genutzt werden. Dieser Umstand fihrt
dazu, dass fiir den Erwerb eben nicht einfach Geld aus dem Fonds genommen werden
kann, sondern jetzt ein entsprechender Kredit beantragt werden muss, weil das Geld
aus dem Fonds grundsatzlich eben fir Wohnraum reserviert ist. Man darf sich also
schon einmal zu Recht fragen, warum die Stadt derart viele Biroflachen erwerben will
oder warum sie das sollte, wo doch beispielsweise die stadteigenen Buroflachen im
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Beer-Haus in Bethlehem seit Monaten leer stehen. Dort reden wir von 1’500 m2, es
scheint sich kein Mieter zu finden. Es ist zudem ein Fakt, dass seit der Covidpandemie
viel weniger Buroflachen genutzt werden als frither und der Trend hin zum Homeoffice
ja noch weiterhin steigen wird. Es kann also davon ausgegangen werden, dass die
Stadt nach dem erfolgten Kauf auf einem Grossteil dieser Burofldchen sitzen bleiben
wird. Sollten die Liegenschaften jedoch spéater zu Wohnraum umgenutzt werden, res-
pektive umgebaut, sieht das natirlich schon ein bisschen anders aus. Wohnraum an
einer so zentralen Lage wird immer gefragt sein, das ist so. Doch bei einigen dieser zu
erwerbenden Liegenschaften handelt es sich um Stockwerkeinheiten, eine kiinftige Um-
nutzung zu Wohnraum bedarf also der Zustimmung aller Stockwerkeigentimer oder
einer Mehrheit, exgiise. Wer jemals an einer Stockwerkeigentimerversammlung gewe-
sen ist, Weiss, was das heisst: Das Gestirm ist schon vorprogrammiert. Doch das ist
nicht alles. Wollte man dereinst tatsadchlich einmal so eine Liegenschaft zu Wohnzwe-
cken umnutzen, ist locker mit Investitionskosten zu rechnen in der H6he des Kaufprei-
ses dieser Liegenschaften. Eines dieser Geb&dude musste gar von Grund auf neu auf-
gebaut werden, da es die heutigen Voraussetzungen der Erdbebensicherheit offenbar
nicht mehr erfillt. Ich zitiere hier gerne auch den Stadtratsvortrag, in dem es heisst:
"Die einer BlUronutzung dienende Liegenschaft ist als Stahlbau konzipiert und statisch
minimal bis ungenligend ausgelegt. Zudem weist der Stahlbau keine Brandschutzver-
kleidungen auf und die Erdbebentiichtigkeit wirde zusatzliche Aussteifungen erfordern.
Die Tragestruktur ist fur eine Umnutzung zu Wohnzwecken wie auch fur die Weiterfiih-
rung als Blronutzung ungeeignet." Also es kommt mir fast vor, als es ware die Ruine
Grasburg in einem besseren Zustand als diese Liegenschaft hier, und ich frage mich
schon, was man denn hier kauft, wenn es nicht mehr ist als einfach teures Bauland. Ob
die Stadt respektive der Fonds dereinst Uber entsprechende finanzielle Mittel verfiigen
wird, um dann dort diese Investitionen zu tragen oder, ja, das einfach investieren zu
kdnnen, ist die andere Frage.

Aber ich gehe gerne noch auf ein paar weitere Punkte ein, die gegen diesen Kauf spre-
chen. Ein weiteres Gebaude ist ndmlich von der Denkmalpflege als erhaltenswert ein-
gestuft. Wie ihr alle wisst, machen solche Einstufungen Umnutzungen immer enorm
kompliziert und vor allem sehr kostspielig. Die Liegenschaften lassen sich gemass die-
ser Machbarkeitsstudie zwar zu Wohnzwecken umnutzen, auf die Erstellung von Bal-
konen misste aufgrund der Denkmalpflege aber ganz klar verzichtet werden. Ja, aber
wer will denn bitteschén dort wohnen, ohne Balkone heutzutage? Es tut mir leid. Ein
weiteres Gebaude kénnte gemass dieser Machbarkeitsstudie zudem Platz fir 21 ein-
zeln vermietbare Zimmer bieten, mit einer Gemeinschaftskiiche und pro 2 Zimmer ein
Bad. Also fir mich tént das nach nichts anderem als Business Apartments. Ich glaube,
das ist nicht das, was ihr wollt, und es entspricht auch nicht der Stadtberner Wohnbau-
politik und vor allem nicht dem Verwendungszweck von Fondsgeldern. Bei der anderen
Liegenschaft konnten gemé&ss der Machbarkeitsstudie mehrere zweigeschossige
Wohnateliers mit bis zu 160 m2 realisiert werden. Auch das klingt fir mich eher nach
einer Luxuswohnung und nicht nach einer Familienwohnung fiir eine Familie mit gerin-
gem Einkommen. Ihr merkt, da sind noch viele Fragen offen, was mit diesen Liegen-
schaften dereinst passieren soll und zum jetzigen Zeitzeitpunkt ist es schlichtweg nichts
anderes als Kaffeesatzlesen. Der Gemeinderat scheint ja selber nicht zu wissen, was
er mit diesen Liegenschaften anfangen will. Ich werde den Verdacht einfach nicht los,
dass die Stadt einfach nicht nein sagen kann, wenn ihr Liegenschaften zum Kauf an-
geboten werden. Es kommt mir ein bisschen vor wie die Kindergeschichte von der klei-
nen Raupe Nimmersatt, die einfach nie genug bekommt. Ich erlaube mir hier schon
noch die Frage, ob die Stadt mit diesem Kauf und diesen vielen offenen Fragen nicht
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selbst zur Spekulantin wird — etwas, das ihr eigentlich immer verhindern wollt. Darum
machen wir es kurz: Die SVP wird das Geschéft einstimmig ablehnen.

1. Vizeprésidentin: Danke Janosch. Dann hat Simone Richner das Wort.

Simone Richner (FDP) fur die Fraktion: Janosch, du hast uns wunderbar die Details
aufgezeigt. Wir verzichten darum darauf, dort noch einmal ndher darauf einzugehen.
Es ist in der Tat sehr fragwiirdig, dieses Geschéft. Ich habe probiert, das Ganze ein
bisschen anhand eines Weihnachtsmarktes zu visualisieren. Stellt euch einfach vor, es
ware ein Weihnachtsmarkt, tberall glanzen die Lichter, verlockende Angebote, die Au-
gen strahlen, man lasst sich verzaubern, das Kaufverhalten wird impulsiver, angezogen
von den glitzernden Fassaden — ohne wirklich zu Uberlegen, ob das, was wir jetzt kau-
fen, von echtem Wert und Nutzen ist. Genau das passiert, hat man jedenfalls das Ge-
fuhl, gerade mit unserem Finanzdirektor betreffend diesen geplanten Kauf der Liegen-
schaften am Wildhainweg fur 33'890°000 Franken. In der festlichen Stimmung des
Markts vergisst man manchmal schnell, dass der wahre Wert eines Geschenks nicht im
Glanz der Verpackung liegt, sondern in seiner Bedeutung und seinem Nutzen. Ahnlich
ist es mit diesem Immobiliengeschéaft. Wir werden von der glanzenden Aussicht, Grund-
eigentum in bester Lage zu sichern, geblendet, Gbersehen dabei aber die fehlende
Klarheit Gber die fehlende Verwendung und den wahren Wert dieser Liegenschaft. Der
Kauf wird zulasten der Buchhaltung des Fonds gehen, der wirtschaftlich gar nicht gut
aufgestellt ist. Wir gehen also eine Verpflichtung ein, ohne eine klare Strategie zu ha-
ben fur die Nutzung dieser Liegenschaft. Das ist, als wirde man auf einer Weihnachts-
einkaufstour blindlings Geschenke kaufen, ohne ihre Kosten zu berlcksichtigen. Auch
der strategische Nutzen dieses Kaufes bleibt nebulés. Ja, es gibt ein Potenzial flr
Wohnraum und andere Nutzungen, aber gerade diese Moglichkeit sind derzeit nicht
mehr als gute Absichten, zumal ein Gebaude noch unter Denkmalpflege steht. Es
kommt mir vor, als wiirde man das Weihnachtsgeschenk aufgrund von Versprechungen
kaufen, ohne zu wissen, ob diese Versprechungen jemals eingelost werden kdnnen.
Wir dirfen uns also nicht von den glanzenden Verlockungen, von der kurzfristigen Ge-
legenheit blenden lassen. Wenn der Weihnachtsmarkt seine Pforten schliesst und der
Glanz nach und nach verblasst, missen wir uns auf das Wesentliche besinnen, namlich
auf verantwortungsvolle, wohl Uberlegte Entscheidungen, die die langfristige finanzielle
Stabilitat unserer Stadt gewahrleisten. Die FDP JF-Fraktion wird das Geschaft ableh-
nen.

1. Vizeprasidentin: Danke Simone. Dann hat Sibyl Eigenmann das Wort.

Sibyl Eigenmann (Mitte) fir die Fraktion: Zwischen dem leicht ineffizienten Interpella-
tionsreigen von heute Abend ist das Geschaft Wildhainweg sicherlich das interessan-
teste. Ich muss den Rat und insbesondere die Medien aber gerade zu Beginn enttau-
schen. Die Mitte wird nicht in den nachsten birgerlichen Angriff, wie es die BZ beschrie-
ben hat, miteinsteigen. Wir werden den Kauf unterstiitzen. Die Ausgangslage des Ge-
schafts Wildhainweg unterscheidet sich nach Ansicht der Mitte von der Ausgangslage
beim teuersten Spielplatz der Welt, Gber den wir kiirzlich abgestimmt haben. Ein milli-
onenteurer Kauf eines Parkplatzes, bei dem die Stadt erst nach Ergreifen des Referen-
dums an den Konditionen geschraubt hat und den Preis gesenkt hat, bei dem es einmal
geheissen hat, es gibt einen Spielplatz, nachher wieder Wohnraum, nachher wieder
einen Spielplatz, und bei dem Informationen teils verheimlicht beziehungsweise nicht
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korrekt kommuniziert worden sind. Gutgléubig, wie wir sind, gehen wir jetzt einmal da-
von aus, dass bei diesem Geschaft Wildhainweg all das nicht der Fall sein wird, sondern
dass es mit korrekten Dingen zu und her geht. Ja, es geht um viel Geld, aber es geht
auch um 6 bestehende Immobilien an bester Lage. Und auch wenn die Stadt nicht sa-
gen kann, was sie mit diesen 6 Immobilien machen will, Biiros, Schulraum oder Wohn-
raum, ist es tatséchlich eine einmalige Gelegenheit, an zentraler Lage. Fir uns zieht
auch das Argument nicht, dass die Stadt nicht einfach auf Vorrat kaufen kann. Wir
haben in diesem Saal genug oft Gber knappen Schulraum geredet, um zu wissen, dass
genau dann, wenn man etwas braucht, eben nichts auf dem Markt ist. Darum: besser
vorsorgen als spéater sorgen.

Und jetzt moéchte ich noch ein Wort loswerden zu all diesen Kommentarschreibern in
den Medien und anderen falschen Anschuldigungen, nach deren Ansicht alle birgerli-
chen Parteien nur aus Immobilienspekulanten bestehen. Ich besitze weder eine Immo-
bilie noch spekuliere ich mit irgendetwas, und so geht es auch der restlichen Fraktion.
Unsere Partei hat kein Spekulationsinteresse und arbeitet auch nicht darauf hin, irgend-
welche Grund- und Immobilienpreise in den Himmel hinauf zu treiben. Das ist vollig
absurd. Im Gegenteil, ich finde es sogar gut in diesem vorliegenden Fall, dass die Stadt
mit dem Kauf Spekulationen verhindern kann. Unsere Fraktion versteht es allerdings
als ihr Auftrag, ein Geschaft der Exekutive kritisch zu hinterfragen und einmal nicht in
den Deal einzuschlagen, wenn die Konditionen dafir nicht stimmen. Und bei der vor-
herrschenden Finanzlage sind wir als Parlament umso mehr gefordert und umso mehr
in der Verantwortung, auch wenn Gemeinderat Aebersold nachher in seinem Votum
gerade wieder darauf hinweisen wird, dass es nicht um Steuergelder geht, sondern um
den Fonds, wollen wir als Fraktion darauf hinarbeiten, dass auch der Fonds rentabel
bleibt. Der Fonds — bestes Beispiel ist momentan das Gaswerkareal, das momentan fir
die Bevdlkerung zur Ansicht aufliegt, Wohnungen an bester Lage mit Aussicht auf das
Grine beziehungsweise auf das Blaue. Das ware fur einmal eine Mdglichkeit, einen
winzigen Anteil der vielen geplanten Wohnungen in einem hohen Segment zu realisie-
ren, um wieder einmal potente Steuerzahlende anzuziehen und so die Stadtkasse auf-
zubessern und den Fonds rentabler zu machen. Ich betone noch einmal: Auch den
Fonds muss langfristig rentabel bleiben. Beim Geschéaft Wildhainweg sehen wir als
Fraktion der Mitte die Vorteile klar auf der Seite der Stadt und sagen darum Ja.

1. Vizeprasidentin: Danke, Sibyl. Das Wort hat Michael Ruefer.

Michael Ruefer (GLP) fur die Fraktion: Wir haben jetzt gerade ein Votum gehdrt, ge-
spickt von "ja, aber" und "wir gehen davon aus, dass der Gemeinderat das schon so
machen wird". Man hat gesagt "wir sind jetzt da gutglaubig". — Ich wiirde sagen, es ist
nicht gutglaubig, sondern naiv. Warum kommen wir zu diesem Schluss? Wir haben es
gehdrt im Votum vom Janosch Weyermann vorher: Das Geschéft ist gespickt voller
Widerspriiche. Man kann tUberhaupt keine rote Linie erkennen, keine Strategie, warum
man als Stadt jetzt ausgerechnet diese Liegenschaften aufkaufen muss. Aus diesem
Goldhiigel am Stadtbach droht innert Kiirze ein Fass ohne Boden zu werden, denn die
Umnutzungsmaglichkeiten sind schon in den Marktpreis, in den Kaufpreis eingeflossen.
An diesen Umnutzungsmaglichkeiten wird das Projekt — das Packchen diesen Liegen-
schaften des schweizerischen Nationalfonds — am Schluss gemessen und dort ist der
grosse Haken, wie es Janosch schon im Detail ausgefiihrt hat. Man weiss nicht genau,
was die Optionen sind. Man beruft sich auf eine Machbarkeitsstudie ohne jeglichen
Detaillierungsgrad. Denkmalvorschriften, fehlende Statik, etcetera, etcetera. Die M6g-
lichkeiten, ob man solche Liegenschaften Gberhaupt je als Wohnraum nutzen kann, die
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stehen total offen und sie sind nicht beantwortet. Ich sage noch etwas zur finanziellen
Lage des Fonds. Es ist gesagt worden im Kommissionsvotum, dem Fonds gehe es gut,
man kodnne sich jetzt einen solchen zusatzlichen Verpflichtungskredit weiterhin leisten.
Der Fonds hat aber im Gegensatz zu vor ein paar Jahren nicht mehr so viel Eigenkapi-
tal. Das heisst, ein neuer Verpflichtungskredit wird auch und zu einem grossen Teil
Uber Schulden finanziert. Ich bitte Finanzdirektor Michael Aebersold, schnell aufzuzei-
gen, wenn das maéglich ist in dieser kurzen Zeit, wie dieser Verpflichtungskredit jetzt
finanziert werden soll. Aus dem Vortrag wird das namlich nicht klar. Wir haben seit 2019
einen Rahmenkredit zum Erwerb von Liegenschaften fir Wohnungen, aber eben genau
Uber diesen Rahmenkredit kann dieser Erwerb von Liegenschaften nicht abgewickelt
werden, weil die Umnutzungen sehr, sehr unklar sind. An dem mangelt es genau in
diesem Geschaft, an Klarheit, und wir kdnnen als Partei und als GLP- JGLP-Fraktion,
die wir schon gegen den Rahmenkredit gewesen sind, selbstverstandlich dem Geschaft
in dieser Form nicht zustimmen.

1. Vizepréasidentin: Merci Michael. Das Wort hat Lukas Gutzwiller.

Lukas Gutzwiller (GFL) fur die Fraktion: Man kann feststellen, dass die Mitte dieses
Parlaments heute Abend nicht einig ist. Ich rede jetzt fir die Mitte von RGM, und zwar
wird die GFL/EVP-Fraktion dem Geschéaft zustimmen. Man darf sich aber sehr wohl ein
paar kritische Gedanken machen. In den 80er- und 90er-Jahren hat die Stadt bekannt-
lich ein grosses finanzielles Defizit gehabt, ein grosses Loch. Wir haben dann Altlasten
abbauen mussen ab dem Jahr 2000 und damals, in den 80er- und 90er-Jahren ist die
Stadt gezwungen gewesen, Tafelsilber zu verscherbeln, um die Schulden abzubauen.
Unter diesem Tafelsilber hat es auch Schulraum gehabt, den man dem Kanton verkauft
hat und der heute bekanntlich fehlt. Darum ist es sicher keine schlechte Idee, dass man
den Zustand von damals heute korrigiert und probiert, vorausschauend neuen Raum,
also neue Immobilien dazu zu kaufen als Reserve. Ich kann auch sagen, es ist eine
relativ einzigartige Gelegenheit, dieser Kauf. In meinen mehr als 13 Jahren als Stadtrat
ist es das erste Mal, dass wir so ein Geschéaft iberhaupt sehen. Trotzdem darf man
sich 2 kritische Fragen stellen. Die eine hat auch Janosch Weyermann schon erwahnt
und das ist auch ein bisschen der Grundtenor dessen, was bis jetzt gesagt worden ist.
Es gibt bis jetzt keine konkreten Anhaltspunkte zur zuklinftigen Nutzung. Die hatte der
Gemeinderat definitiv konkreter darstellen kénnen. Es wird einzig die Machbarkeitsstu-
die erwdhnt, die alle Gebaude analysiert hat. Da gibt es schon Fragezeichen, zum Bei-
spiel das aus den Siebzigerjahren stammende Biirogebaude mit der markanten Fas-
sade, das erhaltenswert ist gemass Denkmalschutz, es ist also nicht schitzenswert,
sondern einfach erhaltenswert. Aber wenn man jetzt dort Wohnungen reintun will, dann
wird es sehr schwierig sein, an dieser Fassade noch Balkone anzubauen, und das wird
definitiv einen Zielkonflikt geben, den die Stadt irgendwann angehen muss. Wir sind
gespannt, wie sie mit diesem Zielkonflikt umgehen wird.

1. Vizeprasidentin: Danke Lukas. Als nachstes kommt Katharina Gallizzi.

Katharina Gallizzi (GB) fur die Fraktion: Auch ich halte das Votum fir Anna Leissing,
die krank ist und uns zuhort. Liebe Anna, ich hoffe, ich halte das Votum so wie du es
gedacht hast. Die GB/JA-Fraktion begriisst den Erwerb der Liegenschaften am Wild-
hainweg ausdricklich. Es ist zentral, dass sich die Stadt Grundeigentum sichert und
zwar insbesondere in Stadtteilen wie in der Langgasse, wo die explodierenden Miet-
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preise und Quadratmeterpreise besonders hoch sind. Gerade dort muss die Stadt re-
gulierend eingreifen und der Boden- und Immobilienspekulation Einhalt gebieten. Aber
die Stadt muss auch allgemein vorwérts machen mit einer aktiven Boden- und Liegen-
schaftspolitik. Wir alle wissen, es hat Zeiten gegeben, in welchen die Stadt viel zu viel
Immobilien und Boden verscherbelt hat und somit dem Spekulationsmarkt Gibergeben
hat. Das muss korrigiert werden und mit diesem Geschéft kbnnen wir einen weiteren
Schritt in die richtige Richtung machen. Nur so kann die Stadt Wohnraum fur alle, auch
fur wenig Verdienende, schaffen, ein erklartes Ziel der Wohnstrategie der Stadt Bern.
Dieses Ziel gewinnt mit Blick auf die aktuelle Mietzinskrise noch mehr an Bedeutung
und auch wenn wir hoffen, dass sich die Lage auf dem Immobilienmarkt bis zum tat-
sachlichen Kauf der Liegenschaften am Wildhainweg beruhigt haben wird, ist davon
auszugehen, dass Stadtteile wie die Langgasse weiterhin mit Wohnungsnot und absurd
hohen Mietzinsen und entsprechenden Verdrangungen von wenig Verdienenden zu
kampfen haben wird. Dem etwas entgegenzusetzen ist das erklarte Ziel des Fonds fir
Boden- und Wohnbaupolitik. Dieses Ziel wird auch von der Stimmbevélkerung der Stadt
Bern mitgetragen. Wie wir bei der Abstimmung tUber den Rahmenkredit zur Schaffung
von Wohnraum im Jahr 2019 und bei dessen Erhéhung 2021 sehen konnten. Der ein-
zige Grund, warum der Kauf der 4 Liegenschaften — und das haben wir jetzt schon ein
paarmal gehort — am Wildhainweg nicht Gber diesen Rahmenkredit abgewickelt werden
kann, ist die Tatsache, dass Stand heute noch nicht ganz klar ist, was man mit diesen
Liegenschaften dann machen will.

An dieser Stelle wollen wir von der GB/JA-Fraktion schon bereits heute sagen, dass wir
uns daflr aussprechen, dass die Liegenschaften am Wildhainweg wenn maéglich in
Wohnraum und insbesondere in glinstigen Wohnraum umgenutzt werden. Die entspre-
chende Vorstudie zeigt das Potenzial auf, auch wenn Michael Rufer an dieser Studie
zweifelt. Wie wir spater noch héren werden, ist die Stadt punkto ginstigem Wohnraum
Uberhaupt nicht auf Kurs. lhr selbst erklartes Ziel von 1000 GUWR-Wohnungen wird sie
nur erreichen, wenn sie in allen Bereichen vorwarts macht: bei der Erschaffung von
glinstigem Wohnraum, bei Neubauten und bei der Einforderung von GUWR-Wohnungen
in den Baurechtsvertragen an Dritte und eben beim Kauf von Liegenschaften. Damit ist
der Kauf am Wildhainweg ein weiterer Puzzlestein hin zu einer Stadt, in der alle eine
bezahlbare Wohnung finden, indem die Stadt als Grundeigentiimerin sich einen Teil in
einem sehr begehrten Stadtteil sichert. Wir wollen hier auch noch sagen, dass es na-
tdrlich — und das hat die Mitte vorher auch gesagt — auch gut ist, wenn man jetzt nicht
alles in Wohnraum umnutzt und zum Beispiel die Hauser als Schulraum brauchen kann.
Auch da wissen wir, dass es sehr schwierig ist, Immobilien zu finden. Wenn man schon
einmal die Mdglichkeit hat, Immobilien zu kaufen, dann ist das nicht einfach nur Weih-
nachtsmarkt, sondern dann ist das wirklich etwas, das wichtig ist und das man auch
machen sollte. Vor diesem Hintergrund ist es fir uns sehr unverstandlich, dass die
einen birgerlichen Parteien, eben nicht ganz alle, sondern nur ein Teil davon, sich jetzt
gegen den Kauf dieser Liegenschaften aussprechen. Es handelt sich um eine sichere
Investition des Fonds fur Boden- und Wohnbaupolitik, der finanziell gut aufgestellt ist.
Es wird in einen reellen Gegenwert investiert, der sich mit grosser Wahrscheinlichkeit
in den nachsten Jahren noch steigern wird. Und es ist ein Geschéft, das der Wohnungs-
not, den steigenden Mietzinsen und der Verdrangung in dieser Stadt etwas entgegen-
setzen kann. Doch der GLP und der SVP und der FDP ist das hier offensichtlich ein
bisschen egal. Hauptsache, sich wieder einmal gegen die Stadt zusammenzutun und
in das langsam ein bisschen abgedroschene Horn der Sparpolitik zu blasen. Naja, lei-
der ist offenbar nicht viel mehr zu erwarten gewesen. Die GB-JA-Fraktion wird sowohl
dem Geschaft wie auch der Abstimmungsbotschaft zustimmen.
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1. Vizepréasidentin: Danke, Katharina. Dann hat Lena Allenspach von der SP-JUSO-
Fraktion das Wort.

Lena Allenspach (SP) fir die Fraktion: Wir befinden heute dartber, ob die Stadt
Grundstick erwerben soll und die Liegenschaften der Spekulation entziehen. Ein Kauf
zum Marktpreis von Liegenschaften an einer hervorragenden Lage in der Wohnzone.
Es ist eine sehr gute Gelegenheit, die die Stadt unbedingt nutzen soll, und ein gelun-
genes Beispiel fur eine aktive Bodenpolitik gemass Wohnstrategie, die auch Dritte in
die Pflicht nimmt, zu den wohnpolitischen Zielsetzungen der Stadt beizutragen. Das
Geschéft zeigt auch, dass die Stadt gut verhandelt hat: Im Gegenzug zum Baufeld im
Wankdorf kann sie die Liegenschaften in der Langgasse erwerben. Warum sind die
aktive Bodenpolitik und das Geschéft, Giber das wir heute befinden, fir die Menschen
in dieser Stadt zentral? Die Mieten in der Schweiz steigen seit 16 Jahren an und das,
obschon sie aufgrund der Zinse zumindest bis 2022 hatten sinken missen. Das hat
massgebliche Auswirkungen auf die Kaufkraft der Menschen. Die Miete stellt den gross-
ten Posten im Haushaltsbudget der meisten Menschen dar. Die Situation verscharft
sich jetzt noch zuséatzlich durch die Erhéhung des Referenzzinssatzes. Damit aber noch
nicht genug: Gerade einmal die Halfte der Mieter*innen in der Schweiz haben in den
letzten Jahren eine Mietzinsreduktion erhalten, das, wie gesagt, obschon die Vermie-
tersinnen die sinkenden Zinsséatze eigentlich hatten weitergeben miussen. Die Mieten
sind sogar noch erhéht worden, wenn beispielsweise die Mieter*innen gewechselt ha-
ben. Faktisch ist damit eine Marktmiete eingefiihrt worden, ohne dass man das im Miet-
recht niedergeschrieben hat. Im Sinne einer Boden- und Wohnbaupolitik, die den Men-
schen in dieser Stadt eine bezahlbare Wohnung ermdéglicht, ist es wichtig, mehr Boden
der Spekulation zu entziehen. Gleichzeitig ist dieser Kauf aber auch eine vorausschau-
ende und sichere Investition fur die Stadt. Der Wert wird mindestens gehalten und ich
wage zu behaupten, dass er steigen wird. Das finanzpolitische Argument zieht bei die-
sem Geschéaft daher nicht, auch wenn man probiert, das Sparschweinchen bei allen
moglichen Themen auf das Plakat zu drucken. Es geht hier um die zentrale politische
Frage, ob die Stadt Boden und Liegenschaften erwerben soll oder nicht, ob die Stadt
daflr sorgen soll, dass sich in Bern die Menschen noch Wohnraum leisten kénnen und
wir Uberhaupt genug Wohnraum haben. Diese Frage beantworten wir klar mit ja. Die
Stadt Bern nimmt heute schon eine Vorbildrolle ein, wenn es um die Schaffung von
mehr bezahlbarem Wohnraum geht, nicht zuletzt dank des Fonds fiir Boden- und Wohn-
baupolitik. Zur Erinnerung: Mit dem Fonds sollen Grundstiicke fir den Wohnungsbau
erworben werden, der Wohnungsbau geférdert und durch die Teilnahme am Boden-
und Wohnungsmarkt Spekulationen und Preissteigerungen bekampft werden. Diesen
Weg soll die Stadt weitergehen, besonders jetzt, wo so viele Menschen nicht mehr
wissen, wie sie ihre Rechnungen zahlen sollen, weil alles teurer wird. Es wird kritisiert,
dass man ja noch gar nicht weiss, was die Stadt mit diesen Liegenschaften macht.
Schliesslich kénnten sie auch statt fir Wohnungen fiir Schulraum gebraucht werden.
Ich kann mir kaum vorstellen, dass jemand hier drin ernsthaft sagen moéchte, dass wir
in dieser Stadt zu viel Schulraum haben. Wir sind gespannt, aber auch zuversichtlich,
wie die kinftige Nutzung der Liegenschaften aussieht. Die SP-Juso-Fraktion stimmt
dem Erwerb klar zu.

1. Vizepréasidentin: Danke Lena. Dann Raffael Joggi fur die AL-PdA-Fraktion.
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Raffael Joggi (AL) fur die Fraktion: Jetzt haben alle Fraktionen geredet, da wollen wir
natdrlich nicht fehlen. Wir sind total motiviert, wir méchten dem Gemeinderat ein Kranz-
chen winden. Unsere Fraktion findet, wir sollten eigentlich so lange Liegenschaften
kaufen, bis es kein Privateigentum mehr gibt an Wohnungen — also eine wunderbare
Aktion. Und gerade in Zeiten der Krise muss man investieren, das ist wirklich aus dem
Lehrbuch jedes BWL-Anfangerkurses: Nicht abkihlen lassen, mehr kaufen. Nur so
kommen wir durch die Krise.

1. Vizepréasidentin: Danke Raphael. Wir kommen, weil alle Fraktionen geredet haben,
zu den Einzelvoten, als erstes Ingrid Kissling -Naf.

Ingrid Kissling-Naf (SP): Ich habe mich entschlossen, kurz ein Einzelvotum zu halten
zu diesem Thema, weil ich wahrend mehreren Jahren das Gluck gehabt habe, in diesen
Lokalitaten zu arbeiten beim SNF. Ich habe ehrlich gesagt beim besten Willen nicht
verstehen, dass man sich aus burgerlicher Sicht gegen das Geschaft wendet. Es ist
eine Toplage, es sind Top-Geb&aude und nun kauft die Stadt diese auf — also, wenn man
so will, der Sechser im Lotto. Und das kritisiert man vor dem Hintergrund der Tatsache,
dass noch nicht ganz klar ist, wie man es verwendet. Ich denke, aus Sicht der Investi-
tionen, aus Sicht der Anlage, aus Sicht des Standorts gibt es an diesem Kauf oder an
diesem Angebot Uberhaupt nichts zu kritisieren und ich finde es wirklich sehr bedauer-
lich, dass man das noch mit dem Aspekt des Sparens und mit dem Sparschweinchen
verbindet, denn es ist eine super Investition und eigentlich misste man die Stadt be-
glickwinschen, dass sie den Kauf jetzt wirklich macht.

1. Vizeprasidentin: Danke Ingrid, denn Alex Feuz.

Alexander Feuz (SVP): Ich méchte zuerst meinen birgerlichen Vorsprechern danken:
Janosch Weyermann, der das schdne Beispiel gebracht hat, wie der Zustand dieser
Hitte bald schlechter ist als die Ruine Grasburg. Ich mdchte Michael Ruefer danken
und Sibyl Eigenmann, die hier die richtigen Punkte erwischt haben. Ich hoffe, die Mitte
stimmt jetzt dann auch Nein. Nach dem Votum der Alternative Liste PdA sollte sie ei-
gentlich merken, dass es ein schlechtes Geschaft ist. Und sonst hoffe ich jetzt, mit
meinem Votum euch noch dazu zu bewegen, doch klar Nein zu stimmen. Vielleicht
etwas: Immobilien Stadt Bern (ISB) grossartig einleitend, Kihlewil hat man 2017 bis
2020 — ich bringe es immer wieder — fir 30°300°000 saniert, hat es nachher im 2021
oder 2022 fir 12’800°000 verkauft, und so lauft und rentiert das naturlich nicht. Auch
das Geschaft hier gibt wiederum einen absoluten Reinfall.

Im Hinblick auf die Botschaft beschranke ich mich auf ein paar wesentliche Punkte.
Wenn ihr schaut, insbesondere fir die Mitte, Seite 9: Wenn man es dann einmal wei-
terverkaufen kbnnte mit Gewinn, musst ihr dann die Halfte wiederum dem Nationalfonds
geben, wird es wiederum geteilt, und ihr habt nachher noch einen Besitzersteuerabzug.
Schaut das einfach einmal gut an auf Seite 9. Und jetzt misst ihr das Geschaft einmal
anschauen, sie haben teilweise noch Stockwerkeigentum drin. Was heisst das konkret?
Das heisst also unter Umstanden, dass der eine Stockwerkeigentiimer gegen das Bau-
vorhaben Einsprache macht, Beschwerde macht, und dann kénnt ihr jahrelang nicht
bauen. Nachster Punkt: Biroflachen. Ich wiirde ihnen jetzt abraten, in der Stadt Bern
weitere Buroflachen zu kaufen. Wie viele Leerstande haben wir? Nachster Punkt: Bei
allen Liegenschaften besteht ein hoher Investitionsbedarf, insbesondere wenn ihr die
Sache umnutzen wollt fir Wohnungen. Auch dort, das ist, wie wenn ihr einen alten VW
habt ohne Oldtimerzeug, irgendeinen Passat aus den Achtzigerjahren, und dann wollt
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ihr den zwag machen. Das ist dann moglicherweise teurer, als wenn ihr einen neuen
kauft, der alles erfillt. Das ist eine riesige Problemliegenschaft. Die Lage ist gut, aber
die Umbaukosten sind jenseitig. Und wenn ihr jetzt da diese Wohnateliers von 105 bis
159 m2 habt, das gibt Luxus-Appartements oder was auch immer. Was wollt ihr dort
machen? Ein paar hochsubventionierte Kiinstler kommen dann vielleicht dorthin, fir die
die Stadt Bern auch wieder zahlen muss. Auch dort ein Reinfall. und jetzt die 21 Zimmer
mit einem Bad und einer Gemeinschaftskiiche, das klingt fir mich stark nach Business
Appartements. Ich gehe davon aus, dass man dann wahrscheinlich nicht den stellver-
tretenden Direktor der Galenica zusammentut mit einem Fursorgeabhéngigen. Da gehe
ich dann davon aus, dass diese 2 Zimmer bekommen pro eine Wohneinheit, aber das
sind Business-Appartements. Und Balkone kénnt ihr dann teilweise auch nicht machen
wegen des Denkmalschutzes. Und wenn ihr das einfach anschaut, mit diesem Investi-
tionsbedarf, ist es ein Fass ohne Boden. Und wenn ihr seht, dass eben eine Liegen-
schaft als erhaltenswert eingestuft wird, dann dirft ihr keine Balkone machen. Auch
das ist doch nicht attraktiv fur eine Familie, wenn ihr nicht auf einen Balkon gehen
kénnt. Das ist wirklich ein Projekt, das vielleicht fir einen Architekten noch lustig ist,
fur die Stadt Bern ein Reinfall, der sich nicht rechnet. Und nachher das Problem, bis
dann die Sache an die Stadt tGbergeht, habt ihr lange Prozesskosten, die Liegenschaf-
ten stehen leer.

Das gibt wiederum Grund, dass die Mitte ihren Standpunkt jetzt berdenkt und ange-
sichts der Punkte die ich euch ganz einfach und summarisch aufgezeigt habe, hier nein
sagt. Die GLP ist vernlnftig und lehnt es ab, die FDP ist verninftig und lehnt es ab und
die SVP ist sowieso immer klar dagegen gewesen. Uberlegt euch das nochmals und
stimmt hier nein zu diesem Blddsinn. Denkt sonst einmal ein bisschen an Kihlewil,
dann schlaft ihr schlecht.

1. Vizeprasidentin: Danke Alex. Das Wort hat Janosch Weyermann.

Janosch Weyermann (SVP): Ich will vielleicht auf ein paar Sachen Replik halten, die
da gesagt worden sind, vor allem auf den Sprecher der Linksaussen-Fraktion, der im-
mer die antizyklische Ausgabenpolitik predigt. Es geht einfach immer darum: Geld aus-
geben, Geld ausgeben, Geld ausgeben — egal in welchem Konjunkturzyklus wir uns
befinden. Das heisst immer in der Krise investieren, aber wenn die Wirtschaft wieder
brummt, gebt ihr das Geld trotzdem aus, und das ist Ubrigens nicht BWL, sondern VWL,
einfach zum Mitschreiben. Nachher wegen dem Bodenfonds: Es ist gesagt worden, das
musse man jetzt kaufen, das sei eine super Lage, aber es ist ja schon so — der Fonds
ist unbestritten, den gibt es seit 1985, vom Volk gewollt — aber es ist doch schon so,
wenn man jetzt das Geld ausgibt und nachher vielleicht bessere Liegenschaften auf
den Markt kommen und der Stadt angeboten werden, hat man dann die Kohle vielleicht
nicht, um das nachher kaufen. Das ist das Gleiche, wie wenn ich jetzt ein Auto kaufe,
das 10°000 Franken kostet, aber eine Beule hat, weil es auf dem Markt gerade kein
anderes hat. Ich nehme doch nicht das, nur weil es jetzt einfach nur das hat, denn es
kommt ja dann vielleicht schon wieder ein Auto, das einfach auch ohne Beule zu haben
ist. Ich bin schockiert.

1. Vizeprasidentin: Danke Janosch, dann Simone Richner.
Simone Richner (FDP): Ich habe noch schnell auf eine Aussage eingehen wollen, die

hier immer wieder genannt wird, namlich dass der Fonds die Steuerzahler nicht tangie-
ren soll. Das stimmt so einfach nicht. Zum Beispiel werden ja die Kredite fiir den Fonds
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Uber den steuerfinanzierten Haushalt aufgenommen und weitergegeben. Das Risiko fur
die Amortisationen und die Zinszahlungen trégt die ganze Stadt Bern und damit auch
der Steuerzahler.

1. Vizepréasidentin: Merci Simone. Das Wort hat Johannes Wartenweiler.

Johannes Wartenweiler (SP): Boden kaufen ist eigentlich immer ein gutes Geschéft.
Es ist eher ein schlechtes Geschéft, keinen Boden kaufen zu wollen, und es ist ein
Fehler, wenn man hier nicht einsteigt. Und die Behauptung, dass man vielleicht dann
bei einem besseren Geschéft kein Geld mehr hat, ist schon deswegen ziemlich an den
Haaren herbeigezogen, weil in der Stadt Bern so viel Boden an so einer Lage sowieso
nicht zur Verfugung steht. Also, dass die Stadt hier ihren Einfluss geltend macht und
sich fur das Stick Land mit den Liegenschaften darauf engagiert und jetzt Geld in die
Finger nimmt, finde ich und finden wir von der SP nur verninftig. Wir finden eigentlich,
all die, die hier sich ein bisschen gegen das Geschéft aussprechen, handeln nicht sehr
im Interesse der Offentlichkeit.

1. Vizepréasidentin: Danke Johannes. Als nachstes kommt Dolores Dana.

Dolores Dana (FDP): Morgen ist Black Friday und dann kauft man oftmals Sachen, die
man eigentlich nicht braucht. Und bei dieser Liegenschaft, ob das jetzt ein Sechser im
Lotto ist oder nicht, das wird dann die Zeit weisen, aber Sechser im Lotto kdnnen auch
durchaus zum Albtraum werden. Und wenn das wirklich so eine gute, super Liegen-
schaft ist, dann erklare ich mir dann auch nicht, warum der Nationalfonds rausgehen
will. Also von dem her finde ich diese Argumente ein bisschen speziell. Das zweite ist:
Wenn die Stadt Bern umbaut, wird es immer — aber immer — teurer. Die Stadt kann nicht
gunstig bauen, weil es so viele Bittsteller hat, die da sind, und man muss dann noch
dieses Blimchen hintun und es muss dann noch das mdglich sein und es muss dann
auch gunstig sein und so weiter. An all die, die jetzt immer sagen wegen dem Fonds:
Der Fonds ist schon besser dagestanden. Der hat im Moment eigentlich Geld verloren
und wir sind einzig noch positiv, weil man so eine Aufwertungsreserve hineingemacht
hat. Darum mussten sie auch mit den Mietzinsen hinauf, ein Skandal, oh, die Armen
kdénnen sich dann nicht mehr einen Mietzins leisten. Nein, man muss einfach auch se-
hen, dieser Fonds muss auch rentieren, wir miissen mit diesem Geld umgehen. Und
wenn wir jetzt einfach eine Liegenschaft kaufen und nicht einmal wissen, was wir damit
machen wollen, und uns einfach auf eine Machbarkeitsstudie stirzen, also da habe ich
dann schon ein bisschen Miuhe. Also mit meinem eigenen Geld wirde ich so jedenfalls
sicher nicht umgehen. Gut, und dann will man das Privateigentum abschaffen, das finde
ich auch immer wieder schon. All die, die das wollten, haben es einfach nicht Uberlebt,
das sieht man auch bei den Russen, die nachher ins pure Gegenteil hineingegangen
sind. Es ist zwar lustig als Idee, aber ich glaube, die Stadt sollte diesem Beispiel sicher
nicht folgen.

1. Vizeprasidentin: Merci Dolores, dann Thomas Glauser.

Thomas Glauser (SVP): Immobilien kaufen ist sicher gut, in Immobilien zu investieren
kann Vorteile haben, aber hier macht es sich die Stadt einfach, mit Steuergeldern Im-
mobilien zu kaufen, so ein bisschen ohne Strategie. Hauptsachlich sind es Birordume
und Biroraume sind vielleicht auch nicht mehr so gefragt seit Corona. Es geht hier
immerhin um 31°000'000, die man investieren will. Dass man dann dort Wohnungen
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machen kann, das ist ja noch nirgends geschrieben, dass es Einsprachen gibt, dass es
muhsam wird dort. Die ganze Sache in Wohnbau umzumodeln, wird sicher nicht ein-
fach. Ich Uberlege mir schon ein bisschen die finanzielle Lage der Stadt Bern. Der
Fonds ist ja gar nicht liquid. Was muss man dann machen? Pumpt man dann die FIFA
wieder an fur Geld oder wo nimmt man denn das Geld her? Macht euch dort schon ein
bisschen Gedanken. Es ist immer einfach, wenn man mit fremdem Geld das Geld aus
dem Fenster werfen kann. Herr Feuz hat es schon gesagt: Kihlewil ist das beste Bei-
spiel hier, 30’000°000 Renovationen und nachher an die Siloah verkaufen fir
12’800°000, da haben wir natirlich den schwarzen Peter gezogen als Steuerzahler.
Darum: Lehnt das Geschéft ab.

1. Vizepréasidentin: Merci Thomas, dann noch einmal Ingrid.

Ingrid Kissling-Naf (SP): Warum sucht der Nationalfonds ein anderes Gebaude? Es
gibt sicher mehrere Griinde, aber ein zentraler Grund ist, dass der Nationalfonds von
seinen Aktivitdten und von seinem Staff her in den letzten 10 Jahren um mindestens
50% oder fast 100% gewachsen ist. Das heisst, die Verteilung auf die verschiedenen
Standorte mit 5 Standorten ist ein Problem und das Wachstum hat so etwas ergeben
und man hat sich entschieden, ins Wankdorf zu gehen. Ich hatte mir persénlich ge-
winscht, man ware in den Westen gegangen zum Campus, aber das ist nun einmal so
und das erklart auch, warum eine Veranderung dort ansteht.

1. Vizeprasidentin: Merci Ingrid, dann noch einmal Alex Feuz.

Alexander Feuz (SVP): Keine Angst, ich wiederhole nicht das, was ich schon einmal
gesagt habe. Ich habe gedacht, wenn Ingrid redet, muss der Feuz auch noch einmal
nach vorne. Wenn der Nationalfonds die Sache verkauft, habe ich auch gar kein Prob-
lem damit, wenn sie an einen anderen Ort gehen. Aber dann soll doch die Stadt Bern
nicht diese Hitten kaufen. Wenn der Nationalfonds einen Entscheid gemacht hat und
von dort weggeht, akzeptiere ich das, dann sollen er das Privaten lberlassen, aber ich
habe ausfihrlich dargelegt, wieso wir hier einen nassen Schuh herausziehen oder ei-
nen Schuh mit Dreck mit diesem Geschéaft. Darum klar nein.

1. Vizeprasidentin: Danke Alex. Dann kommen wir zum Schluss zu Gemeinderat Mi-
chael Aebersold.

Michael Aebersold, Direktor FPI: Ich bin gerade ein bisschen erschrocken, als Raffael
Joggi da vorne den Gemeinderat so gelobt hat, und ich habe mich gefragt, ob wir etwas
falsch gemacht haben. Aber wir haben es also nicht, von dem her nehme ich das Lob
dankend an. Ich mochte ein wohnpolitisches Intro halten. Ich werde dann nachher nicht
zu jedem wohnpolitischen Vorstoss heute am Abend noch reden, weil ich das Wich-
tigste jetzt schon gesagt habe. Ich méchte euch einfach noch einmal die Zielsetzungen
des Reglements Uber die Boden- und Wohnbaupolitik der Stadt Bern in Erinnerung ru-
fen. Das ist ein Gesetz. Ein Gesetz ist zu befolgen. Das Gesetz sagt: "Die Gemeinde
schafft durch eine aktive Boden- und Wohnbaupolitik die Voraussetzung fir eine zeit-
gemasse, soziale, wirtschaftliche und bauliche Entwicklung der Stadt Bern. Sie fordert
insbesondere den gemeinnitzigen Wohnungsbau, sorgt fur die Erhaltung von preis-
gunstiger Bausubstanz und ist bestrebt, ein ausreichendes Angebot kinderfreundlicher
sowie behindertengerechter Wohngelegenheiten bereitzustellen. Die, die es interes-
siert, kdnnen in Artikel 2 nachlesen, wie das noch explizit ausgefiihrt ist. Ich will euch
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da nicht das Ganze vorlesen, aber doch die Ziffer a: "Die Beschaffung und Abgabe von
Grundsticken, Land und Liegenschaften.” Ziffer f: "Die Teilnahme am Boden- und Woh-
nungsmarkt zur Bekampfung der Spekulation und der Preissteigerung.” Und Ziffer G:
"Die Koordination mit dem Bund, dem Kanton, der Burgergemeinde und den Regions-
gemeinden." Mit dem Kauf dieses SNF-Portfolios machen wir genau das: Wir befolgen
das Reglement, in idealer Weise. Mit diesem Kauf kann sich die Stadt — es ist gesagt
worden, ich wiederhole das — Grundeigentum an zentralster Lage sichern. Kolleginnen
und Kollegen hier an der Uni, der Kanton, das Spital, die Stadt, wir suchen alle ver-
zweifelt Areale in der Langgasse, gerade in der LAnggasse aussen, um all die Bedurf-
nisse zu ersetzen, beispielsweise Schulraum. Von dem her werden wir hier ganz sicher
auch 2 oder 3 Trumpfasse haben, die man dann allenfalls sogar bei einem Tauschge-
schaft mit dem Kanton, mit einem Spital, mit der Burgergemeinde einsetzen kann. Es
geht um Finanzvermdgen, ich sage das einfach noch einmal. Die Investitionen stammen
nicht aus dem steuerfinanzierten Haushalt, die Schuldzinsen muss der Fonds selber
tragen und nicht der steuerfinanzierte Haushalt.

Politisch haben wir eine ganz klare Unterstitzung fur unsere Wohnbaupolitik. Neben
dem Reglement méchte ich daran erinnern, dass wir einen Rahmenkredit haben von
60°000°000 von 2019. Im September 2021 haben fast 70 % der Stimmburgerinnen und
Stimmbdirger der Stadt Bern diesen Kredit noch einmal um 45°000°000 erhdéht. Ich
glaube also, wir sind hochst legitimiert, diesen Kauf zu tatigen. Wir bekommen, und das
ist auch ganz wichtig, einen realen Gegenwert, also fur die 34°000'000 kaufen wir Lie-
genschaften, die man wahrscheinlich, wenn man das wollte, sofort fur mehr Geld ver-
kaufen kdnnte, und das ist wahrscheinlich auch einer der Hauptgriinde, dass sich der
Nationalfonds ausbedungen hat, dass, wenn man die verkaufen wirde, jetzt als
Schndppchen nehmen und nachher weiterverkaufen, dass er nachher am Gewinn be-
teiligt wirde. Ich will hier auch sagen, das ist nicht einfach eine Gelegenheit, die uns
Uber den Weg gelaufen ist, sondern das ist ein strategisch vorbereiteter Entscheid ge-
wesen. Dann, als mein ISB-Verwalter gekommen ist und gesagt hat, der Nationalfonds
ist interessiert an einem Baufeld im Wankdorf oben, habe ich gesagt, dann gibt es ein
Gegengeschaft. Warum habe ich gesagt, es gibt ein Gegengeschaft? Wenn die Liegen-
schaft auf den Markt ginge, dann héatte man die nie kaufen kénnen, das garantiere ich
euch. Wir werden das genau gleich jetzt auch mit dem Kanton, mit dem Bund und mit
den Burgern probieren und sagen, ihr braucht etwas von uns, wir brauchen etwas von
euch, entsprechend gibt es ein Gegengeschéft. Das gibt eine saubere Schatzung. Es
ist eine Marktwert-Schatzung, die wir hier zahlen, basierend auf dem Maximum, das
man herausholen kann, aber es ist nicht Best Price. Genau durch den Kauf zu Markt-
werten entziehen wir diese Liegenschaften, diesen Boden der Spekulation. Jetzt ist es
so, dass es effektiv verschiedene Mdglichkeiten gibt dort oben: Wohnen, Schulraum ist
ein Thema. Also wenn jetzt das Grine Bindnis schon nur Wohnen verlangt, dann redet
vielleicht einmal mit eurer Gemeinderéatin, die schon klar gesagt hat, auch dort oben
misste man dann sicher auch schauen fir Schulraum. Ich verstehe es jetzt auch nicht,
gerade von birgerlicher Seite, dass man jetzt da schon einen Haufen Geld hatte aus-
geben sollen fur Vorabplanungsentwicklungen und eine Studie machen, was dann dort
oben passieren soll. Wir haben es serids abgeklart, wir haben Perspektiven, und wenn
wir es gekauft haben, dann machen wir dann das, wenn die Stadt die selber entwickelt.
Wir kdnnen die Gbrigens auch im Baurecht abgeben. Wir kdnnen dort ob eine von die-
sen Hitten abbrechen und etwas Neues machen. Wir haben alle Mdglichkeiten, es pas-
siert aber nicht heute und morgen, weil namlich im Moment der Nationalfonds noch dort
drin ist. Also noch einmal: Es ist ein strategischer Entscheid. Bitte fihrt doch nicht jetzt
schon eine Diskussion Uiber Balkonfragen und welche Farben dann die Fenster und die
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Rollladen haben. Es geht um einen strategischen Entscheid, eine Chance, die wir uns
geschaffen haben und die wir ergreifen wollen und kdénnen.

uUnd jetzt komme ich noch zu einem guten oder zu einem schlechten Beispiel und da
staune ich schon ein bisschen, dass das hier drin niemand erwéhnt hat. Die Alkohol-
verwaltung, mag sich noch an die Alkoholverwaltung erinnern? Der Bund hat diese zu
einem Best Price verkauft fur Gber 30°000°000. Dort gibt es nicht giinstigen Wohnraum.
Ich kann Ihnen jetzt gerade sagen, es gibt tberhaupt keinen Wohnraum in dieser Alko-
holverwaltung. Wir haben das angeschaut, wie wir das mit diesen Liegenschaften ge-
macht haben. Wir gehen nicht einfach mit dem Daumen in die Luft, sondern wir haben
das angeschaut und dann gesagt, wir kénnen 18’000°000 bieten, fiir 18’000°000 kdnnen
wir das sinnvoll entwickeln, allenfalls mit Genossenschaften zusammen. Es ist Best
Price verkauft worden. Es hat ein Projekt gegeben an der Langgasse 31 mit 27 Klein-
wohnungen. Das Baugesuch ist eingereicht worden, sie sind nicht bewilligungsfahig
gewesen. Familienwohnungen hétte man bewilligen kdnnen, weil man dort auf der
Larmseite Kiiche und Bad hatte machen kénnen. Dort ist jetzt eine Pensionskasse drin.
Auch an der Langgassstrasse 35 und 37 ist nichts von Wohnen. Dort sind Post, Coop,
Schule und Rektorat drin und es hat nie ein Baugesuch gegeben fir Wohnen. Nur so
viel dazu, wie der Markt funktioniert, wenn die Stadt nicht selber aktiv ist. Hier haben
wir die Chance und ich bitte euch wirklich, dem Kredit zuzustimmen und dem Geschéft
zuzustimmen.

Vielleicht noch ein letzter Punkt zur Frage, woher dass wir das Geld nehmen. Also ich
habe mit dem Rahmenkredit nicht einfach einen Tresor in meinem Biro, in dem ich die
50’000°000 drin habe, und jetzt kann ich die herausnehmen und fiir etwas ausgeben.
Das ist eine Erméchtigung, der Fonds wird das Geld aufnehmen, selbstverstandlich auf
dem Markt, er hat nicht so viel flissig er kann das nicht einfach aus dem Umlaufvermo-
gen hinknallen, aber das hat auch jeder private Immobilienverwalter nicht. Wir haben
eine Schuldenobergrenze, wir dirfen bis 60% vom Verkehrswert der Liegenschaften
Geld aufnehmen. Fir die, die es interessiert: Geht doch in den Geschéaftsbericht, dort
sind all die Details drin. Also noch einmal: Stimmt dem Geschaft mit gutem Gewissen
zu — und wie gesagt, ich komme dann nicht noch zu jedem Vorstoss und erzahle wieder
das gleiche. Ich sage dann noch kurz etwas zu GUWR.

1. Vizeprasidentin: Merci, Michael Aebersold. Wir kommen zu den Abstimmungen. Es
sind keine Anderungsantriage eingegangen. Das heisst, wir stimmen zweimal ab, zuerst
Uber den Antrag des Gemeinderats und dann Uber die Abstimmungsbotschaft. Wenn
ihr dem Antrag des Gemeinderats zustimmen wollt, stimmt ihr Griin, wenn ihr dagegen
seid, Rot und sonst Weiss flr Enthaltung. Wir stimmen ab.

Abstimmung

2023.FP1.000004

Annahme

Ja 48

Nein 20

Enthalten 0 Namensliste 013

1. Vizepréasidentin: Der Antrag ist angenommen worden. Wir kommen zur Abstim-
mungsbotschaft. Wir stimmen ab.
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Abstimmung

2023.FPI1.000004: Botschaft

Annahme

Ja 56

Nein 11

Enthalten 0 Namensliste 014

1. Vizepréasidentin: Sie haben dieser Abstimmungsbotschaft zugestimmt.

2018.SR.000266

4 Postulat Fraktion SP/JUSO (Bernadette Hafliger, SP/Lisa Witzig,
JUSO): Anerkennung der gesellschaftlich unverzichtbaren Care-Ar-
beit durch die Stadt Bern als Arbeitgeberin; Prifungsbericht

1. Vizeprasidentin: Dann kommen wir jetzt zu Traktandum 4. Es ist ein Prufungsbericht
zu einem Postulat der Fraktion SP-JUSO. Ich erteile den Einreichenden das Wort, das
ware Bernadette Hafliger.

Bernadette Hafliger (SP) fur die Einreichenden: In der Schweiz werden jahrlich rund
16’000'000°000 Arbeitsstunden geleistet, mehr als die Halfte davon sind unbezahlt. Das
entspricht ungefahr einer Million Vollzeitstellen und Arbeitskosten von Uber
80°000°000°000 Franken. Diese Arbeit wird einzig bei der AHV mitberiicksichtigt, sonst
ist sie nicht nur unbezahlt, sondern auch nicht versichert. Die Arbeit findet zu einem
grossen Teil in der Betreuung und Pflege von Kindern und kranken Angehdrigen statt.
Unsere Volkswirtschaft verlasst sich also darauf, dass diese Gratisarbeit Tag fur Tag
erledigt wird. Wenn man sich beispielsweise vorstellt, dass beim aktuellen Fachkrafte-
mangelmangel, weitere 1’000°000 Vollzeitstellen mussten geschaffen werden, kann
man sicher nachvollziehen, wie wertvoll die unbezahlte Arbeit ist. Anders als noch in
den 50er- und 60er-Jahren sind die meisten Frauen heute erwerbstatig und damit wird
die unbezahlte Arbeit aktuell haufig von berufstatigen Frauen geleistet, was zu einer
Doppel- oder Dreifachbelastung fiihrt. Neben einer Erwerbsarbeit werden Kinder be-
treut, der Haushalt gemacht und immer haufiger auch kranke Angehérige gepflegt. Kein
Wunder also, dass 83% dieser Frauen sich unter Zeitstress fiihlen, was unter anderem
das Risiko fur ein Burnout massiv erhéht. Dadurch werden nicht nur die Wirtschaft und
die Versicherungen, sondern auch ganze Familiensysteme belastet. Das wiederum wird
gemeinhin als einer der Griunde fiur erhdhte psychische Belastungen von Jugendlichen
vermutet. Dass sich Care-Arbeit nicht ausschliesslich auf Kinderbetreuung bezieht,
scheint noch weniger bekannt zu sein, auch im Gemeinderat. Das Thema durfte aber
in den nachsten Jahren weiter an Relevanz gewinnen. Schon heute oder 2020 sind in
der Schweiz 458°000 Menschen uber 80-jahrig gewesen. Bis 2060 wird sich diese An-
zahl noch mehr als verdoppeln und Gber 1°000'000 betragen. Mit dem steigenden Alter
nimmt das Risiko zu, pflegebedirftig zu werden. So liegt der Anteil der Pflegebedrfti-
genin der Altersgruppe der tber 85-Jahrigen bei mehr als einem Drittel. Weil der Fach-
kraftemangel in der Pflege, gerade in der Langzeitpflege, erheblich ist, muss vermutet
werden, dass auch diese Arbeit wieder zu einem grossen Teil unbezahlt geleistet wer-
den muss. Auf diese Situation muss sich die Gesellschaft als Ganzes vorbereiten, das
kann man nicht den einzelnen Familien Gberlassen.
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Ein bisschen irritierend ist, wenn die Leistung von Care-Arbeit mit einem aufwéndigen
Hobby oder einer Freizeitbeschéaftigung verglichen wird, wie das im sonst guten Postu-
latsbericht passiert und naturlich hat die vordergriindige Gleichbehandlung nichts mit
dem verfassungsmassigen Gleichbehandlungsgrundsatz zu tun, bei dem eben gerade
vorgesehen ist, dass ungleiche Sachverhalte auch unterschiedlich behandelt werden
sollen. Im Postulatsbericht des Gemeinderats wird zu Recht ausgefuhrt, dass die Stadt
Bern nach der Revision des Personalreglement — das Postulat ist ein paar Jahre vorher
eingereicht worden — hinsichtlich der Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Kinderbe-
treuung vorbildliche Bedingungen ausweist, auch der Umstand, dass in Notféllen bis zu
3 Tage bezahlter Urlaub bezogen werden kann, Hilfe zur Entlastung, ebenso wie die
neue eidgendssische Regelung fur Eltern mit schwer beeintrachtigten Kindern. Aller-
dings dirfte allen klar sein, dass 3 Tage in der Palliativpflege nicht gentigen, weil das
oft ein monate-, wenn nicht sogar jahrelanges Engagement bedingt. Da ist sicher die
Flexibilisierung der Arbeitszeiten wie sie die Stadt Bern seit 2019 kennt, sehr hilfreich,
wobei sich den Lohnverzicht, der mit dem Bandbreitenmodell verbunden ist, natirlich
auch nicht ganz alle leisten kdnnen. Unbezahlte Arbeit wirkt sich in den meisten Féllen
langfristig negativ aus, massiv tiefere oder gar ganzlich wegfallende Krankentaggeld-
leistungen oder tiefere Renten sind nur 2 Beispiele dafir. Freiwillige Sparbeitrage in
die Pensionskasse sind fir Menschen mit geringem Einkommen schlicht illusorisch. Die
Stadt Bern kennt allerdings bereits heute eine Regelung bei der die Stadt auch ohne
Einkommen die Arbeitgeberbeitrdage an die Pensionskasse weiter leistet. Das ist bei
den ehemaligen Gemeinderatinnen und Gemeinderaten der Fall, solange sie nicht bei
einer neuen PK versichert sind. Es ware zu Uberlegen, ob eine analoge Regelung nicht
auch far Menschen mit Care-Verpflichtungen vorgesehen werden kénnte. Wenn man
sieht, was die Stadt seit der Einreichung des Postulats im Jahr 2018 in der Zwischenzeit
alles unternommen hat, stimmt das hoffnungsvoll. Ich bin froh dartber, dass der Ge-
meinderat im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und Care-Aufgaben auch in Zukunft
eine Weiterentwicklung vorsieht.

Fir die Fraktion: Ich kann gerade das Fraktionsvotum anhangen, das ist sehr kurz. Die
SP/JUSO unterstitzt das Postulat und nimmt den Postulatsbericht an.

1. Vizeprasidentin: Danke Bernadette. Wir kommen zu den Fraktionsvoten. Es gibt
keine Fraktionsvoten. Dann zu den Einzelvoten — das scheint auch nicht der Fall zu
sein. Dann hat Michael Aebersold, der Gemeinderat, das Wort. Er verzichtet. Darum
kommen wir direkt zur Abstimmung. Wenn ihr diesem Priufungsbericht zustimmen wollt,
stimmt ihr Ja, wenn nein, Nein und sonst Enthalten. Wir stimmen ab.

Abstimmung

2018.SR.000266: Prifungsbericht

Annahme

Ja 59

Nein 1

Enthalten 0 Namensliste 015

1. Vizepréasidentin: Ihr habt dem Prifungsbericht zugestimmt.
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2018.SR.000074

5 Interfraktionelles Postulat GFL/EVP, GB/JA!, GLP/JGLP, AL/GaP/PdA
(Marcel Wiathrich, GFL/Bettina Jans-Troxler, EVP/Katharina Gallizzi,
GB/Eva Krattiger, JA!/Peter Ammann, GLP/Christa Ammann, AL/Lu-
zius Theiler, GaP/Lionel Gaudy, BDP): Klimastrategie fur die Anlagen
der Personalvorsorgekasse; Prufungsbericht

1. Vizepréasidentin: Dann kommen wir zu Traktandum 5, es ist wieder ein Prufungsbe-
richt Uber die Klimastrategie fir die Anlagen der Personalvorsorgekasse. Ich erteile den
Einreichenden das Wort — Marcel Wthrich.

Marcel Wathrich (GFL) fur die Einreichenden: Zuerst einmal, wer ich bin: Ich arbeite
namlich bei der Oberaufsichtskommission berufliche Vorsorge im Risk Management
und habe keine Verbindungen zur PVK der Stadt Bern.

Die grosste Gefahr fur das Klima ist unser Geld. Die Altersvorsorge, Versicherungsbei-
trage, Depots und Bankguthaben, die arbeiten im Normalfall gegen alle Bemuhungen,
das Klima zu schitzen. Allein mit Pensionskassengeldern haben wir in der Schweiz in
gleich viele Klimagasemissionen investiert, wie die Schweiz jahrlich CO, ausstésst. Die
Finanzwirtschaft sendet also fatale Signale. Auf der anderen Seite besteht dadurch eine
gigantische Hebelwirkung als Chance, die Realwirtschaft in eine nachhaltigere und kli-
mavertragliche Zukunft positiv beeinflussen zu kénnen. Das macht die ganze Angele-
genheit zu einer zentralen Sache. Die Realwirtschaft umfasst sowohl die Produktion,
wie auch den Verkauf und Kauf von Waren und Dienstleistungen, inklusive auch die
ganzen Lieferketten. Das heisst heutzutage nachhaltige Finanzen oder auf Englisch
Sustainable Finance. Braune Finanzinvestitionen unterlaufen aber alle direkten An-
strengungen der Stadt, die wir zum Beispiel in der Mobilitat, bei den Gebauden und in
der Fernwarme treffen. Wir wissen, dass, auch wenn die Klimaerwarmung nur einer von
vielen Nachhaltigkeitsaspekten ist, uns diese Klimaerwarmung vor irreversible Prob-
leme stellen kann, und darum ist sie prioritar zu behandeln. Je rascher wir handeln,
umso weniger Folgekosten werden auftreten.

Gut. Die Antwort, der Prufungsbericht des Gemeinderats, datiert ja bereits vom 29. April
2020 und leider hat die Finanzdirektion kein Update zur aktuellen Situation liefern kén-
nen. Gemass den letzten Geschaftsberichten der PVK ist seither aber tatsachlich eini-
ges in die positive Richtung passiert. Zum Beispiel ist erwahnenswert, was im Postulat
als Punkt 2 gefordert ist, der Beitritt zu Ethos Engagement Pool International. im Wei-
teren ist seit 2022 auch ein Nachhaltigkeitsbericht als Kapitel 3.5 im Geschéftsbericht
enthalten, mit einer summarischen Angabe zu den CO,-Emissionen, die mit PVK-Gel-
dern finanziert sind. Das ist im Wesentlichen Punkt 3 des Postulats. Wir wissen jetzt,
dass 2022 rund 84’000 Tonnen CO,-Aquivalente finanziert worden sind. Dazu musste
man allerdings noch die Scope 3 Emissionen, das heisst die Emissionen, die aus vor-
gelagerten und nachgelagerten Lieferketten kommen, diese misste man eigentlich
auch noch ausweisen und dazu addieren. Was auch passiert ist: Es hat diverse Um-
schichtungen gegeben von Obligationen-Anlagen und Aktien-Anlagen, insbesondere
bei Emerging Markets, in nachhaltige Anlagegefasse. Fir diese ergriffenen Massnah-
men danken wir der Pensionskasse der Stadt Bern, aber — was fehlt? Vermutlich sind
es eben ausgerechnet unsere Kernforderungen. Wir wissen es nicht genau, aber was
vermutlich fehlt, ist eben nach wie vor eine Klimastrategie, wie und ab wann klimaver-
traglich investiert wird, und das ist Punkt 1 unseres Postulats. Und mit einer Klimastra-
tegie meinen wir eben auch die Formulierung nicht nur fir die Wertschriften, sondern
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auch far die Immobilien, aber bei den Wertschriften ist es besonders zentral. Darum
sollte man wirklich vorsehen, wie und bis wann die PVK anderthalb Grad konform in-
vestiert. Das ist eine zentrale Forderung. Und zentral ist darum auch, dass die Klima-
auswirkungen gemessen und die finanziellen Risiken bewertet werden und darauf ba-
sierend eine Strategie zur Umschichtung des Portfolios existiert. N6tig ist darum ein
Absenkpfad, eigentlich analog, wie wir es auch im Klimareglement beschlossen haben,
und das auch mit messbaren Zwischenzielen. Das verhindert ndmlich einen Blindflug
und das ist genau das, was nicht passieren sollte. Es ist auch eine ahnliche Forderung,
wie wir das im Klimareglement haben, dass wir ndmlich eine Planungssicherheit haben.
Insgesamt minimiert das dann namlich auch die Gefahr von ubereilten Handlungen.
Ubereilte Handlungen, das ist etwas, wovor im Vortrag gewarnt wird, und das ist defi-
nitiv nicht etwas, was wir im Postulat gefordert haben. Im Gegenteil, uns ist von Anfang
an klar gewesen, dass die PVK fir die Umsetzung dieses Postulats Spielraum braucht,
und darum haben wir eben ein Postulat gemacht und gerade nicht eine Motion. Der
Gemeinderat hat 2018 zum Postulat auch keine Einwédnde gehabt und hat es zur An-
nahme empfohlen, und daraus heraus leitet sich darum auch eine gewisse Verpflich-
tung zur Umsetzung dieser Punkte ab.

Also noch einmal Punkt 1: Es stellen sich namlich jetzt tatsachlich gewisse Fragen. Hat
denn die PVK jetzt unterdessen ihre Klimarisiken in ihren Anlagerichtlinien prézisiert?
Hat sie fur die Wertschriften eine Klimastrategie formuliert? Ist bekannt, auf welchem
Klimapfad sich die aktuellen Investitionen der PVK befinden? Existiert ein Pfad, wie und
ab wann sie 1,5 Grad konform wird investieren kénnen? Und im Fall, dass das so ist:
Sind die Dokumente 6ffentlich oder sind sie mindestens einsehbar? Ja, genau das, wir
wissen es eben nicht. Und im Weiteren haben wir auch angeregt, dass die PVK mit
anderen vergleichbaren stadtischen oder kantonalen Pensionskassen die Zusammen-
arbeit sucht, zum Beispiel mit der Pensionskasse der Stadt Zirich. Ja, wenn das so
gewesen ware, gibt es dann zum Beispiel auch konkrete Erfolge in Bezug auf neuge-
schaffene oder umstrukturierte Anlageprodukte im Nachhaltigkeitsbereich? Das ware
ja ein Effekt, den man dank des grésseren Anlagevolumens erreichen kénnte. Ja, wir
wissen es nicht. Auch mit dieser Massnahme kdnnten wir aber eben den Printflug re-
duzieren. Man koénnte miteinander gemeinsame Kriterien definieren, damit entspre-
chend kostenglnstige, passiv verwaltete Anlagefonds gebildet werden kdnnten, und
dazu musste man eben in Bern nicht das Rad neu erfinden. Ein weiterer Fragepunkt ist
dann auch noch die Rolle der UBS und der CS, denn diese haben immer noch umfas-
sende Vermodgensverwaltungsauftrage. Wir stellen uns wirklich vor, dass im Bereich
der Aktien in diesem Prozess die 2 Grossbanken nicht eine grosse Hilfe werden sein,
wenn es um Nachhaltigkeit oder um ESG-Kriterien geht oder um sonstige ethische An-
spriche. Wir wagen das wirklich zu bezweifeln, denn diese 2 Grossbanken stehen unter
dem notorischen Verdacht des Greenwashings, und auch nach dem Untergang der CS
stellen wir uns die Frage: Werden die entsprechenden Vermdgensverwaltungsmandate
jetzt einfach von der UBS zu Ubernommen oder ist diese Situation nicht doch Anlass
genug, um die Mandate an andere Institute mit Fokus auf Nachhaltigkeitsrisiken zu
Ubertragen? Wir wissen es nicht.

Dann kame ich als zweiter grosser Punkt noch zu Punkt 4 des Postulats. Da geht es
namlich darum, wie die klimavertragliche Vermdgensanlage der Stadt — nicht nur der
Pensionskasse, sondern der Stadt — gemass Energie- und Klimastrategie Punkt 8G,
den der Gemeinderat ja selber eingesetzt hat, wie diese umgesetzt wird. Und hier bleibt
der Bericht vollig konfus. Und auch hier: Wir wissen es leider nicht. Immerhin gibt es
Gefasse, die die Pensionskassenlandschaft etwas vergleichbar machen, und da ist vor
allem die Klimaallianz hervorzuheben. Im Rating der Klimaallianz steht die PVK der
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Stadt Bern als orange da. Das heisst, erste Schritte sind eingeleitet. Die Klimaallianz
stellt aber auch fest, dass es eine Tendenz zur Verbesserung gibt. Es ist jetzt aber
einfach so, dass die Pensionskasse der Stadt Zurich, die Pensionskasse Basel-Stadt,
die bernische Pensionskasse BPK, die Berner Lehrerversicherungskasse BLVK, sie alle
haben von der Klimaallianz ein Hellgrin bekommen, das heisst Good Practice. Das
heisst mit anderen Worten, dass die Pensionskasse der Stadt Bern da einfach hinten-
nach hinkt, obwohl im Reglement ein Nachhaltigkeitsartikel besteht. Das zeugt halt
doch irgendwie davon, dass wir bis jetzt eine relativ schwammige und geméchliche
Umsetzung haben. Es ist aber auch so: Die Welt bewegt sich ja und unterdessen ist es
sogar so, dass der Pensionskassenverband ASIP Empfehlungen herausgegeben hat
zu Nachhaltigkeitskriterien ESG, Risiken und so weiter. Eine gewisse Skepsis zur Ge-
meinderatsantwort missen wir zudem noch durchschimmern lassen, weil diverse Vor-
stosse, die wir bereits gemacht haben, immer wieder ins Leere gefuihrt haben. Und weil
der Finanzdirektor ja auch Prasident der Verwaltungskommission der PVK ist, mussen
wir auch daran erinnern, dass die Finanzdirektion die Nachhaltigkeitsrisiken bis jetzt
nicht zuoberst auf der Agenda gefuhrt hat. Das Stichwort sind da die FIFA-Kredite. Der
Satz aus dem dortigen Vortrag lautet: "Bisher stellte er — namlich der Gemeinderat —
die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit in den Vordergrund." Das lasst
tief blicken, denn ethische Aspekte sind bis jetzt offensichtlich nicht beriicksichtigt wor-
den.

1. Vizeprasidentin: Marcel, du siehst das Blinken, darum bitte zum Schluss kommen.

Marcel Withrich (GFL): Ich hange auch noch das Fraktionsvotum an. Die Nachhaltig-
keitsaspekte missen endlich auch fir alle stadtischen Finanzflisse gelten. Die Zeiten,
in welchen die Stadt Bern auf diesem Auge blind agieren konnte, sind vorbei. Soweit
wir uns erinnern, hat der Gemeinderat im Mai 2019 in corpore den Klimanotstand der
Stadt Bern ausgerufen. Es sind also alle 5 Direktionen oben auf dem Minster gewesen.
Die Berlcksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien gehort zur treuhanderischen Sorg-
faltspflicht und liegt im Interesse der Versicherten. Sie ist also nicht gegen die Versi-
cherten gerichtet und erzeugt langfristig eher eine héhere Performance. Ein Stichwort
ware da auch noch die Carbon Bubble, aber darauf gehe ich jetzt nicht naher ein. Ich
mochte einfach sagen, all das sind keine Gegensatze zu den Zielen zur Erfullung der
Vorsorgezwecke fur die Versicherten und auch nicht fir das Erreichen der Ausfinanzie-
rung mit dem Deckungsgrad bis ins Jahr 2051, wie das im Vortrag auch steht.

Jetzt komme ich zum Fazit fur die Einreichenden. Wir wollen dem Gemeinderat und der
PVK die Chance geben, die beschriebenen Liicken der Postulatsprifung schliessen zu
kdnnen. Da geht es wie gesagt um die Punkte 1 und 4. Wir lehnen darum den Prifungs-
bericht ab und beantragen eine neue Frist bis Ende 2024.

Fur die Fraktion: Dann wirde ich gerne noch das Fraktionsvotum fur die GFL/EVP-
Fraktion halten. Wir haben den Eindruck, dass die PVK ihre unmittelbaren Hausaufga-
ben im Rahmen des BVG gut macht. Wenn man es genau anschaut, rein finanziell, darf
man wirklich auch sagen, es ist eine erfolgreiche Anlagestrategie. Es ist darum aber
auch richtig, dass wir den Fokus auf die Nachhaltigkeit richten. Dabei geht es nicht nur
um klimarelevante und risikominimierende Aspekte, sondern durchaus auch um renten-
sichernde Aspekte. Ich sage noch einmal das Stichwort Carbon Bubble. Das Kernan-
liegen, namlich den Ausstieg aus Investitionen in CO,-intensive Unternehmen, das Di-
vestment, das verstehen wir genau auch als Teil der Rentenversicherung, und es ist
auch wichtig, dass die SP und die Gewerkschaften das wissen, denn sie haben im Jahr
2018 das Postulat nicht miteingereicht, haben ihm aber 2019 dann zugestimmt. Es ist
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nicht so, dass nur das Pariser Klimaabkommen die Pensionskasse in die Verpflichtung
nimmt, sondern seit Juni auch das eidgendssische Klimaschutzgesetz. Hingegen be-
zweifeln ein paar von uns in der Fraktion die Wirksamkeit unserer Vorstdsse und gerade
auch von diesem, der hier vorliegt. Dies, weil die Stadt auch immer wieder das Narrativ
pflegt, dass die politischen Gremien einer selbststandigen Pensionskasse nicht in die
Grundsatze der Vermdgensverwaltung hineingreifen durften. Allerdings ist das ein
Punkt, der juristisch umstritten ist. Der Grund liegt darin, dass das BVG da sehr unpra-
zise ist. Es gibt da durchaus auch gegenteilige Rechtsgutachten, die das Umreissen
von Ubergeordneten Zielen bei der Vermdgensverwaltung erlauben. Und einer dieser
Aspekte ist ja immerhin auch gerade der Nachhaltigkeitsgrundsatz, der ja selber im
PVK-Reglement verankert ist. Wie dem auch sei, die GFL/EVP-Fraktion lehnt den Pri-
fungsbericht ebenfalls ab. Wir danken aber dem Gemeinderat und der PVK fir die wei-
teren Schritte auf dem Weg zu klimavertraglicheren und nachhaltigeren Vermégensan-
lagen.

1. Vizepréasidentin: Danke Marcel. Dann kommen wir zu den Fraktionsvoten und zwar
zu Ingrid Kissling-Naf fir die SP-Juso-Fraktion.

Ingrid Kissling-Naf (SP) fur die Fraktion: Der vorliegende Priufungsbericht ist durch
die rasante Entwicklung der ESG, also der Environment Social Governance Kriterien,
in der EU und durch deren Auswirkungen auf die grossen Unternehmen bereits voll-
standig Uberholt. Also 5 Jahre spater ist die Entwicklung, die reale Entwicklung und
auch die legislative Entwicklung, schon viel schneller. Die EU hat mit dem Green Deal
ganz klar gesagt, sie will der erste klimaneutrale Kontinent werden, und macht alles,
dass die ESG-Ratings angewendet werden. Es braucht nicht nur eine Klimastrategie,
wie das da gefordert wird fur die Anlagen der Personalvorsorge, sondern es braucht
ein ESG-Rating, das diesen Namen verdient. Klimarisiken sind auch Anlagerisiken, das
sagt in der Zwischenzeit auch der grosste Vermogensverwalter Black Rock schon seit
Jahren und verlangt von allen Partnern grundsatzlich ein ESG-Rating. Die Stadt Bern
kann der PVK keine Vorschriften bezlglich Anlagen machen, aber natirlich haben wir
festgestellt, dass da bereits Bestrebungen fiir das ESG-Rating vorliegen. Sind die ESG-
Vorgaben noch vor kurzer Zeit ein Nice to have gewesen, sind sie heute ein Must. So
ist es dann ab dem 1.1.2024 so, dass die grossen Unternehmungen in der EU und auch
ihre Tochterfirmen im Ausland eigentlich die ESG-Berichterstattung machen missen.
Institutionelle Investoren, unter anderem auch Pensionskassen, mussen darum in ihre
Bonitats- und Unternehmensanalysen die ESG-Anforderungen integrieren. Das bedeu-
tet nicht nur Klimaaspekte, sondern wir haben weitergehende Sorgfaltspflichten im Be-
reich Menschenrechte, Umwelt und auch die Berlicksichtigung der Lieferketten. Klima
ist inkludiert, auch die Biodiversitat ist inkludiert. Die entsprechenden Standards sind
im Moment in voller Entwicklung und auch die Berner Pensionskasse wird diesen Stan-
dards genigend missen. Sie kann sich ganz sicher nicht entziehen. Das wird darum
auch finanziell méglich und es hat auch eine direkte Auswirkung, so ein ESG-Rating,
weil man die entsprechenden Kapitalanlagen anpassen muss. Sie missen nachhaltig
werden, sie missen diesen genannten Kriterien im Bereich Sorgfaltspflichten, Men-
schenrechte, Umwelt, Biodiversitat, Lieferketten und Klima entsprechen. Die SP-Juso-
Fraktion nimmt den Prifbericht an und geht davon aus, dass die Realitat die davorlie-
gende Forderung schon lange uberholt hat. Sie geht ebenfalls auch davon aus, dass
die Pensionskasse das ESG-Rating macht und entsprechende Anpassungen in der An-
lagestrategie folgen. Es ist nicht nur ein Must, sondern es ist auch ganz klar von allen
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grossen und auch kleineren Vermdgensverwaltern gefordert, und das scheint mir so-
wieso eine logische Anpassung. In dem Sinne glaube ich, dass die Realitat das sowieso
einfordern wird und dass das passieren wird.

1. Vizepréasidentin: Danke Ingrid. Dann Katharina Gallizzi fur die GB/JA-Fraktion.

Katharina Gallizzi (GB) fur die Fraktion: Schon wieder reden wir von der PVK. Dieses
Mal geht es um den Begriindungsbericht unseres Postulats, das wir 2019 Uberwiesen
haben. Unter anderem fordert das Postulat — und das hat Marcel vorher gesagt, das ist
eigentlich so die Kernforderung —, dass aufgezeigt werden soll, ab wann die Anlagen
der PVK 1,5 Grad konform investiert sein werden. Ich rede jetzt einfach vom Begrin-
dungsbericht und nicht von dem, was nachher eventuell vielleicht in Zukunft noch pas-
sieren koénnte. Ich berufe mich in meinem Votum auf das, was in diesem Prifbericht
drinsteht. Also, die lapidare Antwort im Prifbericht lautet, dass man darauf leider nicht
eine Antwort geben kénne, weil es davon abhéange, wann Vermdgensverwaltungen ge-
eignete Produkte auf den Markt bringen wiirden. Wie bitte? Die Stadt hat ein Klimareg-
lement, das die Klimaziele von Paris 2035 umgesetzt haben will, und die Pensionskasse
genau dieser Stadt sagt jetzt, es sei irgendwie unmdéglich, in diese Richtung zu denken,
weil man halt von den Vermégensverwaltungen abhangig sei. Das ist doch schlicht un-
verantwortlich. Einer der gréssten Hebel zur Bekdmpfung der Klimakrise sind die Fi-
nanzmarkte. Auch das hat Marcel vorher schon gesagt. Hier kann entschieden werden,
in welche Technologien in Zukunft investiert wird, was in Zukunft noch produziert wer-
den soll. Eine Investition in eine Erdélfirma oder eine Fluggesellschaft ist jetzt sicher
nicht das Beste, wenn man die Klimakrise bekampfen will. Zudem hat die Pensions-
kasse ja auch Immobilien und auch dort kdnnte man sich tberlegen, wie man bei diesen
Immobilien das 1,5 Grad Ziel erreichen kann. Aber anstatt auszufiihren, wie das Port-
folio der PVK und auch ihre Immobilien schrittweise klimaneutral werden kénnten, er-
klart der Bericht des Langen und des Breiten, dass die PVK eben wegen der Ausfinan-
zierung einen straffen Finanzierungsplan einhalten misse, weil bis 2051 der Deckungs-
grad von 100% erzielt werden musse und darum gebe es keinen Spielraum, um bei den
Vermdgensertragen freiwillig zu verzichten. Klimaneutrale Anlagen sind kein freiwilliger
Verzicht! Es ist eine zwingende Pflicht, wenn wir die Klimaabkommen einhalten wollen,
und wenn das Klimareglement nicht nur ein Papiertiger sein soll. Und noch besser ge-
fallt mir die Stelle, wo drinsteht, dass die PVK zum momentanen Zeitpunkt keine tber-
eilten Handlungen vornehmen dirfe und dass die Berlicksichtigung der CO,-Werte in
den Portfolios noch kein Branchenstandard sei. Das scheint sich ja jetzt langsam zu
andern, aber sich hinter solchen Sachen zu verstecken, das geht einfach nicht. Wir
fordern, auch das hat Marcel schon gesagt, ja nicht Gbereilte Handlungen, aber wir
erwarten, dass zumindest der Weg aufgezeigt wird, wie erreicht werden kann, dass die
Vermdgensanlagen der PVK klimaneutral werden kdnnen. Leider steht dazu nichts in
diesem Bericht. Wie immer kdnnen wir jetzt noch Diskussionen dariiber fihren, tUber
aktive und passive Vermogensanlagen und dass man sich zusammentun soll mit ande-
ren Pensionskassen, was wir auch schon sehr haufig gesagt haben, auch Marcel hat
das wieder gesagt, aber das haben wir vor ein paar Wochen schon diskutiert und darum
gehe ich jetzt nicht mehr des Langen und des Breiten darauf ein. Wie man unschwer
heraushéren kann, sind wir mit dem Begriindungsbericht des Gemeinderats nicht ein-
verstanden und werden ihn entsprechend ablehnen.
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1. Vizeprasidentin: Danke vielmals. Dann ist die erste Sitzung durch und wir machen
Pause. Nachher kommt Michael Hoekstra wieder zuriick, er hat schon eine Zeitlang von
oben zugeschaut. Merci vielmals, einen guten Appetit und bis spater.

Schluss der Sitzung: 19.01 Uhr.

Namens des Stadtrats

Die 1. Vizeprasidentin

S —

06.02.2024

fir das Protokoll
11.02.2024

[ |

X

Signiert von: VALENTINA ACHERMANN

Signiert von: ANITA FLESSENKAMPER
Redaktion: Marianne Hartmann
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Anwesenheit in der Sitzung von 20.30 bis 22.30 Uhr

Stadtrat anwesend

Michael Hoekstra, Prasident

Yasmin Amana Abdullahi
Valentina Achermann
Janina Aeberhard
Timur Akgasayar
Lena Allenspach
Ursina Anderegg
Mirjam Arn

Tom Berger

Diego Bigger

Lea Bill

Laura Binz

Gabriela Blatter
David Béhner
Michael Burkard

Eva Chen

Francesca Chukwunyere
Dolores Dana

Milena Daphinoff
Sibyl Eigenmann
Vivianne Esseiva
Alexander Feuz
Jelena Filipovic
Sofia Fisch

Katharina Gallizzi

Stadtrat entschuldigt
Ruth Altmann

Lionel Gaudy

Thomas Hofstetter
Ueli Jaisli

Gemeinderat anwesend
Alec von Graffenried PRD
Reto Nause SUE

Stadtkanzlei anwesend
Claudia Mannhart, Stadt-
schreiberin

Ratssekretariat anwesend
Nadja Bischoff, Ratssekre-
tarin

Marianne Hartmann, Redak-

torin

Franziska Geiser
Thomas Glauser
Claude Grosjean
Lukas Gutzwiller
Bernadette Hafliger
Erich Hess
Matthias Humbel
Seraphine Iseli
Bettina Jans-Troxler
Anna Jegher
Raffael Joggi
Nora Joos
Barbara Keller
Ingrid Kissling-Naf
Nora Krummen
Corina Liebi
Maurice Lindgren
Simone Machado
Salome Mathys
Esther Meier
Matteo Micieli
Szabolcs Mihalyi

Fuat Koger
Anna Leissing
Niklaus Murner
Tanja Miljanovic

Marieke Kruit TVS

Franck Brénnimann, Stv.

Ratsweibel
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Dominic Nellen
Florence Parli Schmid
Halua Pinto de Magal-
hées

Simone Richner
Claudio Righetti
Michael Ruefer

Kurt Ruegsegger

Mabhir Sancar

Judith Schenk

Sara Schmid

Nicole Silvestri
Chandru Somasundaram
Ursula Stéckli

Irina Straubhaar
Therese Streit-Ramseier
Bettina Stissi

Michael Sutter
Johannes Wartenweiler
Lukas Wegmuller
Janosch Weyermann
Marcel Withrich

Paula Zysset

Barbara Nyffeler
Mirjam Roder
Sarah Rubin

Michael Aebersold FPI

Cornelia Stiicker, Sekretariat
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5 Interfraktionelles Postulat GFL/EVP, GB/JA!, GLP/JGLP, AL/GaP/PdA
(Marcel Wiathrich, GFL/Bettina Jans-Troxler, EVP/Katharina Gallizzi,
GB/Eva Krattiger, JA!/Peter Ammann, GLP/Christa Ammann, AL/Lu-
zius Theiler, GaP/Lionel Gaudy, BDP): Klimastrategie fur die Anlagen
der Personalvorsorgekasse; Prufungsbericht

Prasident: Geschéatzte Anwesende, ich begriisse zuriick zur zweiten Sitzung vom heu-
tigen Abend. Wir fahren weiter beim Traktandum 5. Wir sind stehen geblieben bei den
Fraktionsvoten. Bereits geredet hat die GFL/EVP-Fraktion, die SP/JUSO-Fraktion, das
GB und als néchstes hat sich fur die GLP/JGLP-Fraktion Gabriela Blatter angemeldet.

Gabriela Blatter (GLP) fur die Fraktion: Ich mache es relativ kurz. Ich schliesse mich
den meisten Aussagen von meinen Vorrednern*innen an. Nachste Woche fangen die
Klimaverhandlungen an. Es ist wieder einmal die UN-Klimakonferenz. Und das erste
Mal, seit das Pariser Abkommen abgesegnet worden ist, findet die globale Bestandes-
aufnahme statt, inwieweit, dass wir mit der Umsetzung vom Pariser Abkommen auf
dieser Welt sind. So viel zu dem. Der Zustand ist desastrds insbesondere auch in der
Umsetzung des dritten Ziels des Pariser Abkommen, der Klimavertraglichkeit der Fi-
nanzflisse. Das heisst, dass wir alle brauchen, jeder und jede und vor allem alle insti-
tutionellen Investoren*innen von dieser Welt, damit sie etwas bewegen und damit sie
tatsachlich ihr Geld dort hintun, wo ihre Politik ist oder "put your money where your
mouth is", wie man so schoén auf Englisch sagt. Wir sehen ganz klar, wie meine Vor-
redner*innen auch, klare Verbesserungsmaglichkeiten in dem Postulats-Bericht und wir
werden ihn darum auch ablehnen. Es hat fur uns zu wenig Fleisch am Knochen. Es ist
viel zu viel Bluff und viel zu wenig Spezifisches. Schliesse mich da vor allem auch dem
Votum von Marcel an, und was wir wirklich brauchen, sind konkrete Massnahmen und
klare Strategie. Ingrid hat es gesagt, der Rechtsrahmen hat sich recht stark verandert,
seit das Postulat eingereicht worden ist, international, aber vor allem auch national. Wir
haben das Klima- und Innovationsschutzgesetz angenommen und dort hat es ganz klar
einen Plan drin, dass die Unternehmungen Transitionsplane mit klaren Zwischenzielen
vorlegen sollen. Das erwarten wir auch von der Personalvorsorgekasse der Stadt Bern
(PVK). Und genau das ist das, was wir eigentlich mit dem Postulat wollen: Einen klaren
Transitionsplan mit klaren Zwischenzielen und bis wann, wie schnell und wie, vor allem
die PVK ihre Anlagen mit dem "1,5-Grad-Ziel", aber auch mit der globalen Klimaresili-
enz in einen Einklang bringen kann. Und was wir auch wissen, ist das die Firmen der
Realwirtschaft sehr stark — das wissen wir aus Studien — darauf reagieren, wenn die
Investoren innen klar kommunizieren, wie ihre Strategie funktioniert. Also wann dein-
vestieren sie zum Beispiel ihre Anlagen? Was wiinschen sie von den Firmen in der
Realwirtschaft, in was sie investiert, etc. Und dann sehen wir eine Wirkung im Handeln
des Finanzsektors in der Realwirtschaft, und genau darum ist es so wichtig, dass die
PVK eine klare Strategie und einen klaren Transitionsplan hat und den auch offen und
deutlich gegenlber den Firmen kommuniziert, wo sie investiert sind. Das sie jetzt Teil
sind von Ethos etc., das ist alles gut, das sind gute Verbesserungen, aber es reicht
einfach nicht. Ja und darum "Long Story short" werden wir das ablehnen. Merci vielmal.

Prasident: Danke vielmals, Gabriela Blatter. Ich sehe keine weiteren Fraktionsvoten.

Gibt es Einzelvoten? Scheint nicht der Fall zu sein. Dann hétte das Wort Herr Gemein-
derat Michael Aebersold.
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Michael Aebersold, Direktor FPI: Ich weiss nicht, ob ich so lange reden muss, bis die
SVP und die Mitte da sind, damit dann der Bericht angenommen wird. Ich bitte Euch
auf alle Falle darum, das zu machen und werde das jetzt auch begrinden. Es ist ein-
fach, muss ich schon sagen, ein bisschen schwierig, wenn nicht mihsam, wenn wir
Fragen haben, die berechtigt sind, wenn wir eine Antwort liefern, die zu dieser Zeit
aktuell war — ob es einem gefallt oder nicht — oder, und wir hier einen Antrag vom 29.
April 2020 haben. Das ist euer Bier, das ist nicht unser Bier. Marcel hat sich bei mir
gemeldet und ich habe gesagt, das kénnen wir einfach nicht bieten als Verwaltung. Wir
haben die Ressourcen nicht. Ich kann nicht einfach den Vorstoss zweimal beantworten
und das ganze Zeug recherchieren lassen, um da aktuelle Antworten zu geben und
darum macht es so wenig Sinn, jetzt den Bericht einfach zurlickweisen zu wollen. Viel-
leicht sind auch die Fragen nicht mehr ganz aktuell. Zum Teil, ist selbst gesagt worden,
hat sich es uberrollt und es ist so, die PVK ist ein institutioneller Anleger in Fonds. Wir
sprechen da von Aktien und lhr wollt Gebdudemanagement, das ist vollig ein anderes
Thema, was absolut hoch auf dem Radar bei der Pensionskasse ist. Wie auch bei den
Immobilien, wo man jede Liegenschaft, wenn man sie saniert, selbstverstandlich
schaut, dass man die umweltgerecht sanieren kann. Aber auf der anderen Seite wird
eine Heizung nicht herausgerissen, die einfach noch 10 Jahre hat. Dann warten wir bis
zum Lebenslaufsende. Das sind auch gewisse Vorgaben, die wir haben und das ist so,
das muss ich sagen, der bundesrechtliche Versorgungsauftrag hat einfach erste Prio-
ritat. Die Pensionskasse: Das ist auch meine Verpflichtung als Verwaltungsratsmitglied
— als Prasident, zwischendurch bin ich nur Vizeprasident —, dass die Pensionskasse
sicherstellen kann, dass sie Renditen erwirtschaftet, selbstverstéandlich nicht Gber Lei-
chen, aber das ist das oberste Ziel. Und ich will einfach auch festhalten, die PVK hat
eine Environmental Social Governance-Strategie (ESG) und strebt eine kontinuierliche
Verbesserung nicht nur an, sondern setzt das auch um. Ich komme noch darauf zurlick.
Oder auch fur die, die wirklich interessiert sind, wir haben eine Website. Im Netz kénnt
ihr die Jahresberichte nachlesen gehen, in denen wir mittlerweile auch tber die ganzen
ESG-Kriterien berichten. Man hat darin geschrieben, dass wir beim Ethos Engagement-
Pool in der Schweiz Mitglied sind. Warum sind wir dort Mitglied? Unter anderem, weil
dort 140 Pensionskassen angeschlossen sind, damit man dort einen Dialog mit den
grossen bdrsenkotierten, schweizerischen Unternehmungen fithren kann, mit dem Ziel
von good Governance. Da muss ich sagen, wenn Jirg Schad von der Pensionskasse
bei Holcim angeklopft, werden sie ihn wohl kaum empfangen, um gute Ratschlage ent-
gegenzunehmen. Aus dem gleichen Grund sind wir jetzt auch im Ethos Engagement-
Pool international. Dort sind ebenfalls 50 Pensionskassen — aktueller Stand — ange-
schlossen und auch der hat das Ziel, den Dialog zu fihren. Im Sinn, wie wir das hier
drin auch wollen, dass wir Richtung nachhaltige Investitionen gehen: Umwelt, Soziales
und auch eine verantwortungsvolle Geschéaftsfihrung. Ich méchte noch einmal betonen,
dass wir alle Beteiligungen an Unternehmen ausgeschlossen haben, die geachtete
Waffen haben und das ist zur Kenntnis genommen worden. Danke Marcel, dass wir
Obligationsanlagen umgelagert haben in ein nachhaltigeres Anlage-Gefass. Wir haben
die Finanzanlage auch dieses Jahr Uberprifen lassen, das machen wir alle Jahre, das
ist noch nicht publiziert. Einfach auch mit dem Ziel, dass wir unsere Ziele laufend ver-
folgen kénnen und auch schauen, ob wir besser werden. Wir weisen generell um 24%
tieferen CO,-Ausstoss gegentber dem Benchmark aus. Also so schlecht sind wir nicht,
Benchmark 24% darunter. Wenn man das Resultat beim ESG-Screening anschaut, ha-
ben wir im 2023 ein Rating AA mit einem Score von 7,2. Also alte Profis hier wissen,
was das ist. Das ist eine Skala von 0 bis 10. Im Jahr 2021 hatten wir noch eine AK bei
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6,8. Also hier eine klare Verbesserung, kontinuierlich. Es geht nicht von heute auf mor-
gen. Resultat vom Carbon-Screening und tber die Scope 1, 2, 3 kdnnen wir dann viel-
leicht einmal im kleineren Kreis etwas diskutieren, was das beinhaltet und was nicht.
Auch da kénnen wir das nicht selbst erfinden, es tut mir leid, wir kdnnen das ausweisen.
Scope 1 und 2 ist noch einfach. Scope 2, wo man Schluss noch schauen muss wie
lange, dass sie auf dem Velo herumfahren oder wie viel CO,, dass sie dort ausstossen,
das ist nicht so simpel. Ich habe es so ein bisschen simplifiziert. Aber zum Sagen, wir
haben uns auch beim CO,-Ausstoss verbessert, um 31% haben wir uns von 21 auf 22
verbessert. Also wir sind dran. Wir machen was machbar ist. Das unmadgliche braucht
einfach ein bisschen langer Zeit oder, und dann brauchen wir einfach halt wirklich auch
die Grossen, die mithelfen. Die sagen, wir helfen nicht mehr mit, dass man da in Sachen
investiert, die nicht sauber sind. Entsprechend wirklich, es ist ein alter Bericht und auch
die Fragen sind nicht mehr aktuell, nehmen Sie diesen zur Kenntnis. Wir sind gerne
bereit mit Ihnen weiter Gber das Thema zu diskutieren. Merci.

Prasident: Merci vielmals, Michael Aebersold. Wir kommen beim Traktandum 5 zur
Abstimmung uber die Annahme von diesem Prufungsbericht. Wir stimmen ab.

Abstimmung

2018.SR.000074: Priufungsbericht

Ablehnung

Ja 20

Nein 35

Enthalten 1 Namensliste 016

Prasident: Sie haben den Prifungsbericht abgelehnt.

2020.SR.000052

6 Interfraktionelle Interpellation SVP, BDP/CVP (Alexander Feuz/Ulrich
Granicher, SVP/Lionel Gaudy/Philip Kohli, BDP): Was fir neue Aufga-
ben Ubernahm die Stadt seit 2017? Wo héatte sie sparen kénnen?

Prasident: Wir kommen zum Traktandum Nummer 6. Traktandum Nummer 6 ist eine
interfraktionelle Interpellation der SVP, BDP/CVP-Fraktion. Wir stimmen darum dartber
ab, ob die Diskussion gewahrt wird. Ich weise darauf hin, dass wir heute Abend nur
einen Stimmenzahler am Tisch haben. Bezliglich des Quorums bitte ich sie, sich bereit
zu halten.

Abstimmung

2020.SR.000052

1/3-Quorum nicht erreicht

Ja 12
Nein 41
Enthalten 2 Namensliste 017
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Prasident: Das Quorum ist nicht erfillt. Dann hatten hier die Einreichenden noch Zeit
far ein kurzes Votum von einer Minute, die jemand noch anmelden misste. Alex du
musstest noch schnell driicken. Ich kann dich leider nicht driicken.

Alexander Feuz (SVP) fur die Einreichenden: Ich bedauere, dass lhr die Problematik
nicht diskutieren wolltet. Wir wissen, wir haben Probleme. Damals als wir es eingereicht
haben, haben die Finanzen noch ein bisschen besser ausgesehen als jetzt. Es ist eine
schoéne Auflistung. Man sieht, wo es durch geht, fir was man Geld ausgibt, was man
fir neue Aufgaben gemacht hat. Ich schlage jetzt den Ball ein bisschen weiter. Sie
haben gesehen das Budget, es wird langsam knapp. Ich hoffe jetzt wirklich, dass lhr
merkt — ich bin Kassandra —, dass wenn wir so weiterfahren, wir unweigerlich in eine
Steuererhdhung reinlaufen. Ich habe dann schon letztes Mal gesagt: Die AL und die
PdA, die den Antrag gestellt haben, haben wir natirlich bekampft. Er ist aber wenigs-
tens ehrlich gewesen und wenn lhr jetzt gehért habt, was wir alles noch machen sollen,
am liebsten das Privateigentum ganz abschaffen oder was auch immer, dann geht es
eben schief. Darum, ich sehe wegen der kurzen Redezeit von weiteren Ausfihrungen
ab. Ich warne einfach, denn das Licht ist jetzt nicht rot, sondern dunkel-rot. Merci.

Préasident: Merci, Alex. Zufriedenheitsgrad? Teilweise zufrieden. Merci vielmal.

2020.SR.000203

7 Interpellation Fraktion SVP (Ueli Jaisli, SVP): Gelebte Solidaritat in
der Krise — kann die Verwaltung auch einen Beitrag leisten?

Prasident: Wir kommen zum Traktandum Nummer 7 und das ist eine Interpellation der
Fraktion SVP. Wir stimmen auch hier ab, ob die Diskussion... Keine Diskussion, gut.
Dann ware das auch erledigt. Teilweise zufrieden, danke vielmals. Dann kdmen wir zu
den Traktanden Nummer 8, 9, 10, 11, 12 und 13. Ich gebe den Einreichenden das Wort.
Wir missen kurz dariiber abstimmen, ob wir die Diskussionen der Interpellationen ge-
wahren. Wir stimmen darum — Entschuldigung Johannes —, wir stimmen darum zuerst
ab Uber Traktandum Nummer 9.

Abstimmung siehe Traktandum 9

2016.SR.000253

8 Interfraktionelle Motion AL/GPB-DA/PdA+, SP, GB/JA! (Christa Am-
mann, AL/Martin Krebs, SP/Franziska Grossenbacher, GB): Fir mehr
gunstige Wohnungen mit Vermietungskriterien (GUWR)!; Begriin-
dungsbericht

Gemeinsame Beratung der Traktanden 8 bis 13.
Prasident: Das ist eine Motion. Da mussen wir nicht dariiber abstimmen. Also wir stim-
men ab Uber Traktandum Nummer 9.

Prasident: Traktandum Nummer 8: Kommt jemand der Einreichenden sprechen? Jo-
hannes Wartenweiler.
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Johannes Wartenweiler (SP) fir die Einreichenden: Da das eine Block-Geschichte ist
und wir jetzt bei einzelnen Geschichten die Diskussion bewilligt, bei anderen nicht be-
willigt haben, ich aber ein Referat vorbereitet habe tber alle 6 oder 7 Vorstdsse, kann
es passieren, dass ich zu etwas spreche, worlber wir eigentlich gar nicht diskutieren
wollen. Also bitte ich um Entschuldigung. Wir verhandeln also hier ein halbes Dutzend
Traktanden zum Wohnen und es dréngt sich wieder einmal auf, etwas Gber Wohnbau-
politik im Allgemeinen zu sagen. Deswegen hier aus Sicht der SP ein paar Grundsétze.
Erstens, der Boden sollte eigentlich der Offentlichkeit gehéren und die soll es im Bau-
recht abgeben. Insofern ist es richtig, was die Stadt am Wildhainweg macht. Zweitens
die SP der Stadt Bern sieht geméss einem Wohnpapier vom Herbst 2019 ein idealer
Wohnungsmix vor, der wie folgt aussieht: 1/3 gehdrt der Stadt, 1/3 ist genossenschaft-
lich und 1/3 ist privat. Und wie lhr wisst, es sind im Moment etwa 80% von den Woh-
nungen in privaten Handen. Wir sind also weit davon entfernt, um diesem Idealzustand
ndherzukommen. Und nachher noch etwas, der Markt entscheidet nicht alles, soll nicht
alles entscheiden. Demokratische Entscheidungen sind ebenbirtige Entscheidungskri-
terien und gerade im Wohnungsbau gibt es starke demokratische Signale fiur Marktein-
griffe, wie zum Beispiel die massive Annahme der Wohninitiative von 2016 uns zeigt.
Und zu den Vorstéssen und Forderung deswegen jetzt folgendes im Einzelnen: Giins-
tiger Wohnraum ist eine Voraussetzung, dass Menschen aus ganz unterschiedlichem
Milieu und mit ganz unterschiedlichen Einkommen in der Stadt ein Dach Uber dem Kopf
finden und das ist heute schwieriger geworden. In den letzten 20 Jahren ist der Druck
auf den gilnstigen Wohnraum gestiegen und Stadte mit einem Triple A — Auslander,
Alte, Auszubildende ect. — sind wieder begehrte Wohnorte geworden. Dazu beigetragen
hat ein vielféaltiges Angebot in der Stadt, neue Bedurfnisse wie familienerganzende Kin-
derbetreuung, aber auch die Neuausrichtung der Mobilitat, weg von der Vorfahrt fur die
Autos und entsprechend der Nachfrage. sind auch die Mieten gestiegen und die sind
heute fur viele nicht mehr zu finanzieren. Die Stadt und Genossenschaften haben im-
mer schon einen grossen Teil des preisglinstigen Wohnraums gemacht. Die Prozesse,
die zum Teil noch aus der Vorkriegszeit sind, sind aber im Jahr 1980 mehr oder wenig
zum Stillstand gekommen und es hat sich eine Liicke aufgemacht, die wir heute wieder
schliessen wollen. Zu der stadtischen Wohnungen ist zu bemerken, dass wir hier bis
zur Jahrtausendwende mit einem organisierten Chaos kampft haben und der Fonds,
der im Jahr 1985 gegriindet worden ist, ist lange Zeit nicht wirklich handlungsfahig
gewesen. Da hat erst die RGM die Wende gebracht. Eine halbwegs saubere Rechnung
existiert seit den 2000-Jahren, wo die Stadt erstmals die Mieten aufgrund der Kosten
erhoben hat, und inzwischen haben wir ein Kostenmodell, das unter dem Namen "Ber-
ner Modell" steht. Die Stadt hat heute ein Portfolio von rund 2'500 Wohnungen, die sie
weitgehend zur Kostenmiete vermietet und sie hat vom Stadtrat den Auftrag, 1000 Woh-
nungen im Bereich GUWR (Vermietungskriterien glnstiger Wohnraum) zu vermieten
und anzubieten, also im Bereich, der zusatzlich subventioniert ist. GUWR-Wohnungen
sollen explizit fir Menschen mit kleinen Einkommen zur Verfigung stehen. Der Kriteri-
enkatalog, um dem zu genuigen, ist umfangreich und verlangt von den Mieter*innen die
Offenlegung der finanziellen Verhaltnisse und die Schraube ist zuletzt angezogen wor-
den. Aus unserer Sicht sind zusatzliche Kriterien. wie Teilzeitbeschéaftigung als Argu-
ment nicht zielfihrend. Die Zahl der GUWR-Wohnungen steigt langsam, aber stetig. Im
Moment sind es 642 beziehungsweise 656, wobei der Jahresbericht des Wohnbaufonds
dort nicht eindeutig ist. Allerdings sind sie gegentber dem Jahr 2022 auch wieder zu-
rickgegangen. Und jetzt muss ich schnell schauen, wo es weitergeht. So ok... Jetzt
hier ein paar Punkte zu den aktuellen Wohnbauprojekten, wie wir sie verlangt haben in
der Motion, die Gberwiesen worden ist. In verschiedenen Punkten wurde verlangt, dass
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man in bestehenden und in die geplanten Wohnbauprojekte, konkret GUWR-Wohnun-
gen einrichtet. Der Gemeinderat hat bei verschiedenen Sachen gesagt, dass es vorbei
sei, das gehe nicht mehr, das sei zu spat. Man hat allerdings zum Beispiel bei der
Reichenbachstrasse 118 zuséatzliche 24 GUWR-Wohnungen eingeplant und die sind
heute eigentlich auch umgesetzt. Die Motion ist dann lGberwiesen worden mit diesen
Punkten und der Begrindungsbericht, der jetzt vorliegt, den nehmen wir an.

Also jetzt muss ich halt ein bisschen schauen, zu was wir reden sollen, zu was nicht,
weil das haben wir ja vorher diskutiert.

Bei den Genossenschaften ist folgendes zu sagen: Die Stadt hat — das hat Michael
Aebersold schon vorher erwédhnt — im Wohnbaufondsreglement durchaus den Auftrag,
auch gemeinnitzige Wohnbautrager, dazugehéren die Genossenschaften, aktiv zu un-
terstitzen. Sie macht das auch, denn sie ist selber Teil von verschiedenen gemeinnt-
zigen Genossenschaften. Die meisten von denen sind im Bereich des preisglinstigen
Wohnungsbaus aktiv. Sie hat auch signalisiert, dass sie bereit ist, bei der Wohnbauge-
nossenschaft Viererfeld jetzt einen Beitrag zu leisten. Das kann natirlich sein, indem
sie Genossenschafterin wird, aber auch — wie es gemass Fondsreglement auch vorge-
sehen ist —, indem sie in die Genossenschaft, die auf dem Viererfeld baut, eine Unter-
stitzung finanzieller Art in Form von Darlehen geben kdénnte. Insgesamt wirde ich fol-
gendes sagen: Die Stadt Bern hat ihre Wohnbaupolitik auf Bereiche ausgerichtet, die
vom Markt im Allgemeinen vernachlassigt werden. Also die Privaten bauen lieber im
hochpreisigen Miet- und Eigentumswohnungssegment. Wir werden sehen, was es
bringt, wenn jetzt die Verpflichtung auf den gemeinnutzigen Drittel, der in der Wohn-
bauinitiative vorgesehen ist, umgesetzt wird, wie viel das zur Entlastung der Mieten
beitragt. Wir wissen aber auch, dass die Kostenmiete, so wie sie vom Bundesamt fir
Wohnungswesen vorgesehen ist, viel Luft hat und haben zum Beispiel auch mit einem
Vorstoss im Herbst 2021 verlangt, dass zum Beispiel auf dem Viererfeld im gemeinnut-
zigen Bereich so gebaut werden muss, dass die Anlagekosten um 10% unterschritten
werden sollen. Und die gemeinnitzigen Wohnbautrager sind im Moment sehr aktiv und
leisten einen wichtigen Beitrag. Es ist ein bisschen schwierig im Moment Uberall so
vorwartszukommen, wie man gerne vorwartskommen mdchte. Das sind Sachen, die
man Uberwinden muss und es braucht halt einfach mehr Zeit. Und es bleibt aber die
Aufgabe der Stadt — die grosse Aufgabe — den Wohnungsbau zu férdern und voranzu-
treiben. Dass sie den Bedurfnissen der vielen Menschen in der Stadt, aber auch dar-
Uber hinaus — den Bedarf nach giinstigem Wohnraum — kann zufrieden stellen. Wohn-
raum ist aus Sicht der SP und fur die JUSO ein Grundrecht, das grésstes Engagement
und hoéchste Dringlichkeit verlangt. Merci vielmals.

Prasident: Merci vielmals, Johannes. Wenn ich dir zugehort habe, ist das auch gerade
gleichzeitig das Fraktionsvotum gewesen? Merci. Wir waren darum bei Traktandum 9
fir die Einreichenden. Da kdme Simone Richner. Du hast eine Minute Zeit, um zu spre-
chen. Merci.

Simone Richner (FDP) fir die Einreichenden: Wenn man die Antwort des Gemeinde-
rats anschaut, ist eine kritische Betrachtung unumgéanglich. Projekte wie die Zwys-
sigstrasse und Centralweg haben eigentlich deutlich gezeigt, dass unsere Bauprozesse
in der Umsetzung erhebliche Mangel aufzeigen und die Frage aufwerfen, ob unsere
Steuerungsmechanismen wirklich so effektiv sind, wie sie sein sollten. Besonders be-
denklich wird das im Kontext mit den neuen Projekt Viererfeld und Gaswerkareal. Die
beiden Projekte leiden ebenfalls unter erheblichen Mangeln und legen nahe, dass der
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Gemeinderat offenbar nichts aus den Fehlern der Vergangenheit gelernt hat. Wir brau-
chen darum mehr als Versprechen, wir brauchen endlich handfeste Aktionen und ver-
bindliche Richtlinien. Merci vielmals.

Prasident: Merci vielmals, Simone. Wir wéren fir die Einreichenden bei Traktandum
10. Das wére von der Mitte jemand. Sie verzichten. Traktandum Nummer 11 ist auch
angekundigt worden. Das wird im Votum direkt eingebaut. Traktandum Nummer 12:
Kommt jemand vom GB? Auch im Votum. Merci vielmals. Dann waren wir beim Trak-
tandum Nummer 13. Alexander Feuz.

Alexander Feuz (SVP) fur die Einreichenden: Ich habe mich entschlossen, ich werde
das Votum halten fur die Motion&re zum Traktandum 13 und werde anschliessend nach-
her auch gerade das Votum halten fur die Fraktion. Ich glaube, dass es sinnvoll ist,
denn es ist einfacher. Dann habe ich auch die Mdglichkeit noch einmal zu reden, sonst
hatte ich das nicht. Vielleicht rasch noch eine Vorbemerkung: Ich bin sehr enttduscht,
dass die RGM zuerst die Gewahrung gibt fur die Diskussion zum Vorstoss der FDP zum
Traktandum 9 und nachher stellt man ein Rickkommensantrag. Insofern hat es jetzt
das Grune Biundnis auch etwas erwischt am Loffel, dass man nachher die Diskussion
nicht gewahrt hat. Und jetzt denkt auch etwas praktisch, alle die Traktanden sind zu-
sammen traktandiert. Man kann dazu reden. Ich werde mir erlauben, noch zu diesen
Traktanden, zu denen teilweise keine die Diskussion gewéahrt worden ist, ganz kurze
Ausfihrungen zu machen. Ich komme da mit der Zeit gut durch. Keine Angst ich ma-
chen hier nicht die Ermidungsrede, aber ich bin der Meinung, dass wir hier doch ge-
wisse Sachen haben, worliber man reden muss, die von Bedeutung sind. Ich werde
mich allerdings schwergewichtig auf den Vorstoss 13 berufen und jetzt sage ich Euch
ganz klar die Motiondre missgbnnen diesen Leuten, die in diesen Wohnungen sind,
wenn sie jetzt Teilzeit arbeiten, fur die Berechnung aber auf Vollzeitb eschaftigung ab-
gestellt wird, nicht. Aber Ihr seid die, die diejenigen bestrafen, die die Mdglichkeit nicht
haben Teilzeit zu arbeiten. Ich habe immer gesagt der Oberrichter — wie gesagt, nicht
dass wir ein Problem bekommen, ich mache einfach jetzt Berufsbeispiel — und gewisse
andere Berufskategorien kbnnen sich eine Teilzeitarbeit leisten. Das sind vielleicht die
Leute der Justiz. Das sind Leute, die eine Kaderstelle haben, die beim Bund sind, beim
Kanton und der Stadt. Sei das ein Pfarrer, sei das ein Oberrichter, sei das der Schul-
leiter oder was auch immer und gewisse Leute haben die Chance nicht. Der Hilfsabwart,
Migros-Kassierer, ein Coop-Kassierer, die Aldi-Kassiererin, die haben nicht die M&g-
lichkeit zu sagen, wir arbeiten jetzt nur 60%. Es geht dann trotzdem. Und der Mann,
der vielleicht Taxi fahrt oder irgendwie Schreiner oder Hilfsarbeiter auf dem Bau ist, der
sagt ich arbeite jetzt auch nur 40%, dass ich mehr Zeit fir die Kinderbetreuung und fiir
mein Hobby habe. Die haben die Mdglichkeit nicht und das ist genau der Ansatzpunkt
der Motionare. Es kann nicht sein, dass die Steuerzahler, das geht von einfacheren bis
zu ganz teuren, und die die Vollzeit arbeiten fiur die anderen aufkommen miissen. Das
ist eben eine unsoziale Sache und darum sind wir der Meinung, dass man hier neue
Massnahmen haben soll. Wir haben hier im Traktandum 13, 2 Punkte: Wir haben ver-
langt, dass der Gemeinderat die nétigen geeigneten Massnahmen zu ergreifen hat, da-
mit die ungerechtfertigte Praxis geandert wird. In Zukunft soll der Anteil der Personen,
die die Vergabekriterien nicht oder nicht mehr erfillen, wegfallen. Beschaftigungsgrad:
Der Grund fur das Teilpensum, freiwillig versus krankheitsbedingt, aufgrund von Kin-
derbetreuung oder Pflege von Angehdrigen, ist in den Vergabekriterien zu bertcksich-
tigen. Da mochte ich jetzt klar festhalten — darum haben wahrscheinlich die von der
Mitte und die GLP den Vorstoss unterschrieben —, das ist kein unsozialer Vorstoss. Ein
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IV-Rentner, der eben eingeschrankt ist, von dem verlange ich nicht, dass 100% arbeiten
geht, wenn er eben vielleicht nur 40% oder 50% arbeitsfahig ist. Jemand, der kleine
Kinder hat und alleinerziehend ist, aber sehr viel verdient und vielleicht noch ein gros-
ses Vermégen hat, auch dort muss man nachher differenzieren. Da kann man durchaus
wie wir es drin haben. Aber man muss einfach dann schauen, wenn der flnfzigjahrige
hohe Kaderangestellte in der Justiz, der liiert ist mit einer gut situierten Schulleiterin
ohne Betreuungspflichten, wenn dann die sagen, wir wollen uns um irgendwie autoge-
nes Training oder irgendwelches Zeug kimmern. Wir wollen uns fur das frei halten, da
soll dann der Steuerzahler nicht zahlen missen. Da muss man differenzieren und ge-
nau das haben wir eben hier vorgesehen. Darum ist der Vorstoss — das sage ich nach
wie vor — einer von den Besseren, den wir geschrieben und eingereicht haben. Darum
appelliere ich an Euch den zu unterstitzen. Und nachher gibt es eben noch einen Punkt.
Das ergibt sich auch daraus. Es gibt Situationen, wo Leute die Betreuungspflichten
haben oder was auch immer, wo man sagen muss, die haben dann in dieser Situation
Anspruch auf Verginstigungen. Das sollen sie haben. Das habe ich also eigentlich im-
mer gesagt, der Feuz hat nicht a priori etwas gegen Sozialwohnungen. Es ist ein An-
gebot, Uber das die Stadt Bern verfiigen muss, das ist kein Problem, aber wenn die
Voraussetzungen eben weggefallen sind, dann sollen sie eine marktiibliche Miete zah-
len. Und das ist eben gerade der Punkt und das wird ja nicht gemacht. Wir haben X
Falle gehabt, in denen wir nachher gesehen haben, wie es ist. Und jetzt misst Ihr die
Antwort des Gemeinderats schauen. Sie haben das eben mehrmals wiederholt, dass
man das eben nicht berticksichtigt. Wieso man es nicht berlcksichtigt, da halt man sich
dann eben wieder ein bisschen vornehm zuriick. Man halt sich dann wiederum zuruck.
Esist eben das Berner Modell, das bemuht wird. Mit anderen Worten, das ist eine reine
Klienten Schutzpolitik fur die Wahler und fir die Kreise, wo man hofft, dass man von
diesen dann die Stimme hat, dass die einem nachher unterstitzen. Damit eben dann
vielleicht auch das hohe Kader, sei es in der Privatwirtschaft oder bei der 6ffentlichen
Verwaltung, bei den nachsten Wahlen einem dann wieder hilft, weil man sagt, ich fahre
eigentlich gut. Und das ist auch ein Fall — ich bin jetzt ein bisschen bdsartig, ich gehe
so ein bisschen weiter und provoziere — von Stimmenkauf. Man erhofft sich hier die
Stimmen von diesen Leuten, wo man sich ebenso erkauft, damit sie eben hier Vorteile
haben, und sie jemand wahlen. Das ist nicht sozial. Das ist sehr unsozial von allen
diesen Leuten, die die Mdéglichkeiten nicht haben. Der Feuz sagt dann mal, wenn je-
mand die Voraussetzung nicht hat, dann kann er verbilligten Wohnungsbau machen,
da habe ich nichts dagegen. Aber es sollen die Leute in diesen Wohnungen sein, die
effektiv Anspruch und es aus notig haben. Wir sollten nicht Teilzeit oder private Sachen
fordern auf Kosten der Steuerzahler und den Leuten, die es nicht machen kénnen. Und
dann muss man die Sache eben dann auch anpassen. Und dann misst Ihr weiterlesen,
wie es eben dann heisst: "Was ist ein Hauptgrund?" Der Mehraufwand, der Mehrauf-
wand... Der Steuerzahler, der muss die Steuererklarung machen und dann wird das
Geld nachher verschleudert und verschwendet. Wir haben es gesehen beim teuren
Spielplatz. Wir haben es gesehen, was man jetzt fiir Hitte kauft. Ich zitieren da Janosch
Weyermann, der es teilweise wirklich auf den Punkt gebracht hat. Sie haben einen
schlechteren Zustand als die kleine Ruine Grasburg. Dort wird das Geld wieder mit
beiden Loffeln ausgeben. Vielleicht gibt es natirlich dann wieder einen Wettbewerb
einer Architektin oder Architekten, der jemanden nahesteht, der dort ein Projekt entwi-
ckeln kann, der dann auch macht. Aber man will eben nicht den Mehraufwand, aber
dafiir plagt man die anderen Leute, die die eben das Teilzeit-Model nicht wahlen kén-
nen, die Steuerzahler miissen es machen, das ist eben ungerecht. Das ist fir mich eine
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Gemeinheit. Das ist eine Abzockerei des Steuerzahlers und von denen, die die M6g-
lichkeiten nicht haben. Sie profitieren auf dem Buckel von den anderen. Ich hoffe, der
Gemeinderat und der Finanzdirektor héren hier zu, wenn ich kritisiere. Das ist flir mich
eine Gemeinheit, die nicht nachvollziehbar ist und dann wird es noch mit administrativer
Uberlastung begriindet. Und wir haben ja viel zu wenige Beamte. Wenn es nach dem
Gemeinderat Aebersold und andere geht, miisste man ja noch vielmehr Leute einschal-
ten. Ihr seht, dass wenn Leute — ich wiederhole es, jedes Mal — nicht fahig sind, mit
dem Geld vom Steuerzahler umzugehen, dann geht es eben schief. Stichwort Kiithlewil:
Far 30°300°000 Franken sanieren, 2017-2021, und nachher verkauft man es fir
12’800°000 Franken. Wenn man so budgetiert, dann geht es schief. Wenn man dann
das Viererfeld noch in den Sand setzt, muss man dann wahrscheinlich die Elfenau dann
wiederum Uberbauen. Man hat uns lange versprochen, dass sei dann geschiitzt. Aber
nein, jetzt ist es wieder strategisches Land- und Baulandreserve. Wir zerstéren die
Stadt Bern. Der Springgarten kommt dran, alles kommt dran. Man hat keine Lebens-
qgualitdt mehr, aber man soll fur die Klientel, die einem wohlgesinnt ist, soll man das
nétige machen. Ich komme jetzt noch ganz kurz — Ihr seht, ich mache das nicht episch
hier — zum Vorstoss 8. Ich will mich hier kurzhalten. Der Begriindungsbericht, die RGM
wird den wahrscheinlich ablehnen, dann werden wir dieser Sache dann zustimmen.
Aber ihr seht, es geht ganz in die falsche Richtung. Man will einmal mehr die Mehr-
heitsverhaltnisse zementieren. Ich bin jemand, der sehr gerne Geschichte hat: "Das
rote Wien". Ich habe das schon vor 10 oder 15 Jahren gesagt und geschrieben, wie hat
das rote Wien seine Mehrheit bekommen? Man hat in den Zwanziger-/Dreissigerjahren
einen Karl Marx-Siedlung gemacht. Ein grosser Ringhof, da sind vor allem langjahrige
Sozialdemokraten von der SPU von der KPO drin gewesen und dort hat man die Mehr-
heitsverhaltnisse politisch zementiert. Dann in den Neunzigerjahren haben sie dann ein
bisschen gewechselt. Es sind die alte FPO-Wahler und die OZP oder wie sie heissen,
eingezogen. Aber es ist genau das Modelle, welche die rote Stadt Bern macht, und ich
sage wehret den Anfangen. Es geht um das. Da hoffe ich dann vielleicht, dass auch
Eure Wabhler, die es sich eben nicht leisten kdnnen, die nicht dort drin sind, einmal
reklamieren und merken, dass das Geld ware, dann vielleicht gescheiter fir uns und
fur die Familien eingesetzt worden, als dass wir hier ein Teilzeitmodell von gewissen
hablichen Leuten finanzieren. Ihr habt die Diskussion eben erstaunlicherweise zuerst
gewahrt, habe da schon danken wollen. Darum bin ich ganz grosszligig gewesen und
ich habe haufig schon Euren Vorstdéssen auch die Diskussion gewahrt, denn ich sage
dann schon das, was mir nicht passt, da habe ich keine Angst. Aber Ihr seht eben genau
— dass schon beim Traktandum 10 — wie viel Geld da verschenkt wird. Ich fange jetzt
gerade mit Nummer 10 an: Wenn ich es richtig interpretiert habe, hatte man Marktmiet-
zinsen von 2°700°000 Franken realisieren kénnen. Das kénnte man problemlos haben,
wenn man das dort machen wiirde. Aber wie gesagt die wunderbare Stadt: "Man hat
kein Geld, ich brauche es gerne." Das Beispiel vom Zirkus Wunderplunder vom Timur,
das bringe ich gerne einmal. Da hat man dort kein Geld. Man hat auch kein Geld fur die
Abendeintritt in der KA-WE-DE von 3'000-3'500 Franken, aber fir irgendwelche Teil-
zeitmodelle von hablichen Leuten zu finanzieren. Da hat man dann wiederum Geld.
Darum wie gesagt, es ist ein bisschen schade, dass die Mitte hier nicht die Diskussion
verlangt hat, die immer gesagt hat, das ist ein interessanter Vorstoss. |Ihr seht, wie
leichtfertig man Geld ausgibt. Ich habe auch gesagt — wenn man jetzt schon den rundum
Schlag machen kann — bei der Schiitzenmatte verzichtet man auch pro Jahr auf 600’000
Franken, dann waren wir schon bei 3'300'000 Franken. Aber die Stadt Bern will ja nicht
sparen, man macht ja lieber eine Steuererhthung. Dann habe ich dann die Hoffnung,
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dass dann vielleicht die Leute, die Teilzeit machen, dann pldtzlich mehr mussen arbei-
ten, dass sie die Steuern wieder zahlen kdnnen. Kénnte dann vielleicht einmal passie-
ren. Vielleicht merken sie dann, dass sie da einem Betrug und einer Abzockerei von
den anderen aufgesessen sind. Ihr seht nachher auch die lange Interpellation, die ein-
gereicht worden ist: "Soziale Wohnpolitik starken. Die Stadt Bern wird selber Genos-
senschafterin." Da kann man nachher natirlich die Leute noch mehr auswéhlen, die
nachher drin sind. lhr seht es immer mit dem Mietermodell "Muri-Feld", da diurfen die
Mieter bestimmen, wer Nachmieter wird von den freien Wohnungen. Es ist mir klar,
wenn |hr natdrlich ein Mietermodell habt, wo alle Leute aus dem Rotgrinen Kuchen
sind, da wird wahrscheinlich niemand mehr von der Mitte oder irgendjemand, wo ka-
tholisch oder reformiert ist, die eine Position in der EVP oder was auch immer hat, eine
Wohnung bekommen. Und SVP und Freisinnige missen sich wahrscheinlich dort schon
gar nicht bewerben, denn das ist schade fiir das Porto oder fir die Zeit am Computer.
Das sind genau die Fehlanreize, aber ich habe aufzeigen wollen, wie das ist und bei
Nummer 12, muss ich sagen, da bin ich ein bisschen schadenfreudig. Ich bin sonst
nicht immer so, aber die, die immer die Diskussion verweigern wollen, jetzt redet man
dann zur Interpellation 12 auch nicht viel. Und ich habe immer gesagt, dass man von
Armut betroffene Menschen, dass man diesen Wohnraum zur Verfligung stellt, sage ich
nicht Nein. Aber man muss den ganzen Kasten sehen und wenn man die Wohnbaubau-
politik auch sieht, muss man bei guten Objekten an guter Lage, da muss die Stadt etwas
verdienen kdnnen. Aber wenn man halt Schrott zusammenkauft, teure Kindergarten
macht und dann meint, es gébe eine gute Sache fiir den Steuerzahler und den Betroffe-
nen, dann zieht man einen Schuh voller Dreck heraus. Und wie ich es schon gesagt
habe, mit diesen Sachkompetenzen Kilhlewil, da habe ich nicht das geringste Vertrauen
in die FPI und in die zustandigen Instanzen, dass da etwas Gutes herauskommt. In dem
Sinn, danke ich allen noch, die unsere Vorstdsse unterstitzen und ihr seht auch, wie
ware bei der Abstimmung. Ich glaube, der Fall ist klar. Ich hoffe auch die Medien neh-
men die Sache auf, dass es hier nicht gegen die Leute geht. Es geht um die Leute, die
eben gerne eine Wohnung hatten und dann darf man nicht einfach, die die sich es
leisten kdnnen auf Kosten vom Steuerzahlern abzocken. Das ist ein Stimmenkauf der
RGM. Merci.

Prasident: Merci, Alexander Feuz. Wir sind durch mit den Einreichenden-Voten und
gewissen Fraktionsvoten. Wir sind darum fir alle anderen, die Fraktionsvoten halten
wollen jetzt bereit fir die restliche Fraktionsvoten. Also da kdme fir die GFL/EVP -Frak-
tion, Lukas Gutzwiller.

Lukas Gutzwiller (GFL) fiur die Fraktion: Seit Jahren ist die Schaffung von gunstigem
Wohnraum ein politischer Schwerpunkt der Stadt Bern. Das soll auch in Zukunft so
bleiben. Unter dieser Pramisse hat der Gemeinderat im Oktober 2018 die stadtische
Wohnstrategie verabschiedet und sich zum bestehenden System GUWR bekennt. Auch
die GFL/EVP-Fraktion sieht die Losung im Zukauf von GUWR-Wohnungen und Woh-
nungen mit Kostenmiete. Dazu hat die Stimmbevélkerung bekanntlich einem Fonds zu-
gestimmt, mit dem die Stadt giinstige Altbauten kaufen und zu GUWR -Kriterien vermie-
ten kann. Das erste Traktandum von diesem Block ist ein Begriindungsbericht zu einer
Motion von GB, SP und AL, den wir positiv zur Kenntnis nehmen. Motionére fordern im
ersten Punkt, dass auch Neubauwohnungen als GUWR-Wohnungen vermietet werden.
Der Gemeinderat entgegnet zu Recht, dass die Mietzinsen von Neubauwohnungen in
aller Regel, die vom Gemeinderat festgelegte gelegten GUWR-fahigen Mietzinsen nach
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Berner Modell Uberschreiten. Wir gehen mit dem Gemeinderat einig, dass Neubaupro-
jekte in aller Regel nicht fur GUWR-Wohnungen geeignet sind. Gerade aus dem Grund
haben wir auch dem Fonds fir den Zukauf von Bestandeswohnungen als primare Mas-
snahme fur den Zubau von GUWR-Wohnungen zugestimmt. Das Neubauprojekt Rei-
chenbachstrasse hat Ubrigens gezeigt, welche Klimmzige gemacht werden mussen,
um wenigstens einen Viertel der Wohnungen im GUWR-Segment zu vermieten. Wenn
die Stadt baut, ist bekannt, dass die Kosten um rund 50% hdher sind, als wenn Ge-
meinnitzige bauen. Wir begrissen auch, dass der Gemeinderat anhand vom Projekt
Viererfeld und das Mittelfeld prifen will, ob beziehungsweise wie viele GUWR-Wohnun-
gen dort schon in der ersten Etappe erstellt werden kdnnen. Dabei muss man aber
wiederum in Erinnerung rufen, dass der Fonds die gesetzliche Pflicht hat, eine Rendite
zu erwirtschaften. Alleine die Infrastrukturerschliessung und der Boden beim Viererfeld
schlagen mit Giber 100’000 Franken pro geplante Wohnung zu buche. Das wird bestimmt
nicht einfach sein, dort noch so ginstig zu bauen, wie an der Mutachstrasse. Das
heisst, es wird dort sehr schwierig sein, guinstige Mieten anbieten zu kdnnen. Wichtig
scheint uns auch der historische Ruckblick bis zur Jahrtausendwende. Damals sind alle
rund 2000 stadtischen Wohnungen naturlich mit Ausnahme der Herrschaftswohnungen,
als preisgunstige Wohnungen mit Vermietungskriterien vermietet worden. Die Betriebs-
kommission vom Wohnbaufonds hat damals beschlossen, der grossten Teil davon zu
marktiblichen, aber nicht exzessiven Mietpreisen zu vermieten. Der Grundsatz ist
heute nicht mehr eingehalten und praktisch alle stadtischen Wohnungen werden zu
Kostenmiete vermietet oder eben GUWR. Da ist doch die Antwort zur Interpellation Da-
phinoff interessant: "Durch die Vermietung zur Kostenmiete anstatt zur Marktmiete ent-
gehen dem Fonds jahrlich 2°’700°000 Franken." Das ist umgerechnet pro Wohnung etwa
200 Franken pro Monat, wo die Wohnungen zur Kostenmiete unter dem Marktzins lie-
gen, und es entspricht doch einer relativ grossen Marge zu steuern. Fir unsere Fraktion
stellt sich darum schon die Frage, ob Erstens auch fir die stadtischen Wohnungen mit
Kostenmieten Vergabekriterien eingefiihrt werden sollten und Zweitens, ob die Mietver-
haltnisse nicht dynamisch ausgestaltet werden kénnten, so dass die Mieten bis auf das
Marktniveau angehoben werden kdnnten, sobald jemand die Vermietungskriterien nicht
mehr erfillt. Es geht unserer Fraktion aber auf keinen Fall darum, dass man Mietende
aus den Wohnungen herauswirft. Um das geht es uns sicher nicht. Es fuhrt effektiv zu
Ungerechtigkeiten, wenn die stadtischen Wohnungen mit Kostenmiete einem Segment
zugutekommen, die allenfalls gar nicht darauf angewiesen ist. Das fuhrt fir einen Teil
der Fraktion zu einer Entsolidarisierung und wir werden uns einen entsprechenden Vor-
stoss Uberlegen, wo die Stadt dynamische Mietvertrage ausstellt. Die Antwort vom Ge-
meinderat ist uns zu plakativ und unterstellt, dass wenn jemand einmal bedirftig ge-
worden ist, dass er auf immer und ewig bedurftig bleibt, das ist zum Glick nicht so
verallgemeinert giiltig. Das ist im Ubrigen auch das Anliegen der birgerlichen Motion
zum Centralweg. Die ist fir uns aber zu radikal und wie gesagt, wir sehen aber durch-
wegs Handlungsbedarf.

Prasident: Merci vielmals, Lukas. Dann kdme Simone Richner fir die FDP/Jungfrei-
sinn-Fraktion.

Simone Richner (FDP) fir die Fraktion: Ich verzichte darauf, das nochmal zu wieder-
holen, weil es mein Vorredner Alexander Feuz schon ausfihrlich und treffend erwéahnt
hat. Mochte aber gleich noch einmal auf unsere Motion eingehen. Wenn wir die Antwort
des Gemeinderats anschauen, stellen wir die entscheidende Frage, ob die Vergabekri-
terien fir unsere stadtischen Mietwohnungen wirklich gerecht und effizient sind. Die
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Antwort des Gemeinderats auf die berechtigte Kritik erscheint ausweichend. Zwar er-
kennt sie die komplexen Lebensumstande von Teilzeitbeschaftigen, wie auch Alleiner-
ziehenden und krankheitsbedingten eingeschrankte Personen an, das ist allerdings gar
nicht der Gegenstand dieser Debatte. Vielmehr Ubergeht sie den zentrale Kritikpunkt
von dieser Motion, dass unsere Vergabesysteme auch solche beginstigen kénnten, die
sich Wohnraum zum Marktpreis eigentlich leisten kdnnten. Die potenzielle Ungerech-
tigkeit, die durch das aktuelle System entsteht und Personen mit geringem Arbeitspen-
sum bevorzugen kdénnte, kbnnte andere auf giinstigen Wohnraum dringend angewiese-
nen Bewerbern benachteiligen. Der Gemeinderat scheint den Kernpunkt aber zu igno-
rieren. Seine Argumentation und die Beriicksichtigung des Beschéaftigungsgrades wur-
den unangemessene administrative Aufwande bedeuten, wirkt wie eine Flucht vor der
Verantwortung, ein gerechtes und transparentes System zu schaffen. Es ist unsere
Pflicht, ein System zu entwickeln, das tatsachlich diejenigen unterstiitzt, die es am n6-
tigsten haben. Und vielleicht wiirde ja das auch gerade eine Idee sein, dass wir endlich
von der Objektfinanzierung wegkommen und endlich zur Subjektfinanzierung kamen.

Prasident: Merci vielmals, Simone. Da kame Esther Meier fur die GB/JA!

Esther Meier (GB) fir die Fraktion: Der Gemeinderat hat am im Oktober 2018 die stad-
tische Wohnstrategie mit entsprechenden Massnahmen verabschiedet. Dort drin be-
kennt er sich unter anderem zu den folgenden Zielsetzungen: Namlich, dass er einer-
seits die Angebote von preisglnstigen Wohnungen erhéhen und vermehrt selbst bauen
will und andererseits, dass er die Anzahl der Mietvertrage im Segment von den gunsti-
gen Wohnungen mit Vermietungskriterien, den sogenannten GUWR-Wohnungen bis
2025 auf 1000 erhéhen will. In seiner Antwort auf die Interpellation 12 rihmt sich der
Gemeinderat noch, die Zielvorgabe von plus 50 GUWR-Mietvertragen pro Jahr, ich zi-
tiere: "zum zweiten Mal in Folge Ubertroffen zu haben." Wenn man aber die Zahlen aus
den Geschaftsberichten fir die Jahre 2021 und 2022 zusammentragt, zeigt sich in aller
Deutlichkeit, dass der Gemeinderat inzwischen weit davon entfernt ist, die eigenen Ziel-
vorgaben flr das 2025 zu erreichen. 2021 ist die Zahl der GUWR-Mietvertrage namlich
nur um einen einzigen Mietvertrag gestiegen. Immerhin kénnte man da mit Blick auf
das Folgejahr sagen, denn 2022 ist die Zahl dann sogar um ganze 19 Mietvertrage auf
insgesamt nur noch 642 Mietvertrage im GUWR-Segment gesunken. Sogar wenn wir
die 251 WEG-Mietvertrage, die bis Ende 2027 auslaufen und anschliessend im GUWR-
Segment vermietet werden sollen, dazu zahlt, wird die Zielvorgabe mit einem Delta von
Uber 100 Wohnungen sehr deutlich verfehlt. Mit Blick auf die sich abzeichnende Miet-
krise ist der Handlungsbedarf im Moment aber dringender, denn je. Die aktuelle Teue-
rung und die drohende Mietzinsexplosion aufgrund des steigenden Referenzzinssatzes
stellen fir viele Haushalte schon jetzt eine kaum stemmbare finanzielle Belastung und
ein Armutsrisiko dar. Darum muss der Gemeinderat jetzt seine Verantwortung wahr-
nehmen und mit den entsprechenden Investitionen rasch dafliir sorgen, dass ausrei-
chend gunstiger Wohnraum kann geschaffen werden. Denn die Stagnation bei der An-
zahl von GUWR-Wohnungen kommt leider nicht Gberraschend. Bei den von der Stadt
Bern realisierten Bauprojekten an der Reichenbachstrasse und im Stdckacker sind die
GUWR-Anteile mit je knapp 25% sehr tief. Weder ist in den letzten Jahren genug be-
stehender Wohnraum dazugekauft worden, noch hat der Gemeinderat die Absicht um-
setzen kénnen, vermehrt eigene Bauprojekte zu realisieren, die bis 2025 bezugsbereit
waren. Die GB/JA!-Fraktion erachtet vor dem Hintergrund der drohenden Mietkrise die
Zielvorgabe von 1000 GUWR-Mietvertragen bis 2025 als zu tief angesetzt und pladiert
dafiir, moglichst rasch eine Erh6hung zu prifen. Besonders stossend ist es aus Sicht
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der GB/JA!-Fraktion, dass es der Gemeinderat, wie er im Begriindungsbericht der Mo-
tion 8 eingesteht, verpasst hat, bei neuen Genossenschaftsiiberbauungen die Erstel-
lung von GUWR-Wohnungen einzufordern, wie das eigentlich auch in seinem eigenen
Grundsatzpapier fir gemeinnitzige Wohnbautréagerschaften explizit vorgesehen ware.
Aufgrund vom Genossenschaftskapital, das eingebracht werden muss, schliessen die
Genossenschaften Menschen mit kleinem Einkommen und Vermégen leider oft aus. Da
muss aus Sicht von der GB/JA!-Fraktion noch dringend und rasch nachgebessert wer-
den. Einerseits die verstarkte stadtische Beteiligung an genossenschaftlichen Wohn-
formen, die auch fir Menschen mit etwas wenig Vermdgen zuganglich sein sollen, an-
dererseits aber auch indem der Fonds alles daransetzt, dass freie Wohnungen in be-
stehende Genossenschaft zur Weitervermietung im GUWR-Segment Gibernommen wer-
den konnen. Denn es darf aus unserer Sicht nicht sein, dass nur Personen die zum
Beispiel geerbt haben oder Uber die entsprechenden Kontakte verfiigen von den ge-
meinnutzigen Wohnungen in der Stadt Bern profitieren kdnnen. In dem Sinn wird die
GB/JA!-Fraktion der Begriindungsbericht der Motion 8 zur Kenntnis nehmen, auch wenn
wir die Massnahmen, die der Gemeinderat umgesetzt hat, als ungenigend erachtet.
Die Motion 13 andererseits, wo darauf abzielt, dass die Mieter*innen, die Teilzeitarbei-
ten ihren Anspruch auf GUWR-Wohnungen verlieren, lehnt die GB/JA!-Fraktion dezi-
diert ab. Wie der Gemeinderat in seiner Antwort gut aufzeigt, wirden die zusatzlichen
Kriterien einen unverhéltnisméssigen Eingriff in die Privatsphére der Mieter*innen dar-
stellen. Auch erachten wir den einseitigen Fokus auf Lohnarbeit als Gesellschaftspoli-
tisch schwierig. Unsere Gesellschaft funktioniert nur dank unzahligen Stunden, die
Menschen in ehrenamtliches Engagement und unbezahlte Care-Arbeit investieren und
sowieso liegt das Problem nicht bei denen, die von den Motionar*innen unter General-
verdacht gestellt werden, sondern mit dem verspekulierten Wohnungsmarkt und den
ungenigenden politischen Regulierungen, so wie auf der Einnahmeseite bei einer ver-
fehlten Steuerpolitik, wo die Reichen und Grossunternehmen schont, anstatt sie in ihre
gesellschaftlichen Flicht zu nehmen.

Prasident: Merci vielmals, Esther. Dann kame als nachstes Janina Aeberhard von der
GLP/JGLP-Fraktion.

Janina Aeberhard (GLP) fur die Fraktion: Wir haben es heute schon gehért, die Mieten
sind ein grosser Ausgabeposten von vielen Haushalten und per 1. Dezember wird der
Referenzzinssatz bereits zum zweiten Mal dieses Jahr steigen und damit auch die Mie-
ten zusammen mit sonst steigenden Kosten, wie zum Beispiel fiir Strom oder auch Le-
bensmittel, ergibt das eine Situation, die flir sehr viele Menschen eine grosse Heraus-
forderung darstellt und dieser Herausforderung sind wir uns, glaube ich sehr wohl alle
bewusst und es ist darum auch wichtig, dass es bezahlbaren Wohnraum gibt. Wer und
wie der glnstige Wohnraum zur Verfiigung gestellt werden soll, da sind wir uns aber
offenbar weniger einig. In der Stadt Bern soll sich bis 2025 die Zahl der Wohnungen
mit Vermietungskriterien auf 1000 erhéhen. Wichtiger als die nackte Zahl von Wohnun-
gen mit Vermietungskriterien ist fir uns aber, dass die Wohnungen dann auch tatsach-
lich von Leuten mit geringem Einkommen gemietet werden, also eben Leute, die die
Vergabekriterien erfillen. Das ist aktuell nicht immer der Fall und wir finden, man muss
hier — wie es schon vorher erwahnt worden ist, von Simone Richner und von Alex Feuz
— klar unterscheiden, ob die Leute freiwillig ein tiefes Einkommen haben, denn sie wol-
len Teilzeit schaffen oder ob sie das missen, weil sie daneben zum Beispiel noch eine
Kinderbetreuung oder die Betreuung von Angehdrigen Gbernehmen. Also die Care-Ar-
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beit, die Esther Meier vorher erwahnt hat, wiirde bertcksichtigt. Das Beschaftigungs-
pensum wird bei der Vergabe der GUWR-Wohnungen zwar auf dem Bewerbungsformu-
lar angegeben und angeschaut, aber nicht weiter evaluiert. Fir eine Prufung des Be-
schaftigungsgrades und vom Grund dafir, hat sich die Betriebskommission vom Fonds
fir Boden- und Wohnbaupolitik 2019 erneut ausgesprochen. Das steht in der Antwort
des Gemeinderats. Ich kann verstehen, dass das ein grosserer Aufwand — ein admi-
nistrativer Aufwand — wiirde bedeuten, zu schauen, wie viel jemand arbeitet und ob ein
Teilzeitpensum begriindet ist oder nicht. Aber ich kann auch verstehen, dass es einen
Unmut dariber gibt, dass Leute in GUWR-Wohnungen leben, die die Vergabekriterien
nicht mehr erflllen und sie nicht wiirden erfillen, wenn sie nicht freiwillig wirden Teil-
zeit arbeiten. Denn die Frage, die wir uns stellen missen, ist doch wie kénnen wir si-
cherstellen, dass die Leute, die es wirklich dringend notig haben, von glinstigem Wohn-
raum profitieren kénnen? Die Stadt musste immer mehr Liegenschaften kaufen und
aktiv auf dem Immobilienmarkt auftreten, um giinstigen Wohnraum sicherzustellen kdn-
nen, weil wenn zunehmend Leute in den GUWR-Wohnungen leben, die aber eigentlich
die Kriterien nicht mehr erfillen, missen immer wieder mehr Immobilien in den Handen
von der Stadt sind. Jetzt habe ich gerade den Faden verloren entschuldig, genau... Weil
die Leute die Kriterien nicht mehr erfillen und sie nachher, wenn sie Kriterien nicht
mehr erfillen, in ein Berner Modell wechseln und auch dann keine Marktmiete zahlen.
Oder wére es dann besser, dass die Leute, die die Vergabekriterien nicht mehr erfillen,
innerhalb von einer bestimmten Frist umziehen mussten, damit dann wieder Leute, die
den Wohnraum brauchen, davon profitieren kdnnen. Zumindest eine Marktmiete musste
verlangt werden, wenn die Kriterien nicht mehr erfillt werden. Wir sind dagegen, dass
die Stadt ihr Immobilienportfolio laufend erweitert, wie Ihr das auch schon beim Trak-
tandum 3 heute am Abend bemerkt habt und wir lehnen es auch ab, dass die Stadt
frisch sanierte topmoderne Wohnungen nachher als GUWR-Wohnungen anbietet, ein-
fach nur, damit man X Wohnungen im GUWR-Segment hat. Ja, die Stadt Bern soll fur
alle sein, soll eine Wohnstadt fir alle sein, egal ob mit grossem oder kleinem Budget
und ja, es ist nicht erstrebenswert, dass die Leute mit kleinem Budget aus der Stadt
vertrieben werden und nachher zur Arbeit Pendeln in die Stadt missen. Es braucht
einen Mix von verschiedenen Wohnungsangeboten, aber es muss auch sichergestellt
werden kénnen, dass der ginstige Wohnraum wirklich von diesen Personen gemietet
wird, die eben auf so ein Angebot angewiesen sind. Darum empfehlen wir Euch auch
die Motion des Traktandum 13 anzunehmen Merci.

Prasident: Merci vielmals, Janina. Ich sehe keinen weiteren Fraktionsvoten. Gibt es
Einzelvoten? Johannes Wartenweiler.

Johannes Wartenweiler (SP), Einzelvotum: Ich méchte halt die Gelegenheit, via Ein-
zelvotum nitzen, doch auch noch zum Traktandum 13 ein paar Sétze zu sprechen. Es
geht um das ewige Problem, ob die Wohnungen, die die Stadt hat, gerecht verteilt wer-
den, ob die richtigen drinsitzen, ob die Kriterien genug sind oder ob das ein Beschiss
ist, welcher hier stattfindet. Und die Diskussion kenne ich seit mindestens 30-40 Jahre.
Das ist schon eine Diskussion gewesen, die man im Muri-Feld gefiihrt hat, in Ausser-
holligen, immer hat es geheissen, da machen es sich ein paar bequem auf Kosten der
Allgemeinheit. Und lhr verlangt jetzt, um die Raster noch préaziser zu fassen, dass jetzt
auch Teilzeitbeschaftigungen ausgewiesen werden missen, um GUWR beanspruchen
zu durfen beziehungsweise eben nicht. Und Ihr geht einfach davon aus, man arbeitet
dann halt Teilzeit und den Rest hat man zur freien Verfigung, macht sich ein gutes
Leben und deswegen ist es nicht gerechtfertigt, so eine Wohnung zu beanspruchen. lhr
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ignoriert komplett, dass ein Grossteil von diesen Teilzeitbeschaftigungen damit verbun-
den ist, dass eben Kinder zu betreuen sind oder andere Angehérigen zu betreuen sind,
dass die Leute nicht einfach nichts machen auf Kosten der Stadt. Ihr unterstellt eigent-
lich tendenziell allen, die nicht 100% Arbeiten, dass sie faul sind, und das muss man
einfach hier einmal mit aller Entschlossenheit zuriickweisen. Ich glaube, die Stadt gibt
sich grosse Mihe, die Kriterien fur ihre Wohnungen so zu formulieren und die Leute so
auszuwahlen, dass sie auch wirklich wohnberechtigt sind in einer GIWR-Wohnung,
aber auch in einer stadtischen Wohnung. Es ist auch richtig, wenn wir als Stadt Wohn-
raum, den wir haben, den Leuten zur Verfligung stellen, die in dieser Stadt wohnen,
und zwar nicht zu Marktmieten, sondern zu Kostenmieten, weil ich finde, die Stadt hat
ahnlich, wie die Genossenschaft, eine Funktion nicht auf dem Markt aktiv zu sein, son-
dern marktergénzend aktiv zu sein. Und es ist auch vollig falsch, wenn man Leute, die
jetzt unter GUWR sind, unter den Generalverdacht stellt. Von dem her, wir glauben,
dass die Art und Weise, wie die Stadt ihre Wohnungen verwaltet, korrekt ist und dass
es keine zusatzlichen Kriterien braucht, schon gar nicht die Teilzeitbeschéaftigung nach-
zuweisen und begrinden zu mussen. Und wir halten nach wie vor fest, die Stadt muss
ihre Wohnungen nicht zu Marktmieten vermieten. Sie macht das in einem Segment von
diesen Herrschaftswohnungen sehr wohl, aber beim Rest finden wir, soll sie Markt er-
ganzend arbeiten mit Kostenmiete, gut berechnet, korrekt berechnet, aber nicht auf
maximalen Ertrag ausgerichtet. Dank.

Prasident: Merci vielmals, Johannes. Dann kame Alexander Feuz.

Alexander Feuz (SVP), Einzelvotum: Ich will es nicht gross verlangern, aber ich habe
gedacht, wenn Johannes Wartenweiler redet, muss ich auch noch rasch kurz nach
vorne kommen. Ich méchte vielleicht noch hier klar etwas sagen, es geht immer um das
Lesen. Die Motionare kénnen nicht mehr machen als schreiben. Was haben wir gesagt,
was die Vergabe betrifft? Und nachher ist in Ziffer 1 auf der Seite — Ihr musst es wirklich
lesen, was genau drinsteht — der Beschaftigungsgrad und der Grund fir ein allfalliges
Teilzeitpensum, ob freiwillig, allenfalls krankheitsbedingt, aufgrund der Kinderbetreu-
ung oder die Pflege von einem Angehérigen, haben wir sogar aufgenommen. Und jetzt
kommt etwas anderes der, der Sozialhilfe hat, der muss — mit Ausnahme der Ukrainer,
dort hat es eine Ausnahme gegeben, den die missen das Auto nicht verkaufen —, einen
Seelenstrip machen. Wenn der dann noch irgendwie ein Pferd oder irgendwo noch eine
Beteiligung an einer Ferienwohnung oder was auch immer hat, dann muss das zuerst
veraussert werden. Der kann dann nicht ein mittelalterlicher VW Golf oder ein halb
verrosteter Porsche nachher noch behalten. Den muss er dann verkaufen. Aber hier,
wo wir 2’700°000 Franken, und es ist wahrscheinlich noch mehr, aufs Spiel setzen, die
der Steuerzahler und die Anderen leisten sollen, dort soll man das dann nicht abklaren.
Und mir geht es darum nicht um das akribische Zeug, aber Ihr wollt ja nicht einmal das.
Und jetzt habe ich es eben gehort, man will das nicht in der Sozialhilfe. Bei dem, der
dort drin ist, bei dem ist man dann genau, dort verlangt man dann alles. Und hier soll
man nicht einmal Auskunft geben missen, wieso man Teilzeit arbeitet oder nicht Teil-
zeit arbeitet. Also das ist eine vorsatzliche Verschleuderung von Steuergeldern, die
unterstitzt wird vom Finanzdirektor. Eben wie gesagt, es ist eben ein System, in dem
man zusammenarbeitet. Wo es darum geht, dass man eben die Wahrheit nicht merken
soll. Und ich appelliere an alle, es geht uns um Transparenz. Und ich legen ganz klar
fest, wenn lhr behauptet, wir wollen da neugierig sein und das nicht machen, hier habt
Ihr es Schwarz auf Weiss geschrieben, dass man genau eben die Teilzeitmodelle und
die Betreuungssache sogar die Pflege von kranken Angehérigen — dort gibt es immer
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einen gewissen Interpretationsspielraum —, das haben wir alles drin, aber man will nicht.
Man will eben mit Steuergeldern die Mehrheitsverhaltnisse zementieren und darum be-
kampfen wir das auch. Wenn Ihr gerecht seid und Euch einsetzt, auch fur Eure Leute,
die die Mdoglichkeiten nicht haben, dann misst Ihr hier dem Vorstoss zustimmen.
Danke.

Prasident: Merci vielmals, Alex. Ich sehe keine weiteren Einzelvoten. Dann hatte hier
das Wort Herr Gemeinderat, Michael Aebersold.

Michael Aebersold, Direktor FPI: Ich habe irgendwie das Gefihl, ich bin nicht der ein-
zige hier drin, der nicht so genau weiss uUber was, dass man jetzt redet und Uber was
nicht. Und man hat einfach ein bisschen das erzahlt, was einem wichtig scheint. Ich will
mich in meinen Ausfihrungen vor allem auch mit der Wohnbaupolitik auseinanderset-
zen, und nachher mit dem Thema GUWR. Also gut das Grundproblem ist ganz ein simp-
les und da sind sich alle einig, in dieser Stadt Bern gibt es zu wenig gunstigen, bezahl-
baren Wohnraum. Das ist ein Fakt, das konnt Ihr Uberall schauen, das wird tberall
geschrieben. Das ist ein Problem und das hat auch damit zu tun, dass halt vielen Orten
der Profit im Vordergrund steht. Ich sage das nicht nur als Kritik oder so. Vorher haben
wir von der Pensionskasse geredet. Die Pensionskasse investiert in Liegenschaften.
Warum, weil sie neben Obligationen, Aktien und andere Anlagen, mit diesen Liegen-
schaften etwas verdienen kann. Die Frage ist dann einfach wie viel zieht man dort raus
und wie viel nicht. Und die Stadt Bern — das ist unsere Wohnbaupolitik — will einfach
nicht ein Maximum herausziehen, sondern wir wollen ginstigen Wohnraum zur Verfi-
gung stellen. Stichwort Kostenmiete, wie das auch Genossenschaften machen und
eben beim GUWR, sogar noch darunter sein. Und das ist das Ziel des Gemeinderats
mit den Legislaturziele, mit der Wohnstrategie, mit dem Fonds, mit der Fondsstrategie
und der Teilstrategie und das ist, glaube ich, eine klare politische Mehrheit im Parla-
ment. Aber in dieser Stadt der Bevdélkerung, die unsere Politik tragt. Und unsere Politik
heisst Vielfalt und Diversitat, das heisst preisglinstig, gemeinnutzig und das heisst
Markt erganzt und die Instrumente, die wir als Stadt brauchen, ist die Abgabe in Bau-
recht. Das ist namlich fast der grosste Teil, weil wir gar nicht das alles selbst managen
kdnnen. Aber wir geben Darlehen, wir entwickeln Areale, wir kaufen Liegenschaften,
wie heute am Abend. Das ist explizit Teil von unserer Policy und wir bauen selbst, wie
im Stockacker und an der Reichenbachstrasse. Im Gaswerkareal ist es ebenfalls vor-
gesehen und ich sage hier mit einem gewissen Stolz, das mit dem Stdckacker und mit
der Reichenbachstrasse die Stadt bewiesen hat, dass sie Superprojekte — Vorzeige-
projekte — realisieren kann, die sich auch zahlen. Also so wahnsinnig teuer sind die
beiden nicht. Wir werden auch im Stéckacker im Rahmen des Budgets dort abschlies-
sen. Ein Thema ist, die ganze Geschichte — auch hier wieder in Anlehnung an die Pen-
sionskasse — mit der Frage der Nachhaltigkeit. Wir kdnnen nicht héchste Standards im
Energiebereich umsetzen, nachher noch das wirtschaftlich machen und noch am
Schluss noch sozial, damit es bezahlbar ist. Und dort muss man halt Abstriche machen,
am einen oder am anderen Ort, und genau das sind die politische Aufgabe und die
Frage. Oder es sind die Diskussionen mit dem Viererfeld, wie schon gesagt, wie viele
holen wir dort mit der Marktorientierung heraus. Was hat man fir Auflagen beziglich
der Umweltstandards, der Materialisierung? Am Schluss wer soll dann die Wohnung
noch zahlen? Aber das ist, glaube ich, auch ein normaler Prozess. Jetzt komme ich
noch zu den GUWR-Wohnungen. Wir Gberprifen die Kriterien und machen Korrekturen.
Also es ist da irgendwie suggeriert worden, dass mindestens, wenn man die Kriterien
nicht mehr erfillt, dass man dann eine normale Miete zahlt. Das ist so, da machen wir
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nicht eine Marktmiete, nicht "highest Prize" aber sicher Kostenmieten. Also genau das
wird gemacht und dann wirklich einfach auch die Philosophie, dass man Leute, die
irgendwie 20'000-30'000 Franken erben oder wo es zu einer Scheidung kommt, wo die
Belegungsvorgaben nicht mehr erfillen, dass man die dann aus dem Umfeld heraus-
reisst und aus dieser Wohnung hinausschmeisst. Die missen dann halt, je nach dem,
einfach mehr zahlen. Ein schdnes Beispiel ist die Attinghausenstrasse. Dort ist man ja
kritisiert worden. Wie gesagt, wir machen alles GUWR-Wohnungen, also mit diesen
Vorgaben und mit diesen Kriterien. Das ist gar nicht schlecht, wenn es jetzt dort ge-
wisse Parteien gibt, die die Kriterien nicht mehr erfullen, eine héhere Miete zahlen und
damit auch zu einer gewissen Durchmischung beitragen. Es ist auch noch gesagt wor-
den, dass bei Genossenschaften, diejenigen die kein Kapital haben, die kénnen nicht
rein. Falsch. Auch dort gibt es Modelle, wie heute an der Huebergass, wo es die gibt,
die ihr Kapital einbringen missen. Es sind Ubrigens Betrdge, die wenn man nachher
die gunstige Miete rechnet, sich innerhalb von wenigen Jahren eigentlich auszahlen.
Also dann kann man aus der Pensionskasse einen Teil herausnehmen. Das zahlt sich
sehr rasch aus, weil man nachher in einer glinstigen Wohnung ist. Also es gibt die, die
das zahlen kdnnen. Es gibt die, die das nicht kénnen. Das ist in der Huberstrasse rund
einen Drittel und dann gibt es einen Drittel, die das eben ein bisschen praktischer ha-
ben, die Zahlen dann Zweidrittel. Genau das sind wieder soziale Modelle, die ich auch
sehr pushe, wo ich sage, das ist eigentlich eine Aufgabe der Genossenschaften. Ge-
nauso musst lhr das machen, dass auch Ihr fur eine Durchmischung sorgt, dass lhr
solche drin habt, die dann eben halt auch jemanden der das Kapital nicht einbringen
kann, das Kapital quasi nachher dort kann einbringen. Das alles passiert, finde ich
vorbildlich in der Stadt Bern. Dort méchte ich noch ein Update machen. Sometimes I'm
up, sometimes I'm down: In den letzten 2 Jahre sind wir gut gewesen, nachher schlecht.
Ich kann Ihnen hier noch als Primeure den Stand bekannt geben, aktuell per Ende 2023,
der ist noch nicht kommuniziert. Ich bin beim 31. Dezember gewesen. Jetzt ist es plotz-
lich Juli 2022: Da haben wir 656 Mietvertrage im Segment GUWR abgeschlossen. Nach
Bereinigung, wie gesagt solche, die mittlerweile mehr verdienen, die nicht mehr als
GUWR-Wohnungsmietende gelten, kénnen wir Ende 2023 723 Wohnungen an eine
GUWR-Berechtigte vermieten. Also das heisst es ist ein Zuwachs von 67 GUWR-Miet-
vertrage. Wir haben also in diesem Jahr die Vorgabe des Stadtrates erreicht. Ich
komme noch zu diesen 2 Vorstéssen in dem Block, wo es etwas zu entscheiden gibt:
Namlich beim Nummer 8 bitten wir Sie, den Begriindungsbericht zur Kenntnis zu neh-
men und zu der Motion 13 bitte ich Euch dem Gemeinderat zu folgen und die abzu-
lehnen. Ich kann Euch einfach noch etwas versichern, anhand von der Vergabe am
Centralweg, habe ich mich die Mietenden geben lassen. Das habt lhr vielleicht auch
gelesen, das ist vdllig explodiert. Ich kann Euch sagen, jede, die dort drin ist, ob das
jetzt eine alleinerziehende Frau ist, ob das eine Familie mit Migrationshintergrund ist,
alle die, die verdienen es, die sind zu Recht in einer solchen Wohnung. Und dort kdnnt
Ihr auch etwas Vertrauen in meine Profis haben, die die Wohnungen vergeben. Die
vergebe nicht ich, Alexander Feuz. Er ist draussen, dann kommt er wenigstens nicht
mehr reden. Ah Entschuldigung, freut mich. Gut, du hast es gehort. Also jetzt bin ich
gerade aus dem Konzept gefallen. Meine Verwaltungsleute machen das sehr verant-
wortungsvoll, die prifen die Vergaben. Das bin nicht ich, habe ich gesagt, der die Woh-
nungen vergibt den Leuten, die wir dann nachher aufgrund von einer GiWR-Wohnung
auf die Liste tun. Merci.

Prasident: Merci vielmals, Michael Aebersold. Wir kommen zum Traktandum 8. Dort
nehmen wir den Begriindungsbericht so zur Kenntnis. Ich frage beim Traktandum 9

1514



Protokoll 21 | Stadtrat vom 23.11.2023

beziglich Zufriedenheitsgrad? Nicht zufrieden. Beim Traktandum 10: Zufriedenheits-
grad der Mitte-Partei wére das? Teilweise zufrieden. Wir kommen zu Traktandum 11,
nicht zufrieden. Traktandum 12, nicht zufrieden.

2018.SR.000151

9 Interfraktionelle Interpellation Fraktion FDP/JF, SVP (Barbara Frei-
burghaus/Bernhard Eicher, FDP/Alexander Feuz, SVP): Unter welchen
Umstanden investiert die Stadt Bern in den Wohnungsbau?

Gemeinsame Beratung der Traktanden 8 bis 13: siehe Traktandum 8.
Préasident: Ich frage zuerst in die Runde: Wollt Ihr die Diskussion beantragen? Trak-
tandum Nummer 9 jawohl. Das ist eine Motion. Darliber missen wir nicht abstimmen.

Also wir stimmen ab Uber das Traktandum 9, ob wir die Diskussion gewédhren.

Abstimmung

2018.SR.000151

1/3-Quorum erreicht

Ja 33
Nein 25
Enthalten 1 Namensliste 018

Prasident: Diese Diskussion ist gewahrt. Wir kommen zum Traktandum 10.

Prasident: Wir stimmen nochmal ab iUber die Diskussion zu Traktandum Nummer 9.
Zuerst Uber das Ruckkommen, Entschuldigung. Wir stimmen ab Uber das Rickkommen,
ob man nochmal tber die Diskussion Traktandum Nummer 9 abstimmt. Jetzt haben wir
es.

Abstimmung

2018.SR.000151: Riickkommen

Annahme

Ja 47

Nein 14

Enthalten 1 Namensliste 020

Prasident: Das Rickkommen ist angenommen. Wir stimmen darum nochmals ab tber
die Interpellations-Diskussion des Traktandum Nummer 9. Ich bitte um Ruhe, damit
mich alle hore, wenn ich etwas sage. Wir stimmen ab Uber Traktandum Nummer 9, ob
die Diskussion gewahrt wird oder nicht.

Abstimmung

2018.SR.000151

1/3-Quorum nicht erreicht
Ja 15

1515




Protokoll 21 | Stadtrat vom 23.11.2023

Nein 45
Enthalten 1 Namensliste 021

Préasident: Diese Diskussion ist abgelehnt worden.

Prasident: Alex ich muss dich unterbrechen, Gber 11 haben wir noch gar nicht abge-
stimmt.

Traktandum 11 wurde abgestimmt.

Préasident: Also ist gut, RUckkommensantrag zum Traktandum 11.

Abstimmung

Rickkommen zu Traktandum 11

Annahme

Ja 57

Nein 2

Enthalten 1 Namensliste 022

Prasident: Gut, das Ruckkommen zum Traktandum 11 ist gewahrt. Alle wieder zuhéren
schnell.

Abstimmung siehe Traktandum 11

2018.SR.000251

10 Interpellation Michael Daphinoff/Milena Daphinoff (CVP): Auf welchen
Betrag verzichtet die Stadt Bern mit der Vermietung ihrer Wohnungen
zu kostendeckenden Mietzinsen?

Gemeinsame Beratung der Traktanden 8 bis 13: siehe Traktandum 8.

Prasident: Wir kommen zu Traktandum Nummer 10, wo wir auch Uber die Diskussion
abstimmen. Ist diese gewiinscht von den Einreichenden? Nicht gewlinscht. Dort habt
ihr die Gelegenheit fir eine kurze Erklarung. Wir kommen zum Traktandum 11.

2019.SR.000026

11 Interpellation Fraktion GB/JA! (Franziska Grossenbacher, GB): Sozi-
ale Wohnpolitik starken: Stadt Bern wird selber Genossenschafterin

Gemeinsame Beratung der Traktanden 8 bis 13: siehe Traktandum 8.
Prasident: Hier stimmen wir ab tber die Diskussion. Ist diese gewlinscht von der Seite

der Einreichenden? Sie ist gewlnscht, also wir stimmen dariber ab. Wir stimmen ab
Uber Traktandum Nummer 11, ob die Diskussion gewahrt wird.
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Abstimmung

2019.SR.000026

1/3-Quorum nicht erreicht

Ja 19
Nein 38
Enthalten 1 Namensliste 019

Prasident: Diese Diskussion ist bewilligt fur das Traktandum 11. Gut ich habe einen
Rickkommensantrag zum noch einmal Abstimmen tber die Diskussion zu Traktandum
9.

Abstimmung siehe Traktandum 9

Prasident: Wir stimmen jetzt nochmal ab Uber die Diskussionsgewdhrung zu Trak-

tandum Nummer 11.

Abstimmung

2018.SR.000151

1/3-Quorum erreicht

Ja 21
Nein 42
Enthalten 0 Namensliste 023

Prasident: Das 1/3 ist erflillt. Gemass Reglement braucht es einen Drittel, das 3. Drittel
ist punktgenau erreicht. Die Diskussion ist gewahrt flr das Traktandum 11. Wir stimmen
jetzt ab Uber die Diskussion zu Traktandum 12.

Abstimmung siehe Traktandum 12

2021.SR.000034

12 Interpellation Fraktion GB/JA! (Rahel Ruch/Anna Leissing, GB): Wie
stellt der Gemeinderat sicher, dass mit der Wohnstrategie die Folgen
der Corona-Krise gelindert werden kénnen?

Gemeinsame Beratung der Traktanden 8 bis 13: siehe Traktandum 8.
Prasident: Ich frage zuerst auch dort wieder, ist die Diskussion gewlnscht zu Trak-
tandum Nummer 12. Einreichende wéare das GB. Die Diskussion ist gewiinscht. Dann

stimmen wir ab Uber die Diskussion zu Traktandum 12.

Abstimmung

2021.SR.000034

1/3-Quorum nicht erreicht
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Ja 17
Nein 43
Enthalten 1 Namensliste 024

Préasident: Diese Diskussion ist nicht gewahrt. Dann wiirden wir anfangen mit den Ein-
reichenden von Traktandum Nummer 8. Das kann niemand von denen sein, die sich
angemeldet haben.

2023.SR.000041

13 Interfraktionelle Motion SVP, FDP/JF, GLP/JGLP, Mitte (Alexander
Feuz, SVP/Thomas Glauser, SVP/Simone Richner, FDP/Ursula Stdckli,
FDP/Janina Aeberhard, GLP/Claudio Righetti, Mitte): Die Vergabekri-
terien bei stadtischen Mietwohnungen sind zu Gberdenken!

Gemeinsame Beratung der Traktanden 8 bis 13: siehe Traktandum 8.
Préasident: Dann machen wir noch die Abstimmung zum Traktandum 13: Motion als
Richtlinie. Punktweise Abstimmung ist gewiinscht. Wir stimmen ab tber Traktandum

13, Punkt Nummer 1, als Richtlinie.

Abstimmung

2023.SR.000041: Punkt 1 als Richtlinie

Ablehnung

Ja 21

Nein 45

Enthalten 0 Namensliste 025

Prasident: Das ist abgelehnt. Wir stimmen ab Uber Traktandum 13, Punkt Nummer 2.

Abstimmung

2023.SR.000041: Punkt 2 als Richtlinie

Ablehnung

Ja 21

Nein 44

Enthalten 1 Namensliste 026

Prasident: Das ist abgelehnt.
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2019.SR.000346

14 Interpellation Fraktion SVP (Alexander Feuz/Thomas Glauser, SVP):
Zwischennutzungen — Werden die massgeblichen Vorschriften durch
die Benutzer kontrolliert und eingehalten oder herrscht Wildwuchs?

Prasident: Wir kommen zum Traktanduml14. Hier frage ich, ob die Diskussion ge-
winscht ist. Sie ist gewiinscht. Dann stimmen wir ab Uber die Diskussion zu Trak-
tandum 14.

Abstimmung

2019.SR.000346

1/3-Quorum nicht erreicht

Ja 16
Nein 49
Enthalten 1 Namensliste 027

Préasident: Die ist nicht gewahrt. Dann héatten die Einreichenden hier die Mdglichkeit
eine kurze Erklarung abzugeben. Es misste dich noch jemand anmelden, Alexander
Feuz. Eine Minute.

Alexander Feuz (SVP) fur die Einreichenden: Ich bedaure es, dass wir hier nicht fur
die Diskussion unterstitzt worden sind. Vorab "maximale Unzufriedenheit" bei dieser
Antwort. Thr miusst Euch die Antwort auf der Zunge zergehen lassen. lhr seht die Frage
in 2: Da habe ich gefragt eben wegen dem Gewasserschutz — das sollte Euch eigentlich
interessieren, die den Klimanotstand ausrufen —: "Was die Einhaltung von baurechtli-
chen Vorschriften betrifft, ist der Gemeinderat soweit es nicht Ubergeordnete Interes-
sen, wie beispielsweise der Umweltschutz betrifft, tolerant." Also dort I1dsst man es dann
durch. Auch Frage 3: Ich habe nachher dort auch detaillierte Fragen gemacht: "Wie
haufig man das kontrolliert hat" und es aufgegliedert nach Standorten. Es ist eine In-
terpellation gewesen und keine kleine Anfrage, meine Herren Gemeinderate. Und die
Antwort ist wieder einmal mehr als eine Ohrfeige. Wenn ich eine kleine Anfrage ge-
macht hatte, hattet Ihr gesagt, es sprenge der Rahmen von einer kleinen Anfrage. Hier
habe ich eine Interpellation gemacht, was...

Prasident: Deine Zeit ist abgelaufen.

Alexander Feuz (SVP) setzt sein Votum fort: Ja, nur ganz kurz. Das wage ich mir also
noch zu sagen. Auch hier wir eine alternative Gruppierung toleriert. Ich hoffe, dass der
Wahler merkt, wie ungerecht der Gemeinderat ist. Merci.

Prasident: Du bist nicht zufrieden, in dem Fall? Maximal unzufrieden, gut. Wir kommen
zum Traktandum Nummer 15.

2022.SR.000214

15 Interfraktionelle Motion AL/PdA, GB/JA! (David Béhner, AL/Katharina
Gallizzi, GB): Freiraum statt Planraum

Prasident: Das ist durch den Gemeinderat bestritten. Dort (ibergebe ich das Wort den
Einreichenden, David Bdhner.
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David Bohner (AL) fur die Einreichenden: Die Motion "Freiraum statt Planraum" ist zu
Stande gekommen, weil Markus Flick auf Katharina Galizzi und mich mit dem Anliegen
zugekommen ist. Markus Fliick hat im Verein "Vorpark”, den Park bei der Huebergass
mitgestaltet, bis die Baumaschinen aufgefahren sind, um auf dieser lebendigen Brache
einen Park zu bauen. Markus und die anderen Nutzer*innen des "Vorparks" haben dort
mit der Unterstitzung der Stadtverwaltung viele wertvolle Erfahrungen gesammelt und
sind enttduscht gewesen, als der spannende Prozess im Quartier mit dem Park-Baube-
ginn so abrupt ist beendet worden. Seit dem Sommer 2022 ist dort jetzt eine Baustelle,
die noch bis ndchsten Sommer dauern wird und dann soll der definitive Park erdffnet
werden. Das Ziel von dieser Motion ist, dass die Stadt die Freiraumplanung nicht nur
auf dem Reissbrett entstehen lasst, sondern ganz real im 6ffentlichen Raum, der von
der Bevdlkerung genutzt und angeeignet wird. Mit dieser Motion wollen wir uns nicht
gegen die Stadtverwaltung stellen oder die wichtige Arbeit, die die Stadt in den Quar-
tieren leistet, kritisieren. Aber und jetzt kommt es, aber die Antwort des Gemeinderats
auf die Motion ist doch sehr enttauschend. Der Gemeinderat ist offenbar der Meinung,
dass es nur einen glltigen, zielfuhrenden Weg geben kann, um solche FreirGume ein-
zurichten und zu gestalten, und der Weg ist eher Top down. Natirlich mit ein bisschen
Mitwirkungsprozessen und Bevolkerungsbefragungen, aber mehr nicht. Was wir mit der
Motion fordern, ist genau das umgekehrte, dass eine Zone definiert wird, die sich die
Bevdlkerung ausprobieren kann. Man kann auch eine rollende Planung machen, auf die
Bedurfnisse der Nutzer und Nutzerinnen ergebnisoffen eingehen und dann schauen,
dass die Winsche und die Bedirfnisse mit den gesetzlichen Rahmenbedingungen in
Ubereinstimmung gebracht werden kénnen. Darum fordern wir, dass bei einer zukinf-
tigen Uberbauung eine Flache definiert wird, in der nicht alles bis zum letzten Gebiisch
durch die Stadt geplant und umgesetzt wird. Wenn der Gemeinderat Angst hat, dass
ein solches Areal schlussendlich nur von einer Gruppe benutzt wird und wenn man
verhindern will, dass sich Platzhirsche herausbilden, die alleine bestimmen, kdnnte die
Nutzung von einem solchen Areal alle 3 bis 5 Jahre neu ausgeschrieben werden. Dann
wirde das immer in Bewegung bleiben und Veradnderungen geben und ja, es geht da-
rum, dass ein solches Areal nicht zeitlich beschréankt ist, weil gerade flr ein paar Jahren
nichts Gescheiteres vorgesehen ist auf einem bestimmten Platz. Sondern es geht da-
rum, dass die Stadt den Wert von einem solchen Projekt wirdigt und eben keine zeitli-
che Beschrankung vorsieht. Das ist gemeint mit: "im Stile einer Zwischennutzung aber
ohne Ablaufdatum”, wie wir in der Motion geschrieben haben. Das hat der Gemeinderat
offenbar nicht begreifen wollen und nein, gratis ware ein solches Projekt auch nicht,
auch wenn es sicher gunstiger ware als ein fixfertig gebauter Park. Es braucht dafir
finanzielle Mittel und Unterstiitzung der Verwaltung. Markus Fluck, den ich am Anfang
des Votums erwahnt habe, und der die Motion mit verfasst hat, findet das beim "Ler-
nenden Park", das ist das Motto gewesen des "Vorparks", der fir ein paar Jahre in der
Huebergass hat entstehen kénnen, tatsachlich viel ist gelernt worden. Das es spannend
ware das Konzept an einem anderen Ort noch konsequenter umzusetzen und dann
ohne Ablaufdatum, zum Beispiel bei den Bauprojekten im Marzili oder auf dem Vierer-
feld, auszuprobieren. Merci.

Prasident: Merci vielmal, David. Wir kommen zu den Fraktionsvoten. Fir die
FDP/Jungfreisinn-Fraktion, Tom Berger.

Tom Berger (FDP) fir die Fraktion: Ein urbaner Wohn- und Lebensraum lebt vom ste-
tigen Wandel und zu dem Wandel gehort es, dass es temporar, aber eben temporar, zu
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einer brachliegenden Flache oder zu einem leerstehenden Gebaude kommen kann. Es
ist richtig und wichtig, dass Leerstédnde und so Brachen mdglichst niederschwellieg, mit
mdoglichst wenigen burokratischen Auflagen kénnen belebt und genutzt werden. Und
ich gehe mit den Motionar"innen einig, dass so Orte nachher auch zu einem Labor
werden kénnen, wo neue Sachen ausprobiert werden kdnnen, wo man neue Formen
vom mit- und nebeneinander testen kann, ohne dass das grosse Konsequenzen hat.
Aber ehrlich gesagt, habe ich ein bisschen schmunzeln missen, als ich nachher die
Forderung in dem Geschéft gelesen habe. Es steht nAmlich wortwértlich, dass die Stadt
eine Flache fur eine Zwischennutzung ohne Ablaufdatum zur Verfligung stellen soll.
Etwas ohne Ablaufdatum kann keine Zwischennutzung sein. Eine Zwischennutzung,
das sagt schon der Namen, dass es eine Nutzung zwischen 2 Nutzungen ist, und dass
sie eben nur temporar dort sein kann. Wenn man diesen stetigen Wandel hat, wie ich
vorhin gesagt habe, den es in einem urbanen Wohn- und Lebensraum braucht, dann
gehort es eben dazu, dass es mal eine Brache und mal einen Leerstand geben kann.
Es gehdrt auch dazu, dass die Brachen und dieser Leerstand mit kreativem Leben kann
geflllt werden. Es gehdrt aber eben auch dazu, dass die Zwischennutzung nachher
irgendwann ein Ablaufdatum hat, und ich verstehe das sehr gut, dass es fur die Zwi-
schennutzenden nachher schwer ist, wenn sie ihr lieb gewonnenes Projekt aufgeben
muissen, aber das Schdne an einem urbanen Wohn- und Lebensraum im stetigen Wan-
del ist, dass die nachste Brache bestimmt kommt und dann kann man auch die wieder
zwischen Nutzen. Wir lehnen die Motion ab, weil aus unseren Augen eigentlich dem
Sinn und Zweck von diesen urbanen Zwischennutzungen zu wieder lauft, wenn man
sich die vom Staat will zur Verfigung stellen lassen. Ich hoffe, die Leute hinter diesen
Nutzungen sind genug kreativ und genug eigenverantwortlich, dass sie sich auch ohne
die stadtische Hilfe solche Brachen aneignen kdnnen. Merci.

Prasident: Merci, Tom. Als nachstes kommt fir die GB/JA!, Katharina Gallizzi.

Katharina Gallizzi (GB) fur die Fraktion: Nachdem was Tom gesagt hat, habe ich das
Gefihl, ich misse vielleicht nochmal ein bisschen ausfuhren, was die Motion eigentlich
will. Sie fordern, dass ein Areal, der in naher Zukunft sowieso umgestaltet oder neu
entwickelt wird, bereitgestellt wird, dass sich darauf etwas Neues entwickeln kann. Im
Gegensatz zu einem klassischen Park oder Aussenraumgestaltung soll aber nicht zu-
erst auf dem Papier entschieden werden, wie das Areal genutzt werden soll, sondern
lediglich der Prozess definiert werden, der dazu fihrt, dass die Bevélkerung sich das
Areal aneignen kann. Solche Prozesse, das hat David vorher auch gesagt, sind norma-
lerweise bei Zwischennutzungen schon haufiger ausprobiert worden. Darum auch das
Wort "Zwischennutzung". Wir haben aber nicht gesagt, es muss jetzt eine Zwischen-
nutzung sein, sondern es geht um einen ahnlichen Prozess und wenn man das falsch
verstehen will, kann man es natdrlich falsch verstehen und dann sagen: "Ja wir lehnen
das ab, denn eine Zwischennutzung ist ja beschrankt". Aber eben um das geht es ei-
gentlich nicht. Es geht mehr darum zu illustrieren, was wir meinen. Wie gesagt, solche
Prozesse sind bei Zwischennutzungen 6fters ausprobiert worden, zum Beispiel in den
"Warmbachli"-Brachen oder beim "Vorpark", wir haben es vorhin schon gehért. Es kdn-
nen vielerlei Nutzungen und Aktivitaten entstehen, die von den unterschiedlichsten
Menschen genutzt werden kdnnen. Das traurige an einer klassischen Zwischennutzung
ist jedoch, dass ihre Dauer beschrankt ist, und dass es friiher oder spéater zu einer
definitiven Umgestaltung oder Uberbauung vom Areal kommt. Das ist schade, weil viel
Energie und Kreativitéat, die in solchen Orte investiert werden, geht wieder verloren.
Darum fordert der Vorstoss einen Ort zu suchen, der eine solche Zwischennutzung oder
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so eine Art von Nutzung des Raums auf unbestimmte Zeit stattfinden kdnnte. Der Ge-
meinderat lehnt unseren Vorstoss ab mit der Begriindung, es habe sich gezeigt, dass
das nicht funktionieren kénne. Sobald einen Generationenwechsel bei den Initiant*in-
nen entstehe, passiere in der Regel nichts mehr auf solchen Arealen und sie wirden
wieder veréden. Auch seien solche gewachsene Parks in der Regel nur fir bestimmte
Gruppen zuganglich und wiirden weniger vernetzte Bevdlkerungsgruppen ausschlies-
sen. Diese Argumente des Gemeinderats klingen in meinen Ohren doch ein bisschen
wie faule Ausreden. Natirlich gibt es keine Garantie, dass so ein Projekt funktionieren
kann, aber der Vorstoss fordert nicht, dass man gerade den ganzen neuen Viererfeld-
park in unserem Sinn geplant oder eben nicht geplant werden soll. Es kann auch ein
viel kleineres Areal sein, damit man die Art von Freiraumplanung ausprobieren kénnte.
Auch kénnen Prozesse und Rahmenbedingungen festgelegt werden, fir Entwicklungen
zum Beispiel, um es zugéanglich zu machen fur verschiedene Nutzergruppen. Und sollte
das Experiment, wie der Gemeinderat Angst hat, dann auch wirklich ganz fest scheitern
und es wirde ganz fest nicht gehen, gabe es ja dann immer noch die Méglichkeit, einen
Park im herkdbmmlichen Sinn im Nachhinein zu planen und umzusetzen. Wir verstehen
vor dem Hintergrund nicht, wovor dass der Gemeinderat eigentlich Angst hat. Er hat
die Legislatur-Richtlinien unter dem Motto "Stadt der Bevdlkerung" gestellt. Doch wenn
es jetzt darum geht, dass die Bevolkerung sich wirklich beteiligen darf, dann bekommt
er kalte Fusse. Wie David auch vorhergesagt hat, wir wollen nicht schmalern, was
schon gemacht wird, wie Parks. Es ist einfach ein anderer Ansatz, den man auch mal
irgendwo ausprobieren kénnte, damit man nicht immer das gleiche macht und wer
weiss, vielleicht entsteht ja etwas ganz Tolles und Schénes, wo wir uns jetzt noch gar
noch nicht vorstellen kénnen. Wir hoffen, dass Ihr unsere Motion tUberweist und so dem
Experiment vom ungeplanten Park eine Chance geben.

Prasident: Merci vielmals, Katharina Gallizzi. Dann kommt als nachstes Barbara Keller
von der SP/JUSO-Fraktion.

Barbara Keller (SP) fur die Fraktion: Ich kann mich relativ kurzhalten. Meine Vorred-
nerin Katharina hat schon sehr viel Wichtiges erwahnt Zwischennutzungen und eine
mogliche Kreativitat, sie ermoéglichen die Entstehung von wertvollen Treffpunkten und
Freirdumen. Es geht darum, Sachen auszuprobieren und Raume zu verandern. Die
Motion der AL/PdA und GB/JA! fordert ein Areal, den man als so eine Zwischennutzung
brauchen und um- und neugestalten kann, und das Ganze in einem partizipativen Pro-
zess. Zugegeben, dass ein Raum ohne Ablaufdatum genutzt werden kann, widerspricht
ein bisschen dem Begriff der Zwischennutzung. Wir sind aber, wie die Motionar*innen
der Meinung, dass Bern solche Freirdume gut brauchen kénnte. Ich denke hier zum
Beispiel an Freirdume fur Jugendliche, fir das Quartier oder einfach fir alle, die dann
auch immer nitzen wollen. Es geht hier um Themen wie Inklusion, Partizipation und
Teil haben. Wir werden darum die Motion annehmen und hoffen, dass sie der Gemein-
derat dann auch entsprechend umsetzt.

Prasident: Merci vielmals, Barbara. Dann kommt als nachster Thomas Glauser fir die
SVP.

Thomas Glauser (SVP) fir die Fraktion: Zwischennutzung kann Sinn machen, wenn
man ein Gebaude nicht braucht, wenn jemand temporéar ein Projekt hat, das gerade
hineinpasst, dann ist es eine Win-Win-Situation, die fir beide stimmt. In dieser Motion
fordert man eine Zwischennutzung, die zeitlos ist. Das ist fiir uns von der SVP eigentlich
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keine Zwischennutzung mehr, wenn man irgendwie das Projekt anfangt und das nach-
her zeitlos ist. Und dort sind wir eigentlich der gleichen Meinung wie der Gemeinderat.
Irgendwann hort halt die Zwischennutzung auf. Zum Teil ist es auch so, dass wir gerade
Zwischennutzungen vor allem sehr sozial gehandhabt haben. Gas und Wasser wird
zum Teil nicht bezahlt. Man nitzt dort den Staat auch ein bisschen ausnutzen, vielleicht
zu rechten Dinge. Aber, dass man dann zeitlose Zwischennutzungen macht, da haben
wir ein Problem und darum lehnen wir die Motion klar ab, wie es der Gemeinderat hier
empfiehlt.

Prasident: Merci vielmals, Thomas. Ich sehe keine weiteren Fraktionsvoten. Gibt es
Einzelvoten? Erich Hess.

Erich Hess (SVP), Einzelvotum: Zwischennutzungen, wie viele Zwischennutzungen ha-
ben wir gehabt in stadtischen Liegenschaften, die zuerst entweder besetzt und nachher
als Zwischennutzungen deklariert oder von Anfang an als Zwischennutzungen dekla-
riert worden sind. Aber beide Varianten sind immer zum Providurium geworden. Und
wer hat versagt? Sie sitzen hinter mir. Der Gemeinderat hat versagt. Nehmen wir zum
Beispiel die ehemalige Feuerwehrkaserne: Man hat schon lange gewusst, dass man
eine neue Feuerwehrkaserne baut. Der Gemeinderat hat nichts geplant fur in diesem
alten Gebaude zu machen. Aber wenn man weiss, dass man ein neues Gebaude baut,
und man weiss in etwa ca. 3-4 Jahre ist das fertig, plant man schon vorher, wenn man
ein bisschen verninftig mit dem Geld umgehen will, was man mit dem alten Gebaude
machen will. Und alles andere ist Diebstahl am Steuerzahler. Diebstahl. Wir haben
mehrere Beispiele: Die Feuerwehrkaserne, der PROGR, die Reithalle, ist alles Dieb-
stahl am Steuerzahler. Es gibt noch mehrere andere Beispiele. Und so etwas akzeptiert
hier der Wahler in der Stadt Bern. Das macht mich effektiv gerade verriickt. Dass ein
gewahlter Gemeinderat, der die Verantwortung hatte, die Geschaftsfihrung dieser
Stadt weitsichtig zu fuhren, so versagt. Ich bitte Euch darum alle Zwischennutzungen
in Zukunft, die die Stadt anbieten will, abzulehnen. Das heisst auch die Motionen, weil
wenn es eine Zwischennutzung braucht, ist es mit grosster Wahrscheinlichkeit ein mas-
sives Versagen unserer Regierung.

Prasident: Als nachstes hat sich David Bohner angemeldet.

David Bdhner (AL), Einzelvotum: Nur ganz kurz, aber es scheint auch wirklich ein
Missverstandnis vorzuliegen. Vielleicht ist die Motion zu wenig deutlich geschrieben
worden. Es geht hier nicht um eine Zwischennutzung. Ich hatte es schon vorher gesagt
im Votum. Es steht in der Art was passieren soll. Im Stile einer Zwischennutzung — ich
weiss nicht, ob man hier will ein Germanistikseminar machen —, im Stil einer Zwischen-
nutzung aber ohne Ablaufdatum. Also es geht um etwas, das soll bleiben. Im Stil einer
Zwischennutzung heisst einfach, dass es sich immer wieder verandern soll, aber wir
reden nicht Uber Zwischennutzungen. Das ist das Missverstandnis.

Prasident: Als nachstes Johannes Wartenweiler.

Johannes Wartenweiler (SP), Einzelvotum: Jetzt hast du, glaube ich, alle noch ein
bisschen verwirrt, aber das ist nicht schlimm. Diebstahl am Steuerzahler, ich meine,
das sind demokratisch legitimierte Entscheide. Wie kommt Ihr auf die Idee, dass das
Diebstahl ist. Ihr werft da hinten dem Gemeinderat vor, er seid schuldig. Das, was lhr
erzahlt, ist vor X Jahren gewesen. Keiner von diesen Gemeinderaten ist dann im Amt
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gewesen. Was sind das fur grobe Geschitze, die Ihr hier auffahrt. Wozu, das ist doch
gar nicht nétig.

Prasident: Alexander Feuz.

Alexander Feuz (SVP), Einzelvotum: Jetzt kommt halt noch der Artillerie Offizier, wenn
man von schweren Geschuiitzen redet. Nein, ich bin jetzt hier wirklich provoziert worden.
Ich mdchte David Béhner immerhin danken. Er hat es klar gesagt, um was es geht. Es
geht eben im Sinne einer Zwischennutzung aber ohne Ablaufdatum. Er ist ehrlich ge-
wesen. Ich lehne den Vorstoss ab, aber er hat es klar gesagt und der Gemeinderat hat
das auch erfasst. Er hat ndmlich auch gesagt, dass er die Motion ablehnt. Er hat es
klar gesagt — der Feuz hat es heute Abend zweimal gesagt —, und ich bin Weissgott
nicht der Verteidiger des Gemeinderats. Zum Glick habe ich mich mit diversen Voten
klar distanziert, aber immerhin habe ich es schon gesagt, bei dem einen Begriindungs-
bericht, bei dem einen Vorschlag — ich glaube, es ist die Klimastrategie fur Anlagen
gewesen —, habe ich auch dem Prifungsbericht zugestimmt im Gegensatz zum Rot-
GrunMitte-Bindnis (RGM). Hier muss ich sagen, der Gemeinderat hat recht und jetzt
muss ich eben etwas wegen dem Diebstahl sagen. Ich méchte doch immerhin klar fest-
halten, beim Zaffaraya-Areal hat der Regierungsrat gesagt, es ist gewohnheitsrechtli-
che Zwischennutzung, das kann man gar nicht mehr &ndern. Ihr habt es gesehen bei
diesen Leuten des Campingplatzes Gampelen, die jahrzehntelang dort waren, da hat
dann das Gewohnheitsrecht nicht gegolten. Das Gewohnheitsrecht gilt dann, wenn man
es will und dann, wenn man es nicht will, soll es eben nachher dann nicht gelten. Ich
bin zuerst davon ausgegangen, dass alle diese Vorstésse zusammen behandelt wer-
den. Darum kann ich jetzt hier nochmal rasch etwas ausfihren zu meiner Interpellation,
wo mich eben dann stort. Ich habe es immer kritisiert und sage es noch einmal, wenn
man einen Vorstoss einreicht, sollte man ihn richtig beantworten. Ich habe dann wirklich
prazise Fragen gestellt, wie bei den einzelnen Arealen aufgeschlisselt, Vorschriften
und Abmachungen eingehalten werden. Der Gemeinderat mit ganz groben Ausfihrun-
gen — wie bei einer kleinen Anfrage —, das zeigt einfach einmal mehr, wie man es be-
antwortet. Da heisst es: "Der Gemeinderat toleriert die alternativen Gruppen und deren
Wohnformen, solange sie sich in das nachbarschaftliche Umfeld einfligen, abgeschlos-
sene Vereinbarungen einhalten und die Personensicherheit gewahrleistet ist." Wenn
Ihr noch "gescheit" gewesen wart, hattet lhr noch gesagt: "und die Umweltvorschriften
eingehalten sind." Das habt Ihr eben nicht gemacht. Auch das habt |hr in eurer Kompe-
tenz und Selbstherrlichkeit verpasst. lhr kommt jetzt dann dran — vielleicht dann mal
wegen Beglnstigung —, weil Ihr wisst, dass gewisse Leute etwas machen, wo nicht
zulassig ist. Ihr kontrolliert es nicht. Ihr seid darauf aufmerksam gemacht worden, dass
es ein nicht rechtlich haltbarer Zustand ist, und dann werdet Ihr einmal zur Verantwor-
tung gezogen werden. Ich mache David Béhner keinen Vorwurf, er ist wenigstens ehr-
licher. Das habe ich schon letztes Mal gesagt bei der Steuererhéhung. Aber Ihr, die
dieser Sache jetzt hier zustimmt, Ihr misst nicht sagen, wir haben es nicht gewusst,
dass es um die Zwischennutzung gegangen ist. Es ist klipp und klar und ich verurteile
hier ebenfalls, wie meine Vorredner Erich Hess und Thomas Glauser, das Vorgehen
des Gemeinderats. Danke.

Prasident: Merci vielmals, Alex. Erich Hess.

Erich Hess (SVP), Einzelvotum: Ich wollte eigentlich nicht mehr sprechen kommen.
Stadtrat Wartenweiler hat mich aber noch einmal schnell nach vorne gerufen, weil er
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mich direkt angesprochen hat. Es ist so, dass es in der letzten Zeit viel passiert ist. Ich
bin ja noch nicht lange im Stadtrat, aber in dieser kurzen Zeit, wo ich im Stadtrat bin,
ist Erstens die Zaffaraya verlegt worden. Die Stadt hat die Erschliessung bezahlt von
einer Bauverbotszone. Eine massive Bauverbotszone, in der man gar nicht bauen darf,
sind mehrstéckige Gebaude gebaut worden, die rein widerrechtlich sind. Zweitens der
PROGR: Der PROGR ist als Zwischennutzung in dieser Zeit gebraucht worden. An-
schliessend ist die Zwischennutzung zu einem Providurium gemacht worden. Drittens
die Feuerwehrkaserne, die ja in dieser kurzen Zeit gewesen ist, wo ich im Stadtrat
gewesen bin. Und die Feuerwehrkaserne — habe ich vorhin schon ausgefiihrt — da hatte
man viel friher planen kdnnen, weil man gewusst hat, dass die frei wird. Viertens die
Stadt-Zigeuner, die immer wieder Grundstiick auf langere Zeit mit Fahrnisbauten be-
bauen, werden immer toleriert und das ist alles Land, das den Steuerzahlerinnen und
Steuerzahlern gehért und darum ist das ein massives Versagen des Gemeinderats.

Prasident: Ich sehe keine weiteren Einzelvoten. Dann hatte das Wort, wenn ge-
winscht, Herr Gemeinderat Michael Aebersold.

Michael Aebersold, Direktor FPI: Ja, ich will mich nicht sehr lange fassen, weil auch
ich ein bisschen verwirrt bin tGber was, dass wir jetzt schlussendlich reden: Aneighung,
Zwischennutzung oder kreativ sein in der Planung. Das sind alles Sachen, die der Ge-
meinderat sehr unterstiitzt. Die wir auch ermdglichen. Es ist mir schon noch wichtig,
einfach nochmal darauf hinzuweisen, dass am Schluss es entweder etwas Definitives,
langerfristiges ist und dann bestimmt man fir was, dass man das Areal brauchen will
oder ob man dort etwas realisieren, bauen, planen, Wohnungen machen will, oder man
will sagen, es ist uns ein bisschen Wurst. Wir haben irgendwo an einem Ort, ein Areal
und dann kann man mal ein bisschen schauen, was passiert. Also ich glaube, da ist
schon ein bisschen das Problem, dass wir einfach in der Stadt auch nicht mehr so viel
Areale haben, die nicht schon verplant sind, wo wir nicht zum Beispiel glinstigen Wohn-
raum hinstellen wollen. Was mich noch wichtig scheint, bei den Zwischennutzungen
gibt es wie zwei Arten und die eine Art ist tatsachlich die Zwischennutzung, die zuerst
eine Besetzung gewesen ist. Also dann kommt irgendjemand am Sonntag oder Uber
Nacht und besetzt das Areal und dann ist es einmal eine Besetzung. Und dann ist die
Haltung der Stadt Bern, wenn das madglich ist, macht man aus dieser Besetzung eine
Zwischennutzung. Ein Beispiel ist das "Warmbachli", das ist gesagt worden. Ich mag
mich noch gut erinnern, dass ich irgendwann plétzlich das Telefon erhalten habe, dort
sind Leute und bauen Hitten und so hat man dann wirklich auch mit denen die Verein-
barungen abgeschlossen. Aber die sind heute weg. Das ist eine Zwischennutzung ge-
wesen, die hat man sein lassen kénnen, bis man dann irgendeinmal dort angefangen
hat zu bauen bzw. zu realisieren und die haben weg zu missen. Und das gleiche ist
mit dem Viererfeld, Mittelfeld und mit dem Gaswerkareal. Dort haben wir Besetzungen
gehabt, die wir jetzt quasi legalisiert und Zwischennutzungen mit Vereinbarungen ge-
macht haben, die mehr oder weniger — wenn es ein lautes Sommerfest gibt — gut laufen.
Aber im Wesentlichen, wenn man wirklich mit ihnen Gbereingekommen ist, was dort
passiert. Dort muss man schon sagen, da geht es sehr oft um Eigennutzungen bzw.
also um eigenes Interesse. Das sind Leute, die ihre Interessen haben, die sind unter
sich und haben jetzt dort die Zwischennutzung und die missen irgendeinmal wieder
gehen. Viererfeld, Mittelfeld, Gaswerkeareal wollen wir entwickeln. Dort wo jetzt die
Anstalt ist, dort wollen wir genossenschaftlicher Wohnungsbau, das ist glaube ich allen
bekannt und die missen irgendeinmal weg. Und dann gibt es die geplanten Zwischen-
nutzung, wo es tatsachlich darum geht auch zu schauen. Wir haben ein Areal, das geht
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in eine Transition. Dort gibt es irgendetwas anderes, wo man weiss, man hat eine ge-
wisse Zeit und jetzt schauen wir, was dort alles moglich ist. Gute Beispiele sind das
Ziegler-Areal, die Feuerwehrkaserne und jetzt auch das Gaswerkareal. Ich rede nicht
als Idealstadt und dort ist es uns als Stadt schon auch wichtig, dass wir dort auch das
Quartier mitnehmen, dass wir dort mit den Quartierorganisationen, die eine breite Le-
gitimation haben, zusammenarbeiten und sagen: "Hey was seht ihr, was braucht auch
das Quartier." Nicht einzelne Interessen, sondern das Quartier. Wenn die jetzt im Gas-
werkareal unten eine Rollschuhbahn oder ein Pumptrack oder was auch das ist, das
sind die anderen Zwischennutzungen. Und da denke ich sind wir an beiden Orten gut
unterwegs. Einfach nur so ein bisschen zur Idee, dass man alle 3-4 Jahren ausschreibt:
Wenn da jemand an so einem Ort ist und das cool findet, und dann kommt man nachher
und sagt: "So sorry jetzt Jungs und Méadels ihr misst weg." Dann wart Ihr die Ersten,
die sagen, man kénne da nicht mit der Polizei gehen und mdchte das auch nicht. Also
ich finde die Stadt macht das eigentlich gut. Wir miissen nicht noch neue Modelle jetzt
da testen gehen. Entsprechend haben wir Euch auch beantragt, die Motion abzulehnen.

Prasident: Merci vielmals, Michael. Wir stimmen ab Uber Traktandum 15, Motion als
Richtlinie.

Abstimmung

2022.SR.000214: als Richtlinie

Annahme

Ja 38

Nein 26

Enthalten 0 Namensliste 028

Prasident: Die Motion ist angenommen. Wir haben noch knapp 10 Minuten. Ich wiirde
gerne noch durch die offenen traktandierten Interpellationen durchzuflitzen um zu
schauen, wo Uberhaupt noch Diskussionsbedarf besteht oder nicht. In der Hoffnung,
dass man vielleicht das eine Traktandum oder das andere noch abschliessen kann in
diesen 10 Minuten. Ich erlaube mir darum in das Traktandum 18 einzusteigen.

2019.SR.000073

18 Interpellation Fraktion SVP (Alexander Feuz/Hans Ulrich Gréanicher,
SVP): Bern Welcome oder Bern goodbye? Wie geht es mit Bern Wel-
come weiter?

Prasident: Das ist eine Interpellation der Fraktion SVP: Ist gewlinscht, dann stimmen
wir darlber ab.

Abstimmung

2019.SR.000073

1/3-Quorum nicht erreicht

Ja 14
Nein 48
Enthalten 0 Namensliste 029
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Prasident: Die ist nicht gewahrt, dann haben die Einreichenden die Zeit fir eine Minu-
ten Erklarung. Wir kdnnen auch noch abstimmen. Kédnnen wir machen, das ist eine gute
Idee.

2019.SR.000074

19 Interpellation Fraktion SVP (Hans Ulrich Grénicher/Alexander Feuz,
SVP): Bern Welcome und Forderverein Bern Tourismus: Gibt es hier
Interessenkonflikte?

Prasident: Wir stimmen ab Gber das Traktandum 19, also die Diskussionsgewéahrung.

Abstimmung

2019.SR.000074

1/3-Quorum nicht erreicht

Ja 15
Nein 47
Enthalten 1 Namensliste 030

Prasident: Diese Diskussion ist auch nicht gewahrt worden. Dann hattest du insgesamt
2 Minuten fur beide Traktanden 18 und 19. Kénntest du ihn schnell anmelden? Merci.

Alexander Feuz (SVP) fur die Einreichenden: Ich bedaure, dass man Uber das nicht
sprechen will. Uberrascht mich natiirlich nicht, wenn "Bern Welcome" stark in rotgriine
Héande ist. Ich bedaure das, aber ich danke die Fraktionen alternative Linke und PdA,
die es unterstitzt haben, weil dort im "Bern Welcome" hat es mehrere Probleme, wie
man einfach sehen muss, die hier verschwiegen werden. Wir haben hier kritische Fra-
gen gestellt. Ihr habt gesehen die Interpellationen sind alt. lhr habt gesehen, um was
es uns gegangen ist. Wir sehen hier genau Interessekonflikte, die eben meines Erach-
tens bestehen. Es gibt eben noch andere Sachen, bei denen ich das Gefilihl gehabt
habe. Das mit diesem von Marazzi gebauten Gaswerkareal ist auch ein klassischer
Interessenkonflikt gewesen. Einer, der massgeblich dabei gewesen ist, und es nicht
einmal fur nétig gehalten hat in den Ausstand zu treten, ist jetzt heute nicht da. Nach
uns gibt es die Interessenkonflikte. Man hat sie nicht dringlich erklart. Ihr habt auch
gesehen die ganzen Probleme, die wir gehabt haben. Es ist aufgezeigt, man will genau
in gewissen Sachen eben den Weg weiterfihren. Man will nicht, dass man die Sache
genauer anschaut. Umso mehr ware es wichtig gewesen, dass man hier Klarheit hat.
Es kann einfach dann mal sein, dass die SVP-Fraktion eine vermehrte Ausrichtung auf
Velo-Tourismus und irgendwie dkologische Vorschriften und Kérnerfresserei, und dann
den "Bern Welcome" Kredit vielleicht mal nicht mehr unterstiitzt und dann hat man dann
vielleicht mal keinen Kredit. Tourismus ist etwas Wichtiges, aber es muss richtig ge-
macht werden, aber so mit diesen Interessenskollisionen und mit diesen Ausrichtungen
geht es schief. Ihr seht auch hier, wo wir hier detaillierte Fragen gestellt haben. Ihr seht
nachher die Antworten, die da gekommen sind. Wir sind also mit beiden Interpellationen
nicht zufrieden. lhr seht die Situation wie das Geld gebraucht worden ist. Corona ist
eine schwierige Zeit gewesen, aber wir haben die Interpellationen vorher eingereicht.
Ihr habt auch gesehen, was wir fir Probleme haben. lhr seht, am Thema bleiben wir
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dran und wenn Ihr die Situation seht, haben eben gewisse Leute kein Interesse, dass
die Sachen abgeklart werden, und dieser Stall etwas genauer anschaut wird. Wir haben
dieses Mal nicht einmal mehr eine Einladung bekommen fur am "Ziebelemarit". Das
haben wir friher alle bekommen, auch das ist nicht mehr gewiinscht. Wir sind eben
eine Quantite negligable. Merci.

Prasident: Zufriedenheitsgrad, nehme ich an, bei beiden nicht zufrieden. Wir kommen
zu Traktandum 20. Das ist eine Interpellation der SVP.

2020.SR.000130

20 Interpellation Fraktion SVP (Niklaus Mirner/Alexander Feuz, SVP):
Wirtschaftsunterstiitzung wadhrend Corona-Zeiten fir heimische Ge-
werbetreibende, insbesondere Selbstadndigerwerbende, die durch die
Maschen des Bundes und Kantons fallen. Nichtstun ist keine Losung.

Préasident: Wir stimmen auch hier ab Uber die Diskussionsgewé&hrung.

Abstimmung

2020.SR.000130

1/3-Quorum nicht erreicht

Ja 15
Nein 45
Enthalten 1 Namensliste 031

Prasident: Diese Diskussion ist nicht gewahrt.

Alexander Feuz (SVP) fiur die Einreichenden: Ich mache es hier kurz. Ich will Euch
nicht gross den Abend verderben. Aber einfach wie gesagt, wir haben damals Interpel-
lationen eingereicht. Im Gegensatz zu denen von den anderen Parteien, sind sie nicht
dringlich erklart worden. Im Gegensatz zu den anderen Parteien, wo man alle die Coro-
namassnahmen miteinander behandelt hat, hat man unsere aussen vorgelassen. Wich-
tig ist fir mich, die SVP hat sich klar eingesetzt flr die Folgen von Corona. Wir sind
hier aussen vorgelassen worden. Es ist bewusst gewesen, das ist eben das Vorgehen,
aber ich danke dem Ratsprasidium, der sie doch jetzt traktandiert hat. Und auch gerade
abschliessend, das kann ich im Votum auch sagen, dass die alten Vorstdésse "Bern
Welcome", "Zwischennutzung", die ein bisschen im Giftschrank gewesen sind, dass
man die hervorgenommen hat. Mein Vorwurf geht an den friheren Ratsprasidium, der
das eben teilweise nicht gebracht hat, insbesondere vom MCW, der damals an der
Macht gewesen ist. Merci.

Prasident: Auch hier Zufriedenheitsgrad, Alex? Beide nicht zufrieden. Wir springen
noch schnell zu Traktandum 23.
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2020.SR.000131

21 Interpellation Fraktion SVP (Niklaus Mirner, Alexander Feuz, SVP):
Wirtschaftsunterstitzung wéahrend Corona-Zeiten fiur heimische Ge-
werbetreibende, insbesondere Selbstédndigerwerbende, die durch die
Maschen des Bundes und Kantons fallen. Konkreter Projektverzicht.

Préasident: Stimmen gerade noch einmal ab Uber die Traktandum 21, die Diskussions-
gewdahrung.

Abstimmung

2020.SR.000131

1/3-Quorum nicht erreicht

Ja 15
Nein 45
Enthalten 1 Namensliste 032

Prasident: Die Diskussion ist auch nicht gewahrt. Dann hatten auch hier die Einrei-
chenden das Wort fir eine kurze Erklarung. Thomas du misstest noch einmal driicken.

2018.SR.000267

23 Interpellation Fraktion SVP (Alexander Feuz, SVP): Spesenexzesse in
Genf: Offene Fragen zu den Spesen und Ausgaben der Gemeinderéate
und Direktionen in Bern

Prasident: Das ist eine Interpellation auch von der Fraktion SVP. Wir stimmen ab tber
die Diskussionsgewadhrung bei Traktandum Nummer 23.

Verschoben und eingereicht

Abstimmung

2018.SR.000267

1/3-Quorum nicht erreicht

Ja 15
Nein 45
Enthalten 1 Namensliste 033

Prasident: Die Diskussion ist auch nicht gewahrt. Dann hatten auch hier die Einrei-
chenden noch die Méglichkeit fur ein kurzes Votum.

Alexander Feuz (SVP) fir die Einreichenden: Ich bedauere es, dass man die Diskus-
sion nicht hat gewahren wollen. Ich halte einfach klar fest, wir haben hier auch Spesen-
ausgaben der Gemeinderate und der Direktion. Es ware sehr interessant, wie das ge-
wesen ist. Ich habe auch meine Zweifel und ich sage es lhnen ganz ehrlich, dass da
gestitzt auf Best-Pratice-Regel der Gemeinderat und die Kaderangehdrige nach New
York fliegen konnten. Wie die Best-Pratice-Regel aussieht, haben wir heute in einer
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kleinen Anfrage erfragen wollen, wie es herauskommt. Es ist einfach immer wieder
schon — der Stadtprasident soll vielleicht auch kurz zuhéren —, dass die Privaten schi-
kaniert werden, die bekommen keine Parkplatze und der Herr Stadtpréasident fliegt in
einer grossen Selbstherrlichkeit herum.

Der Prasident bittet den Rat um Ruhe fir die letzten 2 Minuten.

Merci vielmals. Und wir sollen das nachher biissen, aber dariiber geht man kalt [achelnd
hinweg und sagt, es ist sehr wichtig fur die Stadt Bern, dass man dort in New York ist.
Es gibt gewisse Korruptionstatbestande. Man muss das wirklich genauer anschauen
und es ist dann die Frage, ob der Gemeinderat nicht hier Selbstbeschrankungsmass-
nahmen machen soll. Es kann fir mich nicht sein, dass man nachher sagt, man unter-
steht nicht am Personalreglement und kann nachher eben teure Geschenke entgegen-
nehmen. Das ist genau das. Das sind zwar nicht Spesenexzesse, aber man l&asst sich
dann teuer einladen. Fir mich ganz klar, dass wird weitere Nachforschungen nach sich
ziehen. Pierre Maudet ist verurteilt worden und im Wallis will man die Kantonsréte, die
ein Skibillet genommen haben, in die Verantwortung nehmen. Merci.

Prasident: Merci vielmals, Alex. Ich habe Euch lange genug belbt. Merci vielmals, sind
wir noch durchgekommen. Wir machen Feierabend. Ihr habt Euch das Feierabend-Bier
verdient. Ich winsche allen einen schonen Abend und wir sehen uns in 2 Wochen zur
letzten Sitzung. Adieu miteinander.

Verschobene Traktanden

Der Stadtrat verschiebt die Beratung der folgenden Traktanden auf eine spéatere Sit-
zung:

16 Motion Fraktion SP/JUSO (Laura Binz / Timur Akcasayar / Barbara Nyffeler, SP):
Schliessung Spital Tiefenau: Zwischennutzungen jetzt angehen

17 Motion Fraktion GB/JA! (Devrim Abbasoglu-Akturan, GB) — tbernommen durch Ka-
tharina Gallizzi (GB): Soziale Wohnpolitik starken: Preisglinstigen Wohnungsbau mit
«Berner Definition»; Begriindungsbericht

22 Motion Freie Fraktion AL/GaP/PdA (Simone Machado, GaP/Eva Gammenthaler/Ta-
bea Rai, AL/Zora Schneider, PdA): Jeder Kéfer zahlt!

24 Interfraktionelle Interpellation SP/JUSO, GB/JA! (Bettina Stiissi, SP/Ursina Ande-
regg, GB): Bei Verbesserungen der stadtischen Anstellungsbedingungen Leistungsab-
bau bei den Leistungsvertragspartner*innen verhindern

25 Interfraktionelle Motion AL/GPB-DA/PdA+, GFL/EVP, GB/JA!, SP, GLP (Christa Am-
mann, AL/Daniel Egloff, PdA/Janine Wicki, GFL/Leena Schmitter, GB/Lena Sorg,
SP/Melanie Mettler, GLP/Bettina Jans-Troxler, EVP): Stadtteile ohne Partnergewalt
(StoP). Fur ein Pilotprojekt in Bern!; Begriindungsbericht

26 Motion Marcel Withrich (GFL): Larmschutz vor nachtlichem Zeitschlag

27 Interfraktionelles Postulat GB/JA!, GFL/EVP, GLP/JGLP, SP/JUSO, FDP/JF (Regula
Bihlmann, GB/Ursina Anderegg, GB/Matthias Sturmer, EVP/Marcel Wadthrich,
GFL/Edith Siegenthaler, SP/Melanie Mettler, GLP/Dannie Jost, FDP): Nachhaltige Ent-
wicklungsziele (SDG): Berns Beitrag zur Umsetzung der UN-Agenda 2030; Prifungs-
bericht

28 Interpellation Henri-Charles Beuchat (SVP) — Gbernommen durch Alexander Feuz
(SVP): Islamismus provoziert — Erhalt der 6ffentlichen Ordnung in der Stadt Bern

29 Postulat Fraktion SP/JUSO (Bernadette Hafliger/Yasemin Cevik, SP): Kameratber-
wachung des offentlichen Raums durch Private; Prifungsbericht
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30 Interpellation Henri-Charles Beuchat (SVP) — ibernommen durch Alexander Feuz
(SVP): Polizeipatrouille mit Leuchtsignalmunition vom Dach der Reitschule angegriffen
— schwere Straftat nicht einfach hinnehmen

31 Interfraktionelle Motion GB/JA!, SP/JUSO, AL/GaP/PdA (Franziska Grossenbacher,
GB/Timur Akcasayar, SP/Tabea Rai, AL/Luzius Theiler GAP): Keine Buebetrickli bei
den verkehrsintensiven Vorhaben (ViV) — gegen eine Erhéhung der Fahrtenzahl fir das
Einkaufszentrum Westside; Begriindungsbericht

32 Interpellation Thomas Glauser (SVP): Griffige Massnahmen zum Schutz vor politisch
motivierter Gewalt

33 Interpellation Erich Hess (SVP): Transparenz und Kontrolle der ambulanten Famili-
enbegleitungen und ihre Tarife, Prdsenzstunden und Kosten

34 Interpellation Fraktion SP/JUSO (Edith Siegenthaler/Timur Akgasayar, SP): Leiht
EWB dem AKW Gdsgen Geld?35 Interpellation Fraktion GFL/EVP (Marcel Wthrich,
GFL): Gewahrung eines Aktionarsdarlehens an das KKW Goésgen?

Eingereichte Vorstésse

An der heutigen Sitzung wurden folgende Vorstdsse eingereicht:

1. Kleine Anfrage (Marcel Withrich, GFL / Laura Binz, SP / Gabriela Blatter, GLP /
Raffael Joggi, AL / Sibyl Eigenmann, Mitte / Therese Streit, EVP): Stand der interfrak-
tionellen Motion "Effektive Massnahmen gegen Lichtverschmutzung in der Bauordnung
aufnehmen"

2. Kleine Anfrage Fraktion SVP (Alexander Feuz, SVP / Thomas Glauser, SVP): Kont-
roverser Paldstina Brief der neu gewahlten Direktorin der Kunsthalle: Wieso schweigt
der Gemeinderat weiterhin? Wieso folgt der Gemeinderat nicht dem Beispiel des zu-
standigen Regierungsrats des Kantons Basel Stadt? Was unternimmt der Gemeinderat
konkret gegen die kiinftige Direktorin der Kunsthalle und die Leiterin Kultur?

3. Kleine Anfrage Fraktion SVP (Alexander Feuz, SVP / Thomas Glauser, SVP): Wer-
den im bisher unangetastetem Wald neue Bauten erstellt? Sind der geplante Waldwip-
felpfad, das neue Betriebsgebdude und die Liftanlage im Wald bewilligungsfahig?
Bauen im Wald, braucht es daflir nicht Zonenplandnderung mit Volksabstimmung? Pro-
zessrisiken? Werden neue Bereiche im Dahlhélzliwald zusatzlich kostenpflichtig? Alle
Handys verfiigen heute Uber Karten-Apps: Wieso soll es gleichwohl fir unkundige Be-
sucher schwierig sein, die Eingédnge in den Tierpark zu finden?

4. Kleine Anfrage Fraktion SVP (Alexander Feuz, SVP / Thomas Glauser, SVP): Wieso
wurde die zustandige Quartierkommission QUAV4 und die Quartierbevélkerung nicht
vorgangig Uber das Projekt und die geplante Schliessung des Streichelzoos informiert?
Wieso wurde der neben dem Streichelzoos gelegene Kinderspielplatz 2020 teuer sa-
niert werden, wenn nun der Streichelzoo aufgegeben werden soll?

5. Kleine Anfrage Fraktion SVP (Alexander Feuz, SVP / Thomas Glauser, SVP): Ab-
schaffung Streichelzoo: Gehort der artengerechte Umgang mit Nutztieren und das Wis-
sen uber das Verhalten von Wildtieren nicht ebenfalls zum Bildungsauftrag des Tier-
parks? Soll der Kontakt von kleinen Kindern zu Tieren in Zukunft vorab Gber Kréten und
Gelbbauchunken erfolgen? Wie soll das als Ersatz vorgesehene Aare-Artenschutzzent-
rum und der Waldwipfelpfad den direkten Umgang mit Tieren fir kleine Kinder erset-
zen? Geht die wichtige Zielgruppe der Kleinsten dem Tierpark nicht verloren, wenn sie
die neu geschaffenen Angebote infolge Sicherheitsgrinden (Waldwipfelpfad) resp. Al-
ters (Besuch Zentrum) gar nicht nutzen kénnen?

6. Kleine Anfrage Fraktion Mitte (Milena Daphinoff, Mitte / Claudio Righetti, Mitte): Dis-
tanziert sich die designierte Direktorin der Kunsthalle Bern, llliana Fokianaki, vom Ter-
ror der Hamas?
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7. Kleine Anfrage Milena Daphinoff (Mitte), Simone Richner (FDP/JF): Causa Estefania
Miranda - wurde der Fall aufgeklart und welche Rolle hat die Stadt bei der Aufklarung
eingenommen?

8. Interfraktionelle Motion GB/JA, GLP/JGLP, SP/JUSO, AL/PdA, GFL/EVP (Anna Jeg-
her, JA / Esther Meier, GB / Michael Ruefer, GLP / Sofia Fisch, JUSO / Szabolcs Miha-
lyi, SP / Eva Chen, AL / Matteo Micieli, PdA / Marcel Wathrich, GFL): Ein queerer Be-
gegnungsort in der Stadt Bern

9. Kleine Anfrage Janosch Weyermann (SVP): Mietausfélle durch leerstehende Biro-
flachen in stadteigenen Liegenschaften

10. Kleine Anfrage Fraktion SVP (Alexander Feuz, SVP / Thomas Glauser, SVP): Gilt
die gemass Gemeinderat zuldssige Annahme von Einladungen und teuren Geschenken
auch fur die oberen Kader? Ist es wirklich im Interesse der Stadt Bern, dass der Ge-
meinderat und die hohen Kader gestitzt auf die vom Gemeinderat angefiihrte soge-
nannte "best pracites" Regelung Geschenke und Einladungen von hohem Geldwert an-
nehmen kdnnen? Liegt hier nichts angesichts der Zielsetzungen der Bekdmpfung der
Korruption ein Umgehungstatbestand vor? Ist der Gemeinderat bereit, freiwillig ein ent-
sprechendes Reglement zu erlassen?

Schluss der Sitzung: 22.29 Uhr.

Namens des Stadtrats

Der Prasident fur das Protokoll
09.02.2024 11.02.2024
7 V. vy~
X 77 X
Signiert von: MICHAEL JEROEN HOEKSTRA Signiert von: ANITA FLESSENKAMPER

Redaktion: Clara Rusi
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	19 Interpellation Fraktion SVP (Hans Ulrich Gränicher/Alexander Feuz, SVP): Bern Welcome und Förderverein Bern Tourismus: Gibt es hier Interessenkonflikte?
	Abstimmung


	2020.SR.000130
	20 Interpellation Fraktion SVP (Niklaus Mürner/Alexander Feuz, SVP): Wirtschaftsunterstützung während Corona-Zeiten für heimische Gewerbetreibende, insbesondere Selbständigerwerbende, die durch die Maschen des Bundes und Kantons fallen. Nichtstun ist ...
	Abstimmung


	2020.SR.000131
	21 Interpellation Fraktion SVP (Niklaus Mürner, Alexander Feuz, SVP): Wirtschaftsunterstützung während Corona-Zeiten für heimische Gewerbetreibende, insbesondere Selbständigerwerbende, die durch die Maschen des Bundes und Kantons fallen. Konkreter Pro...
	Abstimmung


	2018.SR.000267
	23 Interpellation Fraktion SVP (Alexander Feuz, SVP): Spesenexzesse in Genf: Offene Fragen zu den Spesen und Ausgaben der Gemeinderäte und Direktionen in Bern

	Verschoben und eingereicht
	Abstimmung
	Verschobene Traktanden
	Eingereichte Vorstösse

	Schluss der Sitzung: 22.29 Uhr.

